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9210-8-I

Verordnung 
zur Änderung der 

Verordnung zur Erteilung einer Fahrberechtigung an 
Mitglieder der Freiwilligen Feuerwehren, der nach Landesrecht 
anerkannten Rettungsdienste und der technischen Hilfsdienste

Vom 19. Juli 2011

Es	erlassen	auf	Grund	von	

1.	 §  6	 Abs.  5	 Satz  1	 des	 Straßenverkehrsgeset-
zes	 in	 der	 Fassung	 der	 Bekanntmachung	 vom	
5. März	2003	 (BGBl  I S.  310,	919),	 zuletzt	geän-
dert	durch	Art.	2	des	Gesetzes	vom	12. Juli	2011	
(BGBl I S. 1378),	

die	Bayerische	Staatsregierung	

2.	 Art. 8	Abs. 1	des	Gesetzes	über	Zuständigkeiten	
im	Verkehrswesen	(ZustGVerk)	vom	28. Juni	1990	
(GVBl	S. 220,	BayRS	9210-1-W),	zuletzt	geändert	
durch	§ 2	des	Gesetzes	vom	24. März	2010	(GVBl	
S. 138),

das	Bayerische	Staatsministerium	des	Innern

folgende	Verordnung:

§	1

Die	Verordnung	zur	Erteilung	einer	Fahrberech-
tigung	 an	 Mitglieder	 der	 Freiwilligen	 Feuerwehren,	
der	 nach	 Landesrecht	 anerkannten	 Rettungsdienste	
und	der	technischen	Hilfsdienste	vom	8.	Oktober	2009	
(GVBl	S.	510,	BayRS	9210-8-I)	wird	wie	folgt	geändert:

1.	 Die	 Überschrift	 der	 Verordnung	 erhält	 folgende	
Fassung:

„Verordnung	 zur	 Erteilung	 einer	 Fahrberechti-
gung	an	Angehörige	der	Freiwilligen	Feuerweh-
ren,	der	nach	Landesrecht	anerkannten	Rettungs-
dienste,	des	Technischen	Hilfswerks	und	sonstiger	
Einheiten	 des	 Katastrophenschutzes	 (Bayerische	
Fahrberechtigungsverordnung	–	FBerV)“.

2.	 §	1	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 Die	Überschrift	wird	wie	folgt	geändert:

aa)	 Das	 Wort	 „Mitglieder“	 wird	 durch	 das	
Wort	„Angehörige“	ersetzt.

bb)	 Die	 Worte	 „und	 der	 technischen	 Hilfs-
dienste“	wird	durch	die	Worte	„,des	Tech-
nischen	Hilfswerks	und	sonstiger	Einhei-
ten	des	Katastrophenschutzes“	ersetzt.

b)	 Abs.	1	erhält	folgende	Fassung:

„(1)	 1Angehörigen	 der	 Freiwilligen	 Feu-
erwehren,	der	nach	Landesrecht	anerkannten	
Rettungsdienste,	des	Technischen	Hilfswerks	
und	 sonstiger	 Einheiten	 des	 Katastrophen-
schutzes,	 die	 seit	 mindestens	 zwei	 Jahren	
im	 Besitz	 einer	 Fahrerlaubnis	 der	 Klasse  B	
sind,	kann	auf	Antrag	eine	Fahrberechtigung	
erteilt	werden,	die	zum	Führen	von	Einsatz-
fahrzeugen	 bis	 zu	 einer	 zulässigen	 Gesamt-
masse	von	4,75 t,	auch	mit	Anhänger,	sofern	
die	zulässige	Gesamtmasse	der	Kombination	
4,75 t	nicht	übersteigt,	berechtigt.	2Die	Fahr-
berechtigung	 gilt	 nur	 für	 die	 ehrenamtliche	
Aufgabenerfüllung	 der	 in	 Satz	 1	 genannten	
Organisationen.	 3Die	 Fahrberechtigung	 darf	
nur	erteilt	werden,	wenn	der	Bewerber	eine	
Ausbildung	 absolviert	 hat,	 die	 Fähigkeiten	
und	Verhaltensweisen	zum	Führen	von	Fahr-
zeugen	bis	zu	einer	zulässigen	Gesamtmasse	
von	 4,75  t	 oder	 einer	 Fahrzeugkombination,	
deren	 Gesamtmasse	 4,75  t	 nicht	 übersteigt,	
zum	 Gegenstand	 hat,	 und	 seine	 Befähigung	
in	 einer	 praktischen	 Prüfung	 nachgewiesen	
hat.	 4Sätze	 1	 bis	 3	 gelten	 entsprechend	 für	
die	 Erteilung	 einer	 Fahrberechtigung	 zum	
Führen	 von	 Einsatzfahrzeugen	 bis	 zu	 einer	
zulässigen	Gesamtmasse	von	7,5  t,	 auch	mit	
Anhänger,	sofern	die	zulässige	Gesamtmasse	
der	Kombination	7,5 t	nicht	übersteigt.“

c)	 Abs.	2	wird	wie	folgt	geändert:

aa)	 In	Satz	1	werden	die	Satznummerierung	
„1“	gestrichen	und	nach	dem	Wort	„Fahr-
berechtigung“	 die	 Worte	 „nach	 Abs.  1	
Sätze	1	und	4“	eingefügt.

bb)	Satz	2	wird	aufgehoben.

3.	 §	2	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 In	 Abs.	 1	 Satz	 1	 werden	 die	 Worte	 „eines	
Fahrzeugs	 bis	 zu	 einer	 zulässigen	 Gesamt-
masse	von	4,75 t“	durch	die	Worte	„der	in	§	1	
Abs.	 1	 Sätze	 1	 und	 4	 genannten	 Fahrzeuge	
oder	Fahrzeugkombinationen“	ersetzt.

b)	 Abs.	2	wird	wie	folgt	geändert:

aa)	 Der	bisherige	Wortlaut	wird	Satz 1.

bb)	Es	 wird	 folgender	 Satz	 2	 angefügt:	

9210-8-I

Verordnung  
zur Änderung der  

Verordnung zur Erteilung einer Fahrberechtigung an  
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„2Die	 Ausbildung	 kann	 auch	 organisati-
onsübergreifend	erfolgen.“

c)	 Abs. 3	wird	wie	folgt	geändert:

aa)	 In	Satz 1	werden	die	Satznummerierung	
„1“	und	nach	den	Worten	„Ausbildungs-
berechtigt	sind“	die	Worte	„Fahrlehrer	im	
Sinn	 des	 Fahrlehrergesetzes	 sowie“	 ein-
gefügt.

bb)	In	Satz 2	werden	die	Satznummerierung	
„2“	eingefügt	und	das	Wort	„eine“	durch	
die	Worte	„die	Vorlage	einer“	ersetzt.	

d)	 In	Abs.	4	werden	die	Worte	„das	antragstel-
lende	Mitglied	das	Führen	eines	Ausbildungs-
fahrzeugs“	 durch	 die	 Worte	 „der	 Bewerber	
das	 Führen	 des	 jeweiligen	 Ausbildungsfahr-
zeugs“	ersetzt.

4.	 §	3	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 In	Satz	1	werden	die	Worte	„bis	zu	einer	zu-
lässigen	Gesamtmasse	von	4,75 t“	gestrichen.	

b)	 In	Satz 3	werden	die	Worte	„bis	zu	4,75 t	zu-
lässiger	Gesamtmasse“	gestrichen.

c)	 Es	wird	folgender	Satz	6	angefügt:

„6Satz	 5	 gilt	 nicht,	 wenn	 die	 Ausbildung	
durch	einen	Fahrlehrer	im	Sinn	des	Fahrleh-
rergesetzes	durchgeführt	wurde.“

5.	 §§	5	und	6	erhalten	folgende	Fassung:

„§ 5

Zuständigkeiten

Zuständig	für	die	Erteilung	der	Fahrberechti-
gungen	im	Sinn	von	§ 1	Abs. 1	Sätze 1	und	4	sind	
die	Kreisverwaltungsbehörden.

§ 6

Erlöschen	und	Ruhen	der	Fahrberechtigung

(1)	Die	Fahrberechtigung	erlischt

1.	 mit	 der	 unanfechtbaren	 oder	 sofort	 vollzieh-
baren	 Entziehung	 der	 allgemeinen	 Fahrer-
laubnis	der	Klasse	B,

2.	 im	 Fall	 des	 Verzichts	 auf	 die	 Fahrerlaubnis	
der	Klasse	B.

(2)	 Während	 der	 Dauer	 eines	 Fahrverbots	
nach	§	25	des	Straßenverkehrsgesetzes	darf	von	
der	 Fahrberechtigung	 kein	 Gebrauch	 gemacht	
werden.“

6.	 Es	wird	folgender	neuer	§	7	eingefügt:

„§	7

Übergangsregelung

1Fahrberechtigungen	 für	 Einsatzfahrzeuge	
bis	zu	einer	zulässigen	Gesamtmasse	von	4,75  t,	
die	 vor	 dem	 1.	 September	 2011	 erteilt	 worden	
sind,	bleiben	im	bisherigen	Umfang	bestehen.	2Im	
Rahmen	 der	 ehrenamtlichen	 Aufgabenerfüllung	
berechtigen	die	in	Satz 1	genannten	Fahrberech-
tigungen	auch	zum	Führen	von	Fahrzeugkombi-
nationen,	 sofern	 die	 zulässige	 Gesamtmasse	 der	
Kombination	4,75 t	nicht	übersteigt.“

7.	 Der	bisherige	§ 7	wird	§ 8.

8.	 Anlage 1	wird	durch	die	Anlage	zu	dieser	Verord-
nung	ersetzt.

9.	 Anlage	2	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 Nr.	1	wird	wie	folgt	geändert:

aa)	 Buchst.	a	wird	wie	folgt	geändert:

aaa)	 Im	 einleitenden	 Teil	 werden	 die	
Worte	 „mit	 einer	 zulässigen	 Ge-
samtmasse	von	4,75 t“	gestrichen.

bbb)	Im	 vierten	 Spiegelstrich	 wird	 der	
Schlusspunkt	durch	ein	Komma	er-
setzt.

ccc)		 Es	 wird	 folgender	 fünfter	 Spiegel-
strich	angefügt:

„–	 Absicherung	an	der	Einsatzstelle.“

bb)	Es	wird	folgender	Buchst.	c	angefügt:

„c)	 Sofern	 die	 Ausbildung	 mit	 einer	
Fahrzeugkombination	erfolgt,	soll	die	
Ausbildung	 zusätzlich	 folgende	 In-
halte	beinhalten:

–	 Anhänger	ankuppeln	und	abkup-
peln,

–	 Prüfen	der	Kupplungseinrichtung	
(Kontrolle	 der	 Befestigung	 und	
Sicherung),

–	 Funktion	 der	 elektrischen	 Ein-
richtung	des	Anhängers,

–	 Funktion	der	Bremsanlage,

–	 Rückwärtsfahren	 um	 eine	 Ecke	
nach	links,

–	 Sicherung	des	Anhängers	gegen	
Wegrollen	 (Feststellbremse,	 Un-
terlegkeile).“

b)	 Nrn.	2	und	3	erhalten	folgende	Fassung:
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„2.	 Umfang

Der	 Mindestumfang	 der	 Ausbildung	 be-
trägt

–	 vier	 Einheiten	 zu	 je	 45	 Minuten	 für	
den	 Erwerb	 einer	 Fahrberechtigung	
nach	§	1	Abs.	1	Satz	1,

–	 sechs	Einheiten	zu	je	45	Minuten	für	
den	 Erwerb	 einer	 Fahrberechtigung	
nach	§	1	Abs.	1	Satz	4,

–	 zwei	Einheiten	zu	 je	45	Minuten	 für	
den	 Inhaber	 einer	 Fahrberechtigung	
nach	§	1	Abs.	1	Satz	1	zum	Aufstieg	
auf	eine	Fahrberechtigung	zum	Füh-
ren	 von	 Einsatzfahrzeugen	 bis	 zu	
einer	 zulässigen	 Gesamtmasse	 von	
7,5  t,	 auch	 mit	 Anhänger,	 sofern	 die	
zulässige	 Gesamtmasse	 der	 Kombi-
nation	7,5 t	nicht	übersteigt.

3.	 Anforderungen	 an	 das	 Ausbildungsfahr-
zeug

Das	 Ausbildungsfahrzeug	 muss	 fol-
gende	Voraussetzungen	erfüllen:

a)	 Für	 den	 Erwerb	 einer	 Fahrberechti-
gung	nach	§	1	Abs.	1	Satz	1:

–	 zulässige	Gesamtmasse	von	mehr	
als	3,5 t	bis	4,75 t,

–	 Mindestlänge	5 m,

–	 Mindestgeschwindigkeit	80 km/h,

–	 Aufbau	 kastenförmig	 oder	 ver-
gleichbar,	 mindestens	 so	 hoch	
und	breit	wie	die	Führerkabine.

Sofern	die	Ausbildung	auf	einer	Fahr-
zeugkombination	 durchgeführt	 wird,	
ist	eine	Kombination	aus	einem	Fahr-
zeug	 und	 einem	 Anhänger,	 die	 als	
Kombination	nicht	der	Klasse	B	zuzu-
rechnen	 ist	und	deren	 zulässige	Ge-
samtmasse	in	der	Kombination	4,75 t	
nicht	übersteigt,	zu	verwenden.

b)	 Für	 den	 Erwerb	 einer	 Fahrberechti-
gung	nach	§	1	Abs.	1	Satz	4:

–	 zulässige	Gesamtmasse	von	mehr	
als	4,75 t	bis	7,5 t,

–	 im	 Übrigen	 gelten	 die	 unter	
Buchst.	a	genannten	Anforderun-
gen.

Sofern	 die	 Ausbildung	 auf	 einer	 Fahr-
zeugkombination	 durchgeführt	 wird,	 ist	
eine	 Kombination	 aus	 einem	 Fahrzeug	

und	 einem	 Anhänger,	 die	 als	 Kombina-
tion	 nicht	 der	 Klasse	 B	 zuzurechnen	 ist	
und	deren	zulässige	Gesamtmasse	in	der	
Kombination	mehr	als	4,75 t	bis	7,5 t	be-
trägt,	zu	verwenden.

c)	 Die	 Ausbildungsfahrzeuge	 nach	
Buchst.	a	und	b	müssen	bei	der	Teil-
nahme	 am	 öffentlichen	 Straßenver-
kehr	 mit	 einem	 zusätzlichen	 rechten	
und	linken	Außenspiegel	ausgestattet	
sein,	soweit	die	vorhandenen	Spiegel	
der	 ausbildungsberechtigten	 Person	
keine	ausreichende	Sicht	nach	hinten	
ermöglichen.“

10.	 Anlage	3	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 In	 der	 Überschrift	 werden	 die	 Worte	 „und	
der	 technischen	 Hilfsdienste“	 ersetzt	 durch	
die	Worte	„, des	Technischen	Hilfswerks	und	
sonstiger	 Einheiten	 des	 Katastrophenschut-
zes“.

b)	 In	Nrn.	1.2,	2,	3.2	und	3.3	werden	jeweils	die	
Worte	 „das	 antragstellende	 Mitglied“	 durch	
die	Worte	„der	Bewerber“	ersetzt.

c)	 Nr.	4	wird	wie	folgt	geändert:

aa)	In	Satz	1	wird	vor	dem	Wort	„Anforderun-
gen“	das	Wort	„jeweiligen“	eingefügt.

bb)	In	Satz	2	werden	die	Worte	„das	antrag-
stellende	Mitglied“	durch	die	Worte	„den	
Bewerber“	ersetzt.

11.	 Anlage	4	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 Im	 ersten	 Spiegelstrich	 werden	 die	 Worte	
„antragstellenden	Mitglieds“	durch	das	Wort	
„Bewerbers“	ersetzt.

b)	 Im	 dritten	 Spiegelstrich	 werden	 die	 Worte	
„antragstellenden	Mitglieds“	durch	das	Wort	
„Bewerbers“	und	die	Worte	„das	antragstel-
lende	Mitglied“	durch	die	Worte	„den	Bewer-
ber“	ersetzt.

§	2

Diese	Verordnung	 tritt	am	1.	September	2011	 in	
Kraft.

München,	den	19. Juli	2011

Der Bayerische Ministerpräsident

Horst		S	e	e	h	o	f	e	r

Bayerisches Staatsministerium des Innern

Joachim		H	e	r	r	m	a	n	n	,		Staatsminister
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Anlage 

Anlage 1 

 

Nachweis der Fahrberechtigung zum Führen von Einsatzfahrzeugen der Freiwilligen Feuerwehren, der 
nach Landesrecht anerkannten Rettungsdienste, des Technischen Hilfswerks und sonstiger Einheiten 
des Katastrophenschutzes 

 
 
  
 

Nachweis der Fahrberechtigung zum Führen von Einsatzfahrzeugen der Freiwilligen Feuerwehren, 
der nach Landesrecht anerkannten Rettungsdienste, des Technischen Hilfswerks und  

sonstiger Einheiten des Katastrophenschutzes 
 
 
 
Name, Vorname 
 
............................................................................................................................................................................ 
 
Geboren am ...............................         in ....................................................... 
 
 
ist berechtigt, im Rahmen der ehrenamtlichen Aufgabenerfüllung Einsatzfahrzeuge der Freiwilligen 
Feuerwehren, der nach Landesrecht anerkannten Rettungsdienste, des Technischen Hilfswerks und 
sonstiger Einheiten des Katastrophenschutzes mit einer zulässigen Gesamtmasse bis 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
zu führen. 
 
Dieser Nachweis gilt nur in Verbindung mit einer Fahrerlaubnis der Klasse B. 
 
 
Behörde: ............................................... 
 
 
Ort: ................................... 
 
 
Ausgehändigt am ........................................... 
     (Datum) 
 
 
 
___________________________________                    __________________________________ 
 
Stempel und Unterschrift der Behörde                   Unterschrift der Fahrberechtigungs-

inhaberin/des Fahrberechtigungs-
inhabers  

 
 
 
 
 
 
 

             
    

 
 

�  4,75 t - auch mit Anhänger, sofern die 
zulässige Gesamtmasse der 
Kombination 4,75 t nicht übersteigt 

 
 

Dienstsiegel: 

�  7,5 t - auch mit Anhänger, sofern die 
zulässige Gesamtmasse der 
Kombination 7,5 t nicht übersteigt 

 
 
Dienstsiegel: 
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2170-5-1-A

Verordnung 
zur Ausführung des 

Pfl ege- und Wohnqualitätsgesetzes 
(AVPfl eWoqG)1)

Vom 27. Juli 2011

Es	erlassen	auf	Grund	von

1.	 Art. 25	Abs. 1	des	Gesetzes	zur	Regelung	der	Pfl	e-
ge-,	Betreuungs-	und	Wohnqualität	im	Alter	und	
bei	 Behinderung	 (Pfl	ege-	 und	 Wohnqualitätsge-
setz	–	Pfl	eWoqG)	vom	8. Juli	2008	(GVBl	S. 346,	
BayRS	2170-5-A),

die	Bayerische	Staatsregierung,

2.	 Art. 25	Abs. 2	des	Gesetzes	zur	Regelung	der	Pfl	e-
ge-,	Betreuungs-	und	Wohnqualität	im	Alter	und	
bei	 Behinderung	 (Pfl	ege-	 und	 Wohnqualitätsge-
setz	–	Pfl	eWoqG)	vom	8. Juli	2008	(GVBl	S. 346,	
BayRS	2170-5-A),

das	Bayerische	Staatsministerium	für	Arbeit	und	
Sozialordnung,	 Familie	 und	 Frauen	 im	 Einver-
nehmen	 mit	 den	 Bayerischen	 Staatsministerien	
für	Unterricht	und	Kultus,	der	Finanzen,	für	Wirt-
schaft,	 Infrastruktur,	 Verkehr	 und	 Technologie	
und	für	Umwelt	und	Gesundheit

folgende	Verordnung:

Inhaltsübersicht

Teil 1

Bauliche Mindestanforderungen

§			1		 Anwendungsbereich;	Allgemeine	Anforderungen
§			2		 Bauliche	Grundanforderungen
§			3		 Wohnfl	ächen
§			4		 Wohnplätze
§			5		 Abschiedsraum
§			6		 Gemeinschaftsräume
§			7		 Therapieräume
§			8		 Sanitäre	Anlagen
§			9		 Rufanlage,	Telekommunikationsanschluss
§	10		 Fristen	zur	Angleichung

Teil 2

Personelle Mindestanforderungen

§	11		 Allgemeine	Anforderungen
§	12		 	Eignung	der	Einrichtungsleitung	und	der	Pfl	egedienst-

leitung
§	13		 Persönliche	Ausschlussgründe
§	14		 	Leitung	mehrerer	stationärer	Einrichtungen,	Personal-

union	von	Einrichtungsleitung	und	Pfl	egedienstleitung
§	15		 Betreuende	Tätigkeiten
§	16		 Fachkräfte	und	qualifi	zierte	Hilfskräfte
§	17		 Fort-	und	Weiterbildung

Teil 3

Mitwirkung und Teilhabe

Abschnitt 1

Allgemeines

§	18		 Allgemeine	Anforderungen
§	19		 Aufgaben	des	Trägers	und	der	Einrichtungsleitung

Abschnitt 2

Wahl und Zusammensetzung der Bewohnervertretung

§	20		 Wahlberechtigung
§	21		 Wählbarkeit
§	22		 Zahl	der	Mitglieder	der	Bewohnervertretung
§	23		 Bestellung	des	Wahlausschusses
§	24		 Vorbereitung	und	Durchführung	der	Wahl
§	25		 Wahlverfahren
§	26		 Wahlschutz	und	Wahlkosten
§	27		 Wahlanfechtung
§	28		 Mitteilung	an	die	zuständige	Behörde

Abschnitt 3

Amtszeit der Mitglieder der Bewohnervertretung

§	29		 Amtszeit
§	30		 Neuwahl	der	Bewohnervertretung
§	31		 Ende	der	Mitgliedschaft
§	32		 Nachrücken	von	Ersatzmitgliedern

Abschnitt 4

Tätigkeit der Bewohnervertretung

§	33		 Vorsitz

___________________
1)	 § 59	dieser	Verordnung	dient	der	Umsetzung	der	Richtlinie	

2005/36/EG	 des	 Europäischen	 Parlaments	 und	 des	 Rates	
vom	7.	September	2005	über	die	Anerkennung	von	Berufs-
qualifi	kationen	(ABI	L	255	S.	22,	ber.	2007	L	271	S.	18,	2008	
L	93	S.	28,	2009	L	33	S.	49),	zuletzt	geändert	durch	Verord-
nung	(EU)	Nr.	213/2011	vom	3.	März	2011	(ABl	L	59	S.	4).

2170-5-1-A

Verordnung  
zur Ausführung des  

Pflege- und Wohnqualitätsgesetzes  
(AVPfleWoqG)1)

Vom 27. Juli 2011
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§	34		 Sitzungen	der	Bewohnervertretung
§	35		 Beschlüsse	der	Bewohnervertretung
§	36		 Bewohnerversammlung

Abschnitt 5

Stellung der Mitglieder der Bewohnervertretung; 
Verschwiegenheitspfl icht

§	37		 Stellung	der	Mitglieder	der	Bewohnervertretung
§	38		 Verschwiegenheitspfl	icht

Abschnitt 6

Mitwirkung und Mitbestimmung der Bewohnervertretung

§	39		 Aufgaben	der	Bewohnervertretung
§	40		 Mitbestimmung
§	41		 Form	und	Durchführung	der	Mitbestimmung
§	42		 Mitwirkung
§	43		 Form	und	Durchführung	der	Mitwirkung

Abschnitt 7

Bewohnerfürsprecherin und Bewohnerfürsprecher

§	44		 Bestellung	und	Aufgaben
§	45		 Aufhebung	der	Bestellung

Abschnitt 8

Teilhabe

§	46		 Teilhabe

Teil 4

Zusammenarbeit, Arbeitsgemeinschaften, Datenschutz-
rechtliche Bestimmungen; Aufzeichnungs- und Aufbewah-

rungspfl ichten; sachverständiger Dritter

§	47		 	Zusammenarbeit,	Arbeitsgemeinschaften,	Daten-
schutzrechtliche	Bestimmungen

§	48		 Aufzeichnungs-	und	Aufbewahrungspfl	ichten
§	49		 Begriff	des	sachverständigen	Dritten

Teil 5

Befreiungen und Abweichungen; Ordnungswidrigkeiten

§	50		 	Befreiungen	 und	 Abweichungen	 von	 baulichen	 Min-
destanforderungen

§	51		 	Befreiungen	und	Abweichungen	von	personellen	Min-
destanforderungen

§	52		 Ordnungswidrigkeiten

Teil 6

Allgemeine Vorschriften zur Weiterbildung

Abschnitt 1

Allgemeines

§	53		 Regelungsbereich
§	54		 Zielsetzung
§	55		 Weiterbildungsform
§	56		 Anrechnung	gleichwertiger	Qualifi	kationen
§	57		 	Gesamtverantwortung;	 Anerkennung	 von	 Weiterbil-

dungseinrichtungen;	Anzeigepfl	icht
§	58		 Gleichgestellte	Weiterbildungen
§	59		 	Gleichgestellte	Weiterbildungen	auf	Grund	der	Richt-

linie	2005/36/EG

Abschnitt 2

Prüfung

§	60		 Prüfungsausschuss
§	61		 Prüfungsformen	und	Leistungsnachweise
§	62		 Zulassung	zur	mündlichen	Abschlussprüfung
§	63		 Durchführung	der	Prüfungen
§	64		 Nachteilsausgleich
§	65		 Erkrankung,	Rücktritt,	Versäumnis
§	66		 Bewertung	der	Prüfungsergebnisse
§	67		 Festsetzung	der	Prüfungsergebnisse
§	68		 Wiederholung	von	Prüfungen
§	69		 Täuschungsversuche	und	Ordnungsverstöße
§	70		 Fehlzeiten

Abschnitt 3

Zeugnis, Nachweis, Urkunde

§	71		 Zeugnis	und	Nachweis
§	72		 Urkunde

Teil 7

Besondere Vorschriften zur Weiterbildung

Abschnitt 1

Einrichtungsleitung

§	73		 Qualifi	kationsziele
§	74		 Zugangsvoraussetzung
§	75		 Anforderungen	an	die	Leitung	der	Weiterbildung
§	76		 Inhalt	und	Umfang
§	77		 Weiterbildungsbezeichnung

Abschnitt 2

Pfl egedienstleitung

§	78		 Qualifi	kationsziele
§	79		 Zugangsvoraussetzung
§	80		 Anforderungen	an	die	Leitung	der	Weiterbildung
§	81		 Inhalt	und	Umfang
§	82		 Weiterbildungsbezeichnung

Abschnitt 3

Gerontopsychiatrische Pfl ege und Betreuung

§	83		 Qualifi	kationsziele
§	84		 Zugangsvoraussetzung
§	85		 Anforderungen	an	die	Leitung	der	Weiterbildung
§	86		 Inhalt	und	Umfang
§	87		 Weiterbildungsbezeichnungen
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Abschnitt 4

Praxisanleitung

§	88		 Qualifi	kationsziele
§	89		 Zugangsvoraussetzung
§	90		 Anforderungen	an	die	Leitung	der	Weiterbildung
§	91		 Inhalt	und	Umfang
§	92		 Weiterbildungsbezeichnung

Abschnitt 5

Eignungsprüfung, Anpassungslehrgang, Kenntnisprüfung

§	93		 Eignungsprüfung
§	94		 Anpassungslehrgang
§	95		 Kenntnisprüfung

Teil 8

Übergangs- und Schlussbestimmungen

§	96		 Zuständigkeit
§	97		 Übergangsregelung
§	98		 Inkrafttreten	und	Ersetzung	von	Bundesrecht

Anlage	1				Module	 der	 Weiterbildung	 zur	 Einrichtungslei-
tung

Anlage	2			Module	der	Weiterbildung	zur	Pfl	egedienstleitung
Anlage	3				Module	der	Weiterbildung	Gerontopsychiatrische	

Pfl	ege	und	Betreuung
Anlage	4			Module	der	Weiterbildung	zur	Praxisanleitung

Teil 1

Bauliche Mindestanforderungen

§ 1

Anwendungsbereich;	Allgemeine	Anforderungen

(1)	 Stationäre	 Einrichtungen	 im	 Sinn	 des	 Art.  2	
Abs. 1	Satz 1	des	Pfl	ege-	und	Wohnqualitätsgesetzes	
(Pfl	eWoqG),	die	in	der	Regel	mindestens	sechs	Perso-
nen	aufnehmen,	dürfen	nur	betrieben	werden,	wenn	
sie	 die	 Mindestanforderungen	 des	 Abs.  2	 sowie	 der	
§§ 2	bis 9	erfüllen,	soweit	nicht	nach	§§ 10,	 50	oder	97	
etwas	anderes	bestimmt	ist.

(2)	Bei	der	räumlichen	und	baulichen	Gestaltung	
ist	der	fachlichen	Konzeption	Rechnung	zu	tragen	und	
der	 voraussehbare	 sich	 verändernde	 behinderungs-	
und	 altersbedingte	 Bedarf	 der	 Bewohnerinnen	 und	
Bewohner	zu	berücksichtigen	und	einzuplanen.

§ 2

Bauliche	Grundanforderungen

(1)	 1Stationäre	 Einrichtungen	 und	 ihre	 Anlagen	

müssen	entsprechend	der	DIN 18040-2,	Barrierefrei-
es	 Bauen	 –	 Planungsgrundlagen	 –	 Teil	 2:	 Wohnun-
gen,	Ausgabe	2011	barrierefrei	erreicht	und	genutzt	
werden	 können2).	 2Wenn	 die	 Schwere	 der	 Behinde-
rung	der	Bewohnerinnen	und	Bewohner	es	erfordert,	
müssen	auch	die	Wohnplätze	und	ihre	Sanitärräume	
uneingeschränkt	mit	dem	Rollstuhl	entsprechend	der	
Norm	nutzbar	sein.	 3Satz 1	gilt	nicht	 für	Räume,	die	
ausschließlich	für	das	Personal	zugänglich	sind.	

(2)	1In	stationären	Einrichtungen	für	pfl	egebedürf-
tige	Volljährige	(stationäre	Einrichtungen	der	Pfl	ege)	
müssen	 Lagerräume	 und	 Fäkalienspülräume	 in	 je-
dem	Stockwerk	mit	Wohnplätzen	vorhanden	sein.	2In	
stationären	 Einrichtungen	 für	 volljährige	 behinderte	
oder	 von	 Behinderung	 bedrohte	 Menschen	 im	 Sinn	
des	§ 2	Abs. 1	des	Neunten	Buches	Sozialgesetzbuch	
(stationäre	 Einrichtungen	 für	 Menschen	 mit	 Behin-
derung)	 müssen	 Funktionsräume	 und	 Fäkalienspü-
len	in	ausreichender	Zahl	vorhanden	sein,	wenn	das	
Einrichtungskonzept	einen	eindeutigen	Schwerpunkt	
auf	pfl	egerische	Versorgung	legt	oder	die	tatsächliche	
Zusammensetzung	der	Bewohnerschaft	es	erfordert.

§ 3

Wohnfl	ächen

(1)	 Die	 Berechnung	 der	 Wohnfl	äche	 erfolgt	 ent-
sprechend	 der	 Verordnung	 zur	 Berechnung	 der	
Wohnfl	äche	 (Wohnfl	ächenverordnung	–	WoFlV)	vom	
25. November	2003	(BGBl I	S. 2346).

(2)	 Die	 Grundfl	ächen	 von	 Wintergärten,	 Balko-
nen,	Loggien,	Dachgärten	und	Terrassen	werden	bei	
der	Berechnung	der	Wohnfl	äche	nicht	berücksichtigt.

§ 4

Wohnplätze

(1)	 Wohnplätze	 dienen	 sowohl	 dem	 dauerhaften	
Wohnen	der	Bewohnerinnen	und	Bewohner	als	auch	
ihrer	Betreuung	und	Versorgung.	

(2)	1Der	Wohnplatz	für	eine	Person	muss	mindes-
tens	einen	Wohn-Schlaf-Raum	mit	einer	Wohnfl	äche	
von	14	m2,	der	Wohnplatz	für	zwei	Personen	mindes-
tens	einen	Wohn-Schlaf-Raum	mit	einer	Wohnfl	äche	
von	20	m2	umfassen.	 2Hierbei	nicht	enthalten	 ist	ein	
zugehöriger	 Sanitärraum	 sowie	 ein	 etwaiger	 Vor-
raum,	auch	wenn	er	nicht	baulich	abgetrennt	ist.

(3)	1In	den	stationären	Einrichtungen	muss	ein	an-
gemessener	 Anteil	 der	 Wohnplätze	 als	 Einzelwohn-
plätze	 ausgestaltet	 sein.	 2Wohnplätze	 für	 mehr	 als	
zwei	Personen	sind	unzulässig.

___________________
2)	 DIN	18040-2:2011-9,	Barrierefreies	Bauen	–	Planungsgrund-

lagen	 –	 Teil	 2:	 Wohnungen;	 Beuth-Verlag	 GmbH,	 10772	
Berlin
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(4)	 In	 einer	 stationären	 Einrichtung,	 die	 Wohn-
plätze	für	zwei	Personen	vorhält,	muss	mindestens	ein	
zusätzlicher	 Wohn-Schlaf-Raum	 für	 eine	 Person	 zur	
vorübergehenden	Nutzung	vorhanden	sein.

(5)	 Die	 Wohnplätze	 müssen	 unmittelbar	 von	 ei-
nem	 Flur	 oder	 einem	 gruppenbezogenen	 Gemein-
schaftsraum	erreichbar	sein,	der	den	Bewohnerinnen	
und	 Bewohnern,	 dem	 Personal	 und	 den	 Besuchern	
allgemein	zugänglich	ist.	

(6)	 Die	 Türen	 zu	 den	 Wohnplätzen	 müssen	 ab-
schließbar	und	im	Notfall	von	außen	zu	entriegeln	sein.	

§ 5

Abschiedsraum

Sofern	Wohnplätze	für	zwei	Personen	vorgesehen	
werden,	soll	ein	Abschiedsraum	vorgehalten	werden.	

§ 6

Gemeinschaftsräume

(1)	 1Gemeinschaftsräume	 dienen	 insbesondere	
der	Teilhabe	am	gemeinschaftlichen	Leben	und	sind	
nach	dem	fachlichen	Konzept	der	stationären	Einrich-
tung	zu	gestalten.	2Besteht	eine	stationäre	Einrichtung	
aus	 mehreren	 Gebäuden,	 muss	 in	 jedem	 Gebäude	
mindestens	 ein	 Gemeinschaftsraum	 vorhanden	 sein.	
3Jeder	Wohngruppe	oder	 jedem	Wohnbereich	ist	ein	
eigener	 Gemeinschaftsraum	 in	 räumlicher	 Nähe	 zu	
den	Wohnplätzen	der	Bewohnerinnen	und	Bewohner	
zuzuordnen.	 4Er	 muss	 so	 angelegt	 sein,	 dass	 grund-
sätzlich	 alle	 Bewohnerinnen	 und	 Bewohner	 einer	
Wohngruppe	oder	eines	Wohnbereichs	an	Veranstal-
tungen	und	Zusammenkünften	teilnehmen	können.

(2)	 Die	 Fläche	 der	 Gemeinschaftsräume	 muss	
mindestens	1,5	m2	je	Bewohnerin	und	Bewohner,	min-
destens	jedoch	20	m2	betragen.

§ 7

Therapieräume

1In	jedem	Gebäude	sind	Therapieräume	entspre-
chend	dem	verfolgten	fachlichen	Konzept	in	der	erfor-
derlichen	Anzahl	und	Größe	vorzusehen.	2Eine	Kom-
bination	mit	Gemeinschaftsräumen	ist	zulässig,	wenn	
die	 jeweilige	 Nutzungsmöglichkeit	 der	 Räume	 nicht	
unangemessen	eingeschränkt	wird.	

§ 8

Sanitäre	Anlagen

(1)	Jeder	Wohn-Schlaf-Raum	muss	einen	direkten	
Zugang	oder	einen	Zugang	über	einen	Vorraum	zu	ei-
nem	Sanitärraum	haben.	

(2)	1Bei	Badewannen-,	Dusch-	und	Waschtischar-
maturen	ist	ein	Verbrühungsschutz	erforderlich.	2Alle	
sanitären	Anlagen	müssen	über	geeignete	Haltegriffe	
verfügen.

(3)	 In	stationären	Einrichtungen	der	Pfl	ege	muss	
für	 jeweils	 bis	 zu	 40	 Bewohnerinnen	 und	 Bewohner	
mindestens	ein	Pfl	egebad	zur	Verfügung	stehen.

§ 9

Rufanlage,	Telekommunikationsanschluss

(1)	 1Wohn-Schlaf-Räume,	 Sanitärräume,	 Thera-
pieräume	 und	 Gemeinschaftsräume,	 die	 von	 pfl	e-
gebedürftigen	 Menschen	 genutzt	 werden,	 müssen	
jeweils	 mit	 einer	 geeigneten	 Rufanlage	 ausgestattet	
sein.	2In	Wohn-Schlaf-Räumen	von	Pfl	egebedürftigen	
muss	die	Rufanlage	von	jedem	Bett	aus	bedient	wer-
den	können.	3Für	den	Begriff	der	Pfl	egebedürftigkeit	
gelten	die	Bestimmungen	des	Elften	Buches	Sozialge-
setzbuch	(SGB	XI)	entsprechend.

(2)	Jeder	Wohnplatz	soll	über	einen	Telekommu-
nikationsanschluss	verfügen.

§ 10

Fristen	zur	Angleichung

(1)	1Für	stationäre	Einrichtungen,	die	bei	Inkraft-
treten	dieser	Verordnung	in	Betrieb	sind	oder	für	die	
eine	Baugenehmigung	beantragt	ist	und	die	die	Min-
destanforderungen	der	§ 1	Abs. 2	und	§§ 2	bis 9	nicht	
erfüllen,	gilt	eine	Angleichungsfrist	von	fünf	Jahren.	
2Die	zuständige	Behörde	kann	auf	Antrag	längere	an-
gemessene	Fristen	zur	Angleichung	an	die	einzelnen	
Anforderungen	einräumen.	3Der	Antrag	kann	frühes-
tens	 ein	 Jahr	 vor	 Ablauf	 der	 Fünf-Jahres-Frist	 ein-
gereicht	werden.4Die	Frist	 für	die	Angleichung	nach	
Satz  2	 endet	 bei	 grundlegenden	 Modernisierungs-
maßnahmen,	spätestens	jedoch	25	Jahre	nach	Inkraft-
treten	dieser	Verordnung.

(2)	Abweichend	von	Abs. 1	fi	nden	§ 2	Abs. 2	Satz 1	
und	§ 6	Abs. 1	Satz 3	keine	Anwendung	auf	stationä-
re	Einrichtungen	der	Pfl	ege	und	für	ältere	Menschen,	
die	 bei	 Inkrafttreten	 dieser	 Verordnung	 in	 Betrieb	
sind	oder	für	die	eine	Baugenehmigung	erteilt	wurde.

Teil 2

Personelle Mindestanforderungen

§ 11

Allgemeine	Anforderungen

(1)	 Der	 Träger	 einer	 stationären	 Einrichtung	 im	
Sinn	des	Art. 2	Abs. 1	Satz 1	Pfl	eWoqG	darf	nur	Perso-
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nen	beschäftigen,	die	die	Mindestanforderungen	des	
Abs. 2	und	der	§§ 12	bis 17	erfüllen,	soweit	nicht	 in	
§ 51	oder 97	etwas	anderes	bestimmt	ist.

(2)	 Personen,	 die	 in	 stationären	 Einrichtungen	
tätig	 sind,	 müssen	 die	 erforderliche	 persönliche	 und	
fachliche	Eignung	für	die	von	ihnen	ausgeübte	Funk-
tion	und	Tätigkeit	besitzen.

§ 12

Eignung	der	Einrichtungsleitung	und	der	
Pfl	egedienstleitung

(1)	Als	Leitung	einer	stationären	Einrichtung	der	
Pfl	ege	und	für	ältere	Menschen	ist	fachlich	geeignet,	
wer	nachweisen	kann

1.	 eine	 mindestens	 dreijährig	 angelegte	 Ausbildung	
in	einem	staatlich	anerkannten	Beruf	oder	ein	Stu-
dium	abgeschlossen	zu	haben,	die	fachlich	dazu	be-
fähigen,	eine	stationäre	Einrichtung	zu	leiten,	 ins-
besondere	 Berufsausbildungen	 und	 Studiengänge	
des	Sozial-	und	Gesundheitswesens,	des	kaufmän-
nischen	Bereichs	oder	der	öffentlichen	Verwaltung,

2.	 eine	 Qualifi	kation	 zur	 Leitung	 einer	 stationären	
Einrichtung	gemäß	§§ 73	bis 77	erlangt	zu	haben,	
sofern	nicht	durch	ein	Studium	nach	Nr. 1	die	für	
die	Funktion	der	Leitung	erforderlichen	Kompe-
tenzen	vermittelt	wurden	oder	sofern	die	von	der	
Einrichtungsleitung	zu	leitende	Einrichtung	dau-
erhaft	nicht	mehr	als	zwölf	Wohnplätze	hat,	und

3.	 grundsätzlich	mindestens	ein	Jahr	hauptberufl	ich	
in	 einer	 Einrichtung	 des	 Sozial-	 oder	 Gesund-
heitswesens	tätig	gewesen	zu	sein.	

(2)	Als	Leitung	einer	 stationären	Einrichtung	 für	
Menschen	mit	Behinderung	ist	fachlich	geeignet,	wer	
Fachkraft	 im	 Bereich	 stationärer	 Einrichtungen	 für	
Menschen	 mit	 Behinderung	 im	 Sinn	 der	 nach	 §  16	
Abs. 2	erlassenen	allgemeinen	Verwaltungsvorschrift	
ist	und	mindestens	eine	dreijährige	Berufserfahrung	
in	 einer	 sozial-	 oder	 heilpädagogischen	 Einrichtung	
nachweisen	kann.

(3)	Wird	eine	stationäre	Einrichtung	von	mehreren	
Personen	geleitet,	muss	jede	dieser	Personen	die	An-
forderungen	des	Abs. 1	oder 	2	erfüllen.

(4)	Als	Pfl	egedienstleitung	einer	stationären	Ein-
richtung	der	Pfl	ege	ist	fachlich	geeignet,	wer	

1.	 die	Voraussetzungen	des	§ 71	Abs. 3	Sätze 1	und	
3 bis 5	SGB XI	erfüllt	und

2.	 an	 einer	 Weiterbildungsmaßnahme	 für	 leitende	
Funktionen	erfolgreich	teilgenommen	hat.

§ 13

Persönliche	Ausschlussgründe

(1)	1In	der	Person	der	Einrichtungsleitung	dürfen	

keine	Tatsachen	vorliegen,	die	die	Annahme	rechtfer-
tigen,	dass	sie	 für	die	Leitung	einer	stationären	Ein-
richtung	ungeeignet	ist.	2Ungeeignet	ist	insbesondere,

1.	 wer

a)	 wegen	 einer	 Straftat	 gegen	 das	 Leben,	 die	
sexuelle	 Selbstbestimmung	 oder	 die	 persön-
liche	 Freiheit,	 wegen	 vorsätzlicher	 Körper-
verletzung,	wegen	Erpressung,	Urkundenfäl-
schung,	Untreue,	Diebstahls,	Unterschlagung,	
Betrugs	 oder	 Hehlerei	 oder	 wegen	 einer	
gemeingefährlichen	 Straftat	 oder	 einer	 In-
solvenzstraftat	 zu	 einer	 Freiheitsstrafe	 oder	
Ersatzfreiheitsstrafe	von	mindestens	drei	Mo-
naten,	

b)	 in	den	letzten	fünf	Jahren	wegen	einer	Straf-
tat	nach	§§ 29	bis 30b	des	Betäubungsmittel-
gesetzes	oder	

c)	 in	den	letzten	fünf	Jahren	wegen	einer	sons-
tigen	 Straftat,	 die	 befürchten	 lässt,	 dass	 die	
Vorschriften	 des	 Pfl	ege-	 und	 Wohnqualitäts-
gesetzes	oder	einer	auf	Grund	dieses	Geset-
zes	 erlassenen	 Rechtsverordnung	 nicht	 be-
achtet	werden,

rechtskräftig	 verurteilt	 worden	 und	 die	 Eintra-
gung	der	Verurteilung	noch	nicht	aus	dem	Bun-
deszentralregister	zu	tilgen	ist,

2.	 diejenige	oder	derjenige,	gegen	die	oder	den	wegen	
einer	 Ordnungswidrigkeit	 nach	 Art.  23	 Pfl	eWoqG	
mehr	 als	 zweimal	 eine	 Geldbuße	 rechtskräftig	
festgesetzt	worden	ist,	soweit	nicht	fünf	Jahre	seit	
Rechtskraft	des	letzten	Bußgeldbescheids	vergan-
gen	sind.

(2)	Für	die	Pfl	egedienstleitung	gilt	Abs. 1	Satz 2	
Nr. 1	entsprechend.

§ 14

Leitung	mehrerer	stationärer	Einrichtungen,	
Personalunion	von	Einrichtungsleitung	und	

Pfl	egedienstleitung

(1)	 1Soll	 eine	Person	mehrere	 stationäre	Einrich-
tungen	 leiten,	 muss	 die	 vorherige	 Zustimmung	 der	
zuständigen	 Behörde	 eingeholt	 werden.	 2Gleiches	
gilt,	 wenn	 zusätzlich	 zur	 Leitung	 einer	 stationären	
Einrichtung	die	Leitung	für	ambulante	und	teilstatio-
näre	Einrichtungen	im	Sinn	des	Elften	Buches	Sozial-
gesetzbuch,	für	andere	Wohnformen	im	Sinn	des	Pfl	e-
ge-	und	Wohnqualitätsgesetzes	sowie	für	Formen	des	
Betreuten	Wohnens	übernommen	werden	soll.

(2)	1Die	Zustimmung	nach	Abs. 1	darf	nur	erteilt	
werden,	wenn	die	Sicherstellung	der	Anforderungen	
nach	 Art.  3	 Abs.  2	 Pfl	eWoqG	 gewährleistet	 werden	
kann.	 2Zudem	 sind	 insbesondere	 die	 Art	 und	 Größe	
der	 Einrichtungen,	 die	 räumliche	 Entfernung	 zwi-



351Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 15/20116 Bayerisches	Gesetz-	und	Verordnungsblatt	Nr.	15/2011

schen	 den	 Einrichtungen	 sowie	 Konzeption	 und	 Or-
ganisation	der	Leitungsebene	zu	berücksichtigen.

(3)	 Die	 zusätzlich	 zur	 Leitung	 einer	 stationären	
Einrichtung	übernommene	Leitung	von	mehr	als	zwei	
der	in	Abs. 1	genannten	Einrichtungen	oder	Wohnfor-
men	durch	dieselbe	Person	ist	unzulässig.

(4)	Soll	eine	Person	 in	einer	 stationären	Einrich-
tung	der	Pfl	ege	und	für	ältere	Menschen	zugleich	als	
Einrichtungsleitung	 und	 als	 Pfl	egedienstleitung	 ein-
gesetzt	werden,	muss	die	vorherige	Zustimmung	der	
zuständigen	Behörde	eingeholt	werden.

(5)	1Die	Zustimmung	nach	Abs. 4	darf	nur	erteilt	
werden,	wenn	

1.	 die	betreffende	 stationäre	Einrichtung	dauerhaft	
höchstens	60	Bewohnerinnen	und	Bewohner	hat,	
es	 sei	 denn,	 die	 pfl	egerische	 Versorgung	 wird	
durch	weitere	Personen,	die	die	Voraussetzungen	
des	§ 12	Abs. 4	erfüllen,	sichergestellt	oder

2.	 die	 betreffende	 Pfl	egedienstleitung	 im	 Rahmen	
eines	Gesamtversorgungsvertrags	für	nicht	mehr	
als	60	pfl	egebedürftige	Personen	im	Sinn	des	§ 9	
Abs. 1	Satz 2	verantwortlich	ist.

2Abs. 2	gilt	entsprechend.	

(6)	1Über	die	Zustimmung	ist	innerhalb	von	zwei	
Monaten	 nach	 Antragstellung	 zu	 entscheiden;	 die	
Behörde	 kann	 die	 Frist	 gegenüber	 dem	 Träger	 der	
Einrichtung	einmalig	um	bis	zu	zwei	Monate	verlän-
gern.	2Die	Zustimmung	gilt	als	erteilt,	wenn	über	den	
Antrag	nicht	innerhalb	der	nach	Satz 1	maßgeblichen	
Frist	entschieden	worden	ist.

§ 15

Betreuende	Tätigkeiten

(1)	 1Betreuende	 Tätigkeiten	 dürfen	 nur	 durch	
Fachkräfte	oder	unter	angemessener	Beteiligung	von	
Fachkräften	 wahrgenommen	 werden.	 2Hierbei	 muss	
mindestens	eine	betreuend	tätige	Person,	bei	mehr	als	
20	 nicht	 pfl	egebedürftigen	 Bewohnerinnen	 und	 Be-
wohnern	oder	bei	mehr	als	vier	pfl	egebedürftigen	Be-
wohnerinnen	und	Bewohnern	im	Sinn	des	§ 9	Abs. 1	
Satz 3	mindestens	jede	zweite	weitere	betreuend	täti-
ge	Person	eine	Fachkraft	im	Sinn	der	nach	§ 16	Abs. 2	
Satz 1	erlassenen	allgemeinen	Verwaltungsvorschrif-
ten	 sein.	 3In	 der	 Nacht	 muss	 ausreichend	 Personal,	
mindestens	 aber	 eine	 Fachkraft	 ständig	 anwesend	
sein,	um	die	Betreuung	der	Bewohnerinnen	und	Be-
wohner	 entsprechend	 dem	 fachlichen	 Konzept	 und	
der	Bewohnerstruktur	der	stationären	Einrichtung	si-
cherzustellen.	4In	stationären	Einrichtungen	der	Pfl	e-
ge	muss	in	der	Nacht	mindestens	eine	Fachkraft	aus	
dem	Bereich	der	Pfl	ege	im	Sinn	der	nach	§ 16	Abs. 2	
Satz 1	Nr. 1	erlassenen	allgemeinen	Verwaltungsvor-
schrift	ständig	anwesend	sein.	

(2)	Auf	der	Grundlage	von	§ 87b	SGB XI	einge-

setzte	 Betreuungskräfte	 dürfen	 nur	 in	 enger	 Koope-
ration	und	fachlicher	Absprache	mit	den	Fachkräften	
tätig	werden.	

(3)	 1In	 stationären	 Einrichtungen	 der	 Pfl	ege	 und	
für	 ältere	 Menschen	 müssen	 gerontopsychiatrisch	
qualifi	zierte	Fachkräfte	im	Sinn	der	nach	§ 16	Abs. 2	
Satz 1	erlassenen	allgemeinen	Verwaltungsvorschrift	
entsprechend	dem	Verhältnis	von	 je	einer	Fachkraft	
pro	 30	 Bewohnerinnen	 und	 Bewohnern,	 in	 geronto-
psychiatrischen	 Einrichtungen	 oder	 Wohnbereichen	
entsprechend	dem	Verhältnis	von	 je	einer	Fachkraft	
pro	 20	 Bewohnerinnen	 und	 Bewohnern,	 eingesetzt	
werden.	 2Davon	 muss	 mindestens	 eine	 gerontopsy-
chiatrisch	 qualifi	zierte	 Fachkraft	 aus	 dem	 Bereich	
der	Pfl	ege	im	Sinn	der	nach	§ 16	Abs. 2	Satz 1	Nr. 1	
erlassenen	allgemeinen	Verwaltungsvorschrift	einge-
setzt	 werden,	 sofern	 mindestens	 zwei	 rechnerische	
Vollzeitstellen	mit	Fachkräften	für	Gerontopsychiatrie	
vorzuhalten	sind.

(4)	 Der	 Träger	 einer	 stationären	 Einrichtung	 hat	
durch	 Personaleinsatzplanung	 sicherzustellen,	 dass	
auch	kurzfristige	Ausfälle	von	Betreuungskräften	un-
verzüglich	ausgeglichen	werden.

(5)	Der	Einsatz	von	 in	einer	 stationären	Einrich-
tung	tätigen	Betreuungskräften	während	ihrer	Dienst-
zeit	in	ambulanten	oder	teilstationären	Einrichtungen	
im	Sinn	des	Elften	Buches	Sozialgesetzbuch,	in	ande-
ren	Wohnformen	im	Sinn	des	Pfl	ege-	und	Wohnqua-
litätsgesetzes	oder	in	Formen	des	Betreuten	Wohnens	
ist	 unzulässig,	 soweit	 nicht	 Abweichendes	 in	 einem	
Gesamtversorgungsvertrag	geregelt	ist.

§ 16

Fachkräfte	und	qualifi	zierte	Hilfskräfte

(1)	Fachkräfte	müssen	eine	mindestens	dreijährig	
angelegte	Berufsausbildung	oder	ein	Studium	abge-
schlossen	haben,	wodurch	ihnen	Kenntnisse	und	Fä-
higkeiten	 zur	 selbstständigen	 eigenverantwortlichen	
Wahrnehmung	 der	 ausgeübten	 Funktion	 und	 Tätig-
keit	vermittelt	wurden.

(2)	1Das	Staatsministerium	für	Arbeit	und	Sozial-
ordnung,	Familie	und	Frauen	erlässt	allgemeine	Ver-
waltungsvorschriften	über	die	Anerkennung	

1.	 von	 Fachkräften	 in	 den	 Bereichen	 der	 Pfl	ege,	
Therapie	und	sozialen	Betreuung	und	von	qualifi	-
zierten	Hilfskräften	stationärer	Einrichtungen	der	
Pfl	ege	und	für	ältere	Menschen	einschließlich	der	
gerontopsychiatrisch	qualifi	zierten	Fachkräfte	so-
wie

2.	 von	 pädagogischen	 und	 pfl	egerischen	 Fachkräf-
ten	 für	 die	 Gruppenleitung	 bzw.	 den	 Gruppen-
dienst,	 von	 Gruppenübergreifenden	 Fachkräften	
und	 von	 qualifi	zierten	 Hilfskräften	 stationärer	
Einrichtungen	für	Menschen	mit	Behinderung.

2Das	 Staatsministerium	 für	 Arbeit	 und	 Sozialord-
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nung,	 Familie	 und	 Frauen	 kann	 darin	 Pfl	egekräfte	
mit	 einer	 im	 Ausland	 abgeschlossenen	 Ausbildung	
mit	dem	Zertifi	kat	über	den	erfolgreichen	Abschluss	
einer	 Fortbildungsmaßnahme	 sowie	 eines	 angeleite-
ten	Praktikums	in	der	Altenpfl	ege,	das	in	Bayern	zur	
Ausübung	einer	Tätigkeit	als	Fachkraft	in	der	statio-
nären	Altenpfl	ege	berechtigt,	den	Altenpfl	egerinnen	
oder	Altenpfl	egern	bzw.	Gesundheits-	und	Kranken-
pfl	egerinnen	oder	Gesundheits-	und	Krankenpfl	egern	
gleichstellen.

§ 17

Fort-	und	Weiterbildung

1Der	 Träger	 der	 stationären	 Einrichtung	 ist	 ver-
pfl	ichtet,	den	dort	 tätigen	Personen	Gelegenheit	 zur	
Teilnahme	an	 tätigkeitsbezogenen	Fort-	und	Weiter-
bildungen	zu	geben.	2Mehrjährig	tätige	Personen,	die	
die	Anforderungen	des	§ 16	Abs. 1	und	der	nach	§ 16	
Abs. 2	erlassenen	allgemeinen	Verwaltungsvorschrif-
ten	nicht	erfüllen,	ist	Gelegenheit	zur	Nachqualifi	zie-
rung	zu	geben.	 3Der	Träger	hat	darauf	hinzuwirken,	
dass	bei	der	Auswahl	geeigneter	Fort-	und	Weiterbil-
dungen	insbesondere	der	von	der	zuständigen	Behör-
de	 festgestellte	 Qualifi	zierungsbedarf	 berücksichtigt	
wird.	

Teil 3

Mitwirkung und Teilhabe

Abschnitt 1

Allgemeines

§ 18

Allgemeine	Anforderungen

(1)	1Die	Mitwirkung	und	Mitbestimmung	der	Be-
wohnerinnen	und	Bewohner	nach	Art. 9	Abs. 1	Satz 1	
Pfl	eWoqG	erfolgt	durch	Bewohnervertretungen.	2Ihre	
Mitglieder	werden	von	den	Bewohnerinnen	und	Be-
wohnern	gewählt.

(2)	 1Die	 Mitwirkung	 und	 Mitbestimmung	 der	
Bewohnervertretung	 soll	 von	 dem	 Bemühen	 um	 ge-
genseitiges	Vertrauen	und	Verständnis	zwischen	Be-
wohnerschaft,	 Einrichtungsleitung	 und	 Träger	 der	
stationären	 Einrichtung	 bestimmt	 sein.	 2Die	 Selbst-
ständigkeit	 und	 Verantwortung	 des	 Trägers	 bei	 der	
Erfüllung	der	ihm	obliegenden	Aufgaben	wird	durch	
die	Bildung	der	Bewohnervertretung	nicht	berührt.

(3)	 Für	 Teile	 der	 stationären	 Einrichtung	 kön-
nen	eigene	Bewohnervertretungen	gebildet	werden,	
wenn	dadurch	die	Interessenvertretung	der	Bewohne-
rinnen	und	Bewohner	besser	gewährleistet	wird.

(4)	 1In	 stationären	 Einrichtungen	 für	 Menschen	
mit	Behinderung	kann	sich	zusätzlich	ein	Beirat	aus	
gesetzlichen	Vertretern	bilden,	der	die	Einrichtungs-
leitung	und	die	Bewohnervertretung	bei	ihrer	Arbeit	
berät	und	durch	Vorschläge	und	Stellungnahmen	un-
terstützt.	2Das	Nähere	bestimmt	der	Beirat	selbst.

§ 19

Aufgaben	des	Trägers	und	der	Einrichtungsleitung

(1)	1Der	Träger	der	stationären	Einrichtung	hat	auf	
die	 Bildung	 einer	 Bewohnervertretung	 hinzuwirken.	
2Er	hat	insbesondere	die	Bewohnerinnen	und	Bewoh-
ner	 über	 ihre	 Rechte	 und	 Möglichkeiten	 im	 Zusam-
menhang	mit	der	Bildung	einer	Bewohnervertretung	
aufzuklären.	

(2)	 1Der	 Träger	 und	 die	 Einrichtungsleitung	 un-
terstützen	die	Bewohnervertretung	bei	der	Wahrneh-
mung	 ihrer	 Aufgaben.	 2Die	 Bewohnervertretung	 ist	
über	alle	wichtigen	Angelegenheiten	den	Aufgaben-
bereich	der	Bewohnervertretung	betreffend	zu	infor-
mieren.	 3Den	 Mitgliedern	 der	 Bewohnervertretung	
sind	 diejenigen	 Kenntnisse	 zum	 Pfl	ege-	 und	 Wohn-
qualitätsgesetz	sowie	zu	dieser	Verordnung	zu	vermit-
teln,	die	für	ihre	Tätigkeit	erforderlich	sind.

(3)	In	der	stationären	Einrichtung	sind	der	Bewoh-
nervertretung	 in	angemessenem	Umfang	Räume	so-
wie	ein	Platz	für	Aushänge	zur	Verfügung	zu	stellen	
und	der	Bewohnervertretung	zu	ermöglichen,	Mittei-
lungen	an	die	Bewohnerinnen	und	Bewohner	zu	ver-
senden.

(4)	Die	durch	die	Tätigkeit	der	Bewohnervertre-
tung	entstehenden	angemessenen	Kosten	übernimmt	
der	Träger.

Abschnitt 2

Wahl und Zusammensetzung 
der Bewohnervertretung

§ 20

Wahlberechtigung

(1)	 Wahlberechtigt	 sind	 alle	 Personen,	 die	 am	
Wahltag	in	der	stationären	Einrichtung	wohnen.

(2)	 1Ist	 für	 eine	 Bewohnerin	 oder	 einen	 Bewoh-
ner	 der	 stationären	 Einrichtung	 zur	 Besorgung	 aller	
Angelegenheiten	ein	gesetzlicher	Betreuer	nicht	nur	
durch	 einstweilige	 Anordnung	 bestellt	 und	 wurde	
durch	 diesen	 unmittelbar	 vor	 der	 Wahl	 festgestellt,	
dass	die	Bewohnerin	oder	der	Bewohner	nicht	mehr	
in	der	Lage	ist,	eine	entsprechende	Willensäußerung	
zu	 tätigen,	geht	das	Wahlrecht	auf	den	gesetzlichen	
Betreuer	oder,	soweit	dieser	ausdrücklich	darauf	ver-
zichtet,	auf	einen	von	 ihm	bestimmten	Angehörigen	
der	Bewohnerin	oder	des	Bewohners	über.	2Ist	zur	Be-
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sorgung	aller	Angelegenheiten	eine	Person,	die	nicht	
zu	den	in	§ 1897	Abs. 3	des	Bürgerlichen	Gesetzbu-
ches	 bezeichneten	 Personen	 gehört,	 bevollmächtigt,	
gilt	Satz 1	entsprechend.	

(3)	Ein	Übergang	des	Wahlrechts	auf	in	der	statio-
nären	Einrichtung	tätige	Personen	ist	unzulässig.

(4)	 1Geht	 das	 Wahlrecht	 auf	 eine	 andere	 Person	
über,	hat	diese	das	Wahlrecht	im	Sinn	der	betroffenen	
Bewohnerin	oder	des	betroffenen	Bewohners	wahrzu-
nehmen.	 2Sie	 hat	 insbesondere	 Willensäußerungen,	
die	die	Bewohnerin	oder	der	Bewohner	vor	Übergang	
des	Wahlrechts	getätigt	hat,	zu	berücksichtigen.

§ 21

Wählbarkeit

(1)	1Wählbar	sind	die	nach	§ 20	Abs. 1	und 2	Satz 1	
oder 2	wahlberechtigten	Personen	und	sonstige	Ver-
trauenspersonen	der	Bewohnerinnen	und	Bewohner,	
wie	etwa	Mitglieder	von	örtlichen	Seniorenvertretun-
gen	 und	 örtlichen	 Behindertenorganisationen.	 2An-
stelle	einer	wahlberechtigten	Bewohnerin	oder	eines	
wahlberechtigten	Bewohners	ist

1.	 ein	Angehöriger,

2.	 der	bestellte	gesetzliche	Betreuer	oder

3.	 die	bevollmächtigte	Person

wählbar,	wenn	dies	die	Bewohnerin	oder	der	Bewoh-
ner	ausdrücklich	bestimmt.	

(2)	Nicht	wählbar	ist,	wer	

1.	 gegen	 Entgelt	 oder	 als	 Mitglied	 des	 Vorstands,	
des	Aufsichtsrats	oder	eines	gleichartigen	Organs	
des	Trägers	

a)	 bei	dem	Träger	der	stationären	Einrichtung,	

b)	 bei	den	Kostenträgern	oder	

c)	 bei	der	zuständigen	Behörde	

tätig	ist;

2.	 eine	Leitungsfunktion

a)	 bei	einem	anderen	Einrichtungsträger	oder	

b)	 einem	Verband	von	Einrichtungsträgern	

innehat.

§ 22

Zahl	der	Mitglieder	der	Bewohnervertretung

(1)	Die	Bewohnervertretung	besteht	in	stationären	

Einrichtungen	mit	in	der	Regel	bis	19	Bewohnerinnen	
und	Bewohnern	aus	einem	Mitglied.

(2)	Die	Mitgliederzahl	der	Bewohnervertretung	in	
stationären	Einrichtungen	soll	bei	einer	regelmäßigen	
Bewohnerzahl	von

1.	 20	bis	50	Bewohnerinnen	und	Bewohnern	 3,

2.	 51	bis	150	Bewohnerinnen	und	Bewohnern	 5,

3.	 151	bis	250	Bewohnerinnen	und	Bewohnern	 7,

4.	 über	250	Bewohnerinnen	und	Bewohnern	 9

betragen.

(3)	1In	stationären	Einrichtungen	für	Menschen	mit	
Behinderung	stellt	die	Bewohnerschaft	die	Mehrheit	
der	Mitglieder	der	Bewohnervertretung.	2Bei	Bewoh-
nervertretungen	mit	nur	einem	Mitglied	ist	die	Wahl	
einer	Person,	die	nicht	in	der	stationären	Einrichtung	
wohnt,	 zulässig,	 wenn	 die	 Wahl	 einer	 Bewohnerin	
oder	eines	Bewohners	nicht	zustande	kommt.

§ 23

Bestellung	des	Wahlausschusses

(1)	 Spätestens	 acht	 Wochen	 vor	 Ablauf	 ihrer	
Amtszeit	 wählt	 die	 Bewohnervertretung	 den	 Wahl-
ausschuss,	bestehend	aus	drei	nach	§ 20	Abs. 1	und 2	
Wahlberechtigten	und	eine	oder	einen	von	diesen	als	
Vorsitzende	oder	als	Vorsitzenden.	

(2)	 1Besteht	 keine	 Bewohnervertretung	 oder	 be-
steht	sechs	Wochen	vor	Ablauf	der	Amtszeit	der	Be-
wohnervertretung	 kein	 Wahlausschuss,	 hat	 die	 Ein-
richtungsleitung	diesen	zu	bestellen.	 2Soweit	hierfür	
Wahlberechtigte	nach	§ 20	Abs. 1	und 2	nicht	in	der	
erforderlichen	 Zahl	 zur	 Verfügung	 stehen,	 hat	 die	
Einrichtungsleitung	Mitarbeiterinnen	und	Mitarbeiter	
der	stationären	Einrichtung	zu	Mitgliedern	des	Wahl-
ausschusses	zu	bestellen.

§ 24

Vorbereitung	und	Durchführung	der	Wahl

(1)	 1Der	 Wahlausschuss	 bestimmt	 Ort	 und	 Zeit	
der	Wahl	und	informiert	die	Bewohnerinnen	und	Be-
wohner	sowie	die	zuständige	Behörde	über	die	bevor-
stehende	 Wahl.	 2Der	 Wahlausschuss	 holt	 die	 Wahl-
vorschläge	 und	 die	 Zustimmungserklärungen	 der	
vorgeschlagenen	 Personen	 zur	 Annahme	 der	 Wahl	
ein.	3Er	erstellt	eine	Liste	der	Wahlvorschläge	und	gibt	
diese	Liste	sowie	den	Ablauf	der	Wahl	bekannt.

(2)	 1Der	 Wahlausschuss	 legt	 fest,	 ob	 die	 Bewoh-
nervertretung	in	einer	Wahlversammlung	oder	durch	
schriftliche	 Abgabe	 der	 Stimmen	 gewählt	 werden	
soll.	 2Er	 hat	 allen	 Wahlberechtigten	 spätestens	 vier	
Wochen	vor	der	Wahl	deren	Ort	und	Zeitpunkt	sowie	
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die	 Namen	 aller	 Bewerberinnen	 und	 Bewerber	 mit-
zuteilen.	3Wird	eine	Wahlversammlung	einberufen,	ist	
denjenigen	 Wahlberechtigten,	 die	 hieran	 nicht	 teil-
nehmen	können,	innerhalb	einer	angemessenen	Frist	
Gelegenheit	zur	schriftlichen	Stimmabgabe	zu	geben.	
4Die	Stimmen	dürfen	erst	nach	Ablauf	der	Frist	aus-
gezählt	werden.	5Die	Leitung	der	stationären	Einrich-
tung	 ist	 von	 der	 Wahlversammlung	 ausgeschlossen,	
sofern	nicht	durch	den	Wahlausschuss	etwas	anderes	
bestimmt	wird.

(3)	1Der	Wahlausschuss	hat	die	Wahlhandlung	zu	
überwachen,	die	Stimmen	auszuzählen	und	das	Wahl-
ergebnis	in	einer	Niederschrift	festzuhalten.	2Das	Er-
gebnis	der	Wahl	hat	er	in	der	stationären	Einrichtung	
durch	 einen	 Aushang	 und	 durch	 schriftliche	 Mittei-
lung	an	alle	Bewohnerinnen	und	Bewohner	bekannt	
zu	machen.	3Der	Wahlausschuss	informiert	die	Bewer-
berinnen	und	Bewerber,	die	nicht	 in	der	 stationären	
Einrichtung	wohnen,	über	das	Ergebnis	der	Wahl.

(4)	Der	Wahlausschuss	fasst	seine	Beschlüsse	mit	
einfacher	Stimmenmehrheit.

(5)	 Die	 Leitung	 der	 stationären	 Einrichtung	 hat	
den	Wahlausschuss	bei	der	Vorbereitung	und	Durch-
führung	 der	 Wahl	 im	 erforderlichen	 Maß	 zu	 unter-
stützen	 sowie	 sämtliche	 notwendigen	 Auskünfte	 zu	
erteilen.

§ 25

Wahlverfahren

(1)	 Die	 Bewohnervertretung	 wird	 in	 geheimer	
Wahl	gewählt.

(2)	 1Zur	 Wahl	 der	 Bewohnervertretung	 können	
die	Wahlberechtigten	Wahlvorschläge	machen.	 2Vor-
geschlagen	werden	können	alle	wählbaren	Personen.

(3)	1Jede	Wahlberechtigte	und	jeder	Wahlberech-
tigte	hat	so	viele	Stimmen	wie	Mitglieder	zu	wählen	
sind.	2Für	jede	Bewerberin	und	jeden	Bewerber	kann	
nur	 eine	 Stimme	 abgegeben	 werden.	 3Gewählt	 sind	
die	 Bewerberinnen	 und	 Bewerber,	 die	 die	 meisten	
Stimmen	 auf	 sich	 vereinigen.	 4Wird	 die	 Mitglieder-
zahl	 gemäß	 §  22	 erreicht,	 ist	 bei	 Stimmengleichheit	
zwischen	Bewerberinnen	oder	Bewerbern,	die	in	der	
stationären	Einrichtung	wohnen,	und	Bewerberinnen	
oder	Bewerbern,	die	nicht	in	der	stationären	Einrich-
tung	 wohnen,	 die	 Bewerberin	 oder	 der	 Bewerber	
gewählt,	die	oder	der	 in	der	stationären	Einrichtung	
wohnt.	5Im	Übrigen	entscheidet	das	Los.	

§ 26

Wahlschutz	und	Wahlkosten

(1)	Die	Wahl	der	Bewohnervertretung	darf	nicht	
behindert	oder	durch	Zufügung	oder	Androhung	von	
Nachteilen	 oder	 Gewährung	 oder	 Versprechen	 von	
Vorteilen	beeinfl	usst	werden.

(2)	Die	erforderlichen	Kosten	der	Wahl	übernimmt	
der	Träger.

§ 27

Wahlanfechtung

(1)	 1Wahlberechtigte	 können	 binnen	 einer	 Frist	
von	zwei	Wochen	vom	Tag	der	Bekanntmachung	des	
Wahlergebnisses	an	die	Wahl	bei	der	zuständigen	Be-
hörde	anfechten,	wenn	gegen	wesentliche	Vorschrif-
ten	des	Wahlrechts,	der	Wählbarkeit	oder	des	Wahl-
verfahrens	 verstoßen	 worden	 und	 eine	 Berichtigung	
nicht	erfolgt	ist.	2Eine	Anfechtung	ist	ausgeschlossen,	
wenn	durch	den	Verstoß	das	Wahlergebnis	nicht	be-
einfl	usst	wurde.

(2)	Über	die	Anfechtung	entscheidet	die	zustän-
dige	Behörde.

§ 28

Mitteilung	an	die	zuständige	Behörde

(1)	1Der	Träger	der	stationären	Einrichtung	hat	die	
zuständige	 Behörde	 unverzüglich	 über	 die	 Bildung	
einer	Bewohnervertretung	zu	unterrichten.	2Gleiches	
gilt,	 wenn	 eine	 Bewohnervertretung	 nicht	 gebildet	
werden	konnte.	3In	diesem	Fall	hat	die	Behörde	in	en-
ger	Zusammenarbeit	mit	wahlberechtigten	Personen	
sowie	mit	dem	Träger	und	der	Leitung	der	stationären	
Einrichtung	in	geeigneter	Weise	auf	die	Bildung	einer	
Bewohnervertretung	hinzuwirken.	

(2)	Abs. 1	gilt	entsprechend,	wenn	die	Bewohner-
vertretung	 vor	 Ablauf	 ihrer	 regelmäßigen	 Amtszeit	
neu	zu	wählen	ist.	

Abschnitt 3

Amtszeit der Mitglieder der Bewohnervertretung

§ 29

Amtszeit

1In	 stationären	 Einrichtungen	 für	 Menschen	 mit	
Behinderung	beträgt	die	Amtszeit	der	Bewohnerver-
tretung	 vier	 Jahre,	 im	 Übrigen	 zwei	 Jahre.	 2Sie	 be-
ginnt	 mit	 dem	 Tag	 der	 Wahl	 oder,	 wenn	 zu	 diesem	
Zeitpunkt	noch	eine	Bewohnervertretung	besteht,	mit	
dem	Ablauf	von	deren	Amtszeit.

§ 30

Neuwahl	der	Bewohnervertretung

Die	Bewohnervertretung	ist	neu	zu	wählen,	wenn	
die	Anzahl	ihrer	Mitglieder	um	mehr	als	die	Hälfte	der	
ursprünglichen	Zahl	gesunken	ist	oder	die	Bewohner-
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vertretung	mit	Mehrheit	der	Mitglieder	ihren	Rücktritt	
beschlossen	hat.

§ 31

Ende	der	Mitgliedschaft

Die	Mitgliedschaft	in	der	Bewohnervertretung	en-
det	durch

1.	 Ablauf	der	Amtszeit,

2.	 Rücktritt	vom	Amt,

3.	 Ausscheiden	aus	der	stationären	Einrichtung,

4.	 Verlust	der	Wählbarkeit	oder

5.	 Feststellung	der	zuständigen	Behörde	auf	Antrag	
von	 zwei	 Dritteln	 der	 Mitglieder	 der	 Bewohner-
vertretung,	 dass	 das	 Mitglied	 der	 Bewohnerver-
tretung	 seinen	 Pfl	ichten	 nicht	 mehr	 nachkommt	
oder	nicht	mehr	nachkommen	kann.

§ 32

Nachrücken	von	Ersatzmitgliedern

1Scheidet	 ein	 Mitglied	 aus	 der	 Bewohnervertre-
tung	 aus,	 rückt	 die	 nicht	 gewählte	 Person	 mit	 der	
höchsten	Stimmenzahl	als	Ersatzmitglied	nach.	2§ 22	
Abs. 3	fi	ndet	Anwendung.	3Das	gleiche	gilt,	wenn	ein	
Mitglied	der	Bewohnervertretung	verhindert	ist.

Abschnitt 4

Tätigkeit der Bewohnervertretung

§ 33

Vorsitz

(1)	 Die	 Bewohnervertretung	 mit	 mehr	 als	 zwei	
Mitgliedern	 wählt	 in	 ihrer	 ersten	 Sitzung	 mit	 der	
Mehrheit	 ihrer	 Mitglieder	 die	 Vorsitzende	 oder	 den	
Vorsitzenden	und	einen	Stellvertreter.	

(2)	 Die	 oder	 der	 Vorsitzende	 vertritt	 die	 Interes-
sen	der	Bewohnervertretung	im	Rahmen	der	von	ihr	
gefassten	Beschlüsse	gegenüber	der	Einrichtungslei-
tung	und	außerhalb	der	stationären	Einrichtung.

§ 34

Sitzungen	der	Bewohnervertretung

(1)	Unbeschadet	einer	Wahlanfechtung	beruft	der	
Wahlausschuss	die	Bewohnervertretung	binnen	zwei	
Wochen	nach	Bekanntmachung	des	Wahlergebnisses	
zu	ihrer	ersten	Sitzung	ein.

(2)	 1Die	 oder	 der	 Vorsitzende	 der	 Bewohnerver-
tretung	lädt	zu	den	Sitzungen	ein,	legt	die	Tagesord-
nung	fest	und	 leitet	die	Sitzung.	 2Die	Mitglieder	der	
Bewohnervertretung	werden	 spätestens	 sieben	Tage	
vor	Sitzungsbeginn	eingeladen;	die	Einladung	hat	die	
Tagesordnung	zu	enthalten.	

(3)	 Auf	 Antrag	 eines	 Viertels	 der	 Mitglieder	 der	
Bewohnervertretung	oder	der	Einrichtungsleitung	hat	
die	oder	der	Vorsitzende	eine	Sitzung	über	den	betref-
fenden	Gegenstand	einzuberufen.	

(4)	 1Die	 oder	 der	 Vorsitzende	 der	 Bewohnerver-
tretung	informiert	die	Einrichtungsleitung	der	statio-
nären	 Einrichtung	 rechtzeitig	 über	 Zeit	 und	 Ort	 der	
Sitzung.	 2Die	 Einrichtungsleitung	 hat	 an	 einzelnen	
Tagesordnungspunkten,	die	wesentliche	Belange	der	
Einrichtung	betreffen,	teilzunehmen,	wenn	sie	hierzu	
eingeladen	wurde.	

(5)	 1Die	 Bewohnervertretung	 kann	 beschließen,	
zu	bestimmten	Themenbereichen	fach-	und	sachkun-
dige	Personen	zur	Sitzung	hinzuzuziehen.	2Der	Träger	
übernimmt	die	Auslagen	der	genannten	Personen	in	
angemessenem	Umfang.	3Sie	erhalten	für	ihre	Tätig-
keit	keine	Vergütung.	

§ 35

Beschlüsse	der	Bewohnervertretung

(1)	1Die	Beschlüsse	der	Bewohnervertretung	wer-
den	mit	einfacher	Stimmenmehrheit	der	anwesenden	
Mitglieder	 gefasst.	 2Bei	 Stimmengleichheit	 entschei-
det	die	Stimme	der	oder	des	Vorsitzenden.	

(2)	 Die	 Bewohnervertretung	 ist	 beschlussfähig,	
wenn	 mindestens	 die	 Hälfte	 ihrer	 Mitglieder	 anwe-
send	ist.	

§ 36

Bewohnerversammlung

1Ungeachtet	des	Art. 9	Abs. 2	Pfl	eWoqG	kann	die	
Bewohnervertretung	 jederzeit	 eine	 Bewohner-	 oder	
Teilbewohnerversammlung	abhalten.	2Auf	Verlangen	
der	Bewohnervertretung	hat	die	Einrichtungsleitung	
an	der	Bewohnerversammlung	oder	an	einzelnen	Ta-
gesordnungspunkten	teilzunehmen.	

Abschnitt 5

Stellung der Mitglieder der Bewohnervertretung; 
Verschwiegenheitspfl icht

§ 37

Stellung	der	Mitglieder	der	Bewohnervertretung

(1)	1Die	Mitglieder	der	Bewohnervertretung	führen	
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ihr	Amt	unentgeltlich	und	ehrenamtlich.	2Sie	dürfen	bei	
der	Erfüllung	ihrer	Aufgaben	nicht	behindert	werden.

(2)	 Die	 Mitglieder	 der	 Bewohnervertretung	 dür-
fen	wegen	ihrer	Tätigkeit	nicht	benachteiligt	oder	be-
günstigt	werden.	

(3)	 Keine	 Bewohnerin	 und	 kein	 Bewohner	 darf	
auf	Grund	der	Tätigkeit	von	Angehörigen,	eines	ge-
setzlichen	 Betreuers,	 eines	 Bevollmächtigten	 oder	
einer	 Vertrauensperson	 in	 der	 Bewohnervertretung	
begünstigt	oder	benachteiligt	werden.

§ 38

Verschwiegenheitspfl	icht

1Die	Mitglieder	und	Ersatzmitglieder	der	Bewoh-
nervertretung	 haben	 über	 die	 ihnen	 bei	 Ausübung	
des	 Amts	 bekannt	 gewordenen	 Angelegenheiten	
oder	 Tatsachen	 Stillschweigen	 zu	 bewahren.	 2Die	
Pfl	icht	zur	Verschwiegenheit	gilt	über	die	Dauer	des	
Amts	 in	 der	 Bewohnervertretung	 hinaus.	 3Dies	 gilt	
nicht	gegenüber	den	übrigen	Mitgliedern	der	Bewoh-
nervertretung.	4Sätze 1	und	2	gelten	für	die	nach	§ 34	
Abs. 5	Satz 1	teilnehmenden	Personen	entsprechend.

Abschnitt 6

Mitwirkung und Mitbestimmung der 
Bewohnervertretung

§ 39

Aufgaben	der	Bewohnervertretung

(1)	Die	Bewohnervertretung	hat	folgende	Aufga-
ben:	

1.	 Maßnahmen	des	Betriebs	der	stationären	Einrich-
tung,	 die	 den	 Bewohnerinnen	 und	 Bewohnern	
der	 stationären	Einrichtung	dienen,	bei	der	Ein-
richtungsleitung	oder	dem	Träger	der	stationären	
Einrichtung	zu	beantragen,

2.	 Anregungen	 und	 Beschwerden	 von	 Bewohne-
rinnen	 und	 Bewohnern	 entgegenzunehmen	 und	
erforderlichenfalls	durch	Verhandlungen	mit	der	
Einrichtungsleitung	 oder	 in	 besonderen	 Fällen	
mit	 dem	 Einrichtungsträger	 auf	 ihre	 Erledigung	
hinzuwirken,

3.	 die	 Eingliederung	 der	 Bewohnerinnen	 und	 Be-
wohner	in	der	stationären	Einrichtung	zu	fördern,

4.	 bei	 Entscheidungen	 in	 Angelegenheiten	 nach	
§§ 40	und 42	mitzubestimmen	und	mitzuwirken,

5.	 vor	Ablauf	der	Amtszeit	einen	Wahlausschuss	zu	
bilden	und

6.	 Bewohnerversammlungen	durchzuführen.	

(2)	Die	Mitglieder	der	Bewohnervertretung	kön-
nen	 sich	 jederzeit	 mit	 Fragen	 zur	 Mitwirkung	 und	
Mitbestimmung	an	die	zuständige	Behörde	wenden.

§ 40

Mitbestimmung

Die	Bewohnervertretung	bestimmt	bei	folgenden	
Entscheidungen	der	Leitung	der	stationären	Einrich-
tung	im	Rahmen	der	vom	Einrichtungsträger	jährlich	
festzulegenden	Budgets	mit:

1.	 Aufstellung	der	Grundsätze	der	Verpfl	egungspla-
nung,

2.	 Freizeitgestaltung	 und	 Bildungsangebote	 ein-
schließlich	 der	 Planung	 und	 Durchführung	 der	
von	der	Einrichtungsleitung	angebotenen	Veran-
staltungen,	

3.	 Angelegenheiten	der	sozialen	Betreuung	im	Rah-
men	 des	 Gesamtkonzepts	 der	 Einrichtung	 der	
Pfl	ege	und	für	ältere	Menschen,

4.	 Qualitative	 Aspekte	 der	 Betreuung	 und	 Pfl	ege	
im	Rahmen	des	Gesamtkonzepts	der	Einrichtung	
und

5.	 Ausgestaltung	der	Gemeinschaftsräume.

§ 41

Form	und	Durchführung	der	Mitbestimmung

(1)	 Entscheidungen,	 die	 der	 Mitbestimmung	 der	
Bewohnervertretung	unterliegen,	sind	im	gegenseiti-
gen	Einvernehmen	zu	treffen.

(2)	1Einrichtungsleitung	oder	Träger	der	stationären	
Einrichtung	informieren	die	Bewohnervertretung	recht-
zeitig	über	der	Mitbestimmung	unterliegende	Vorhaben	
und	 bemühen	 sich	 um	 gegenseitiges	 Einvernehmen.	
2Hierbei	sind	die	Anregungen	und	Änderungswünsche	
seitens	der	Bewohnervertretung	zu	berücksichtigen.

(3)	1Die	von	der	Bewohnervertretung	geäußerten	
Vorschläge	 zu	 den	 der	 Mitbestimmung	 unterliegen-
den	 Angelegenheiten	 hat	 die	 Einrichtungsleitung	
oder	der	Träger	wohlwollend	zu	prüfen.	2Die	Einrich-
tungsleitung	 oder	 der	 Träger	 teilt	 der	 Bewohnerver-
tretung	 das	 Ergebnis	 der	 Prüfung	 in	 angemessener	
Frist,	 längstens	 binnen	 sechs	 Wochen,	 mit	 und	 be-
müht	sich	um	gegenseitiges	Einvernehmen.	

(4)	 Ist	 die	 Herstellung	 des	 Einvernehmens	 nicht	
möglich,	hat	die	Bewohnerversammlung	zu	entscheiden.	

§ 42

Mitwirkung

(1)	 Die	 Bewohnervertretung	 wirkt	 bei	 Entschei-
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dungen	der	Leitung	oder	des	Trägers	der	stationären	
Einrichtung	in	folgenden	Angelegenheiten	mit:

1.	 Aufstellung	 oder	 Änderung	 der	 Musterverträ-
ge	 für	Bewohnerinnen	und	Bewohner	 sowie	der	
Hausordnung,

2.	 Maßnahmen	zur	Verhinderung	von	Unfällen,

3.	 Unterkunft	und	Betreuung,

4.	 Erweiterung,	Einschränkung	oder	Einstellung	des	
Betriebs	der	stationären	Einrichtung,

5.	 Zusammenschluss	 mit	 einer	 anderen	 stationären	
Einrichtung,

6.	 Änderung	der	Art	und	des	Zwecks	der	stationären	
Einrichtung	oder	ihrer	Teile,

7.	 umfassende	 bauliche	 Veränderungen	 oder	 In-
standsetzungen	der	stationären	Einrichtung	und

8.	 Maßnahmen	zur	Förderung	einer	angemessenen	
Qualität	der	Betreuung.	

(2)	1Der	Träger	soll	Mitglieder	der	Bewohnerver-
tretung	 auf	 Verlangen	 der	 Bewohnervertretung	 zu	
den	Verhandlungen	über	Vergütungsvereinbarungen	
hinzuziehen.	2Die	Mitglieder	der	Bewohnervertretung	
sind	über	den	Inhalt	der	Verhandlungen,	und	soweit	
ihnen	 im	 Rahmen	 der	 Verhandlungen	 Betriebsge-
heimnisse	 bekannt	 geworden	 sind,	 zur	 Verschwie-
genheit	verpfl	ichtet.	3§ 38	Satz 2	gilt	entsprechend.

§ 43

Form	und	Durchführung	der	Mitwirkung

(1)	 1Entscheidungen	 in	 Angelegenheiten	 nach	
§ 42	hat	die	Einrichtungsleitung	oder	der	Träger	mit	
der	Bewohnervertretung	vor	der	Durchführung	recht-
zeitig	und	mit	dem	Ziel	einer	Verständigung	zu	erör-
tern.	 2Anregungen	 der	 Bewohnervertretung	 sind	 in	
die	Überlegungen	bei	der	Vorbereitung	der	Entschei-
dungen	einzubeziehen.

(2)	 1Anträge	oder	Beschwerden	der	Bewohnerver-
tretung	sind	von	der	Einrichtungsleitung	oder	vom	Trä-
ger	in	angemessener	Frist,	längstens	binnen	sechs	Wo-
chen,	 zu	beantworten.	 2Die	Antwort	 ist	 auf	Verlangen	
zu	begründen,	wenn	das	Anliegen	der	Bewohnervertre-
tung	bei	der	Entscheidung	nicht	berücksichtigt	wird.

Abschnitt 7

Bewohnerfürsprecherin und Bewohnerfürsprecher

§ 44

Bestellung	und	Aufgaben

(1)	 Die	 zuständige	 Behörde	 hat	 unverzüglich	

eine	 Bewohnerfürsprecherin	 oder	 einen	 Bewohner-
fürsprecher	zu	bestellen,	sobald	der	Träger	der	stati-
onären	Einrichtung	gegenüber	der	zuständigen	Be-
hörde	die	Mitteilung	nach	§ 28	Abs. 1	Satz 2	gemacht	
hat.	

(2)	1In	stationären	Einrichtungen	mit	mehr	als	70	
Bewohnerinnen	 und	 Bewohnern	 können	 zwei	 Be-
wohnerfürsprecherinnen	 oder	 Bewohnerfürsprecher,	
in	stationären	Einrichtungen	mit	mehr	als	150	Bewoh-
nerinnen	und	Bewohnern	können	drei	Bewohnerfür-
sprecherinnen	 oder	 Bewohnerfürsprecher	 eingesetzt	
werden.	 2§  18	 Abs.  3	 gilt	 entsprechend.	 3Sind	 mehr	
als	eine	Bewohnerfürsprecherin	oder	mehr	als	ein	Be-
wohnerfürsprecher	bestellt,	stimmen	sie	ihre	Tätigkeit	
untereinander	ab	und	 legen	 fest,	wer	die	 Interessen	
der	 Bewohnerinnen	 und	 Bewohner	 gegenüber	 der	
Einrichtungsleitung	 und	 außerhalb	 der	 Einrichtung	
vertritt.	

(3)	 1Die	 regelmäßige	 Amtszeit	 der	 Bewohnerfür-
sprecherin	 oder	 des	 Bewohnerfürsprechers	 beträgt	
zwei	 Jahre.	 2Eine	 Wiederbestellung	 ist	 zulässig,	 so-
fern	 in	der	stationären	Einrichtung	keine	Bewohner-
vertretung	gebildet	werden	kann.	

(4)	1Zur	Bewohnerfürsprecherin	oder	zum	Bewoh-
nerfürsprecher	 kann	 nur	 bestellt	 werden,	 wer	 nach	
seiner	 Persönlichkeit,	 seinen	 Fähigkeiten	 und	 den	
sonstigen	 Umständen	 des	 Einzelfalls	 zur	 Ausübung	
dieses	Amts	geeignet	und	von	der	zuständigen	Behör-
de	und	dem	Träger	der	stationären	Einrichtung,	von	
den	 Kostenträgern	 und	 den	 Verbänden	 der	 Träger	
stationärer	Einrichtungen	unabhängig	ist.	2Die	Bestel-
lung	bedarf	der	Zustimmung	der	oder	des	Bestellten.

(5)	1Die	Bestellung	ist	der	Bewohnerfürsprecherin	
oder	dem	Bewohnerfürsprecher	und	dem	Träger	der	
stationären	 Einrichtung	 schriftlich	 mitzuteilen.	 2Der	
Träger	hat	die	Bewohnerinnen	und	Bewohner	in	ge-
eigneter	Weise	von	der	Bestellung	zu	unterrichten.

(6)	 1Der	Träger	einer	stationären	Einrichtung	hat	
der	 Bewohnerfürsprecherin	 oder	 dem	 Bewohnerfür-
sprecher	 zur	 Ausübung	 seines	 Amts	 Zutritt	 zur	 Ein-
richtung	zu	gewähren,	wenn	sie	oder	er	nicht	in	der	
Einrichtung	wohnt.	 2Er	ermöglicht	 ihr	oder	 ihm,	sich	
mit	 den	 Bewohnerinnen	 und	 Bewohnern	 in	 Verbin-
dung	zu	setzen.	

(7)	1Die	Bewohnerfürsprecherin	oder	der	Bewoh-
nerfürsprecher	hat	dieselben	Rechte	und	Pfl	ichten	wie	
eine	Bewohnervertretung.	2§ 19	Abs. 2	Sätze 1	und 2,	
Abs. 3	und 4	sowie	§§ 36	bis 43	gelten	entsprechend.

§ 45

Aufhebung	der	Bestellung

(1)	 Die	 zuständige	 Behörde	 hat	 die	 Bestellung	
aufzuheben,	wenn

1.	 die	 Bewohnerfürsprecherin	 oder	 der	 Bewohner-
fürsprecher	
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a)	 die	Voraussetzungen	für	das	Amt	nicht	mehr	
erfüllt,

b)	 gegen	seine	Amtspfl	ichten	verstößt,

c)	 sein	Amt	niederlegt,

2.	 eine	 Bewohnervertretung	 gebildet	 worden	 ist	
oder	

3.	 eine	 vertrauensvolle	 Zusammenarbeit	 zwischen	
der	Bewohnerfürsprecherin	oder	dem	Bewohner-
fürsprecher	und	den	Bewohnerinnen	und	Bewoh-
nern	nicht	mehr	möglich	ist.

(2)	§ 44	Abs. 5	gilt	entsprechend.

Abschnitt 8

Teilhabe

§ 46

Teilhabe

(1)	1Die	stationäre	Einrichtung	unterstützt	die	Be-
wohnerinnen	und	Bewohner	bei	ihrer	Teilhabe	am	ge-
sellschaftlichen	Leben	in	der	örtlichen	Gemeinschaft.	
2Sie	 bezieht	 insbesondere	 Angehörige,	 gesetzliche	
Betreuer,	Bevollmächtigte,	ehrenamtlich	Tätige,	Insti-
tutionen	und	Dienstleister	bei	der	Tages-	und	Lebens-
gestaltung	ein.

(2)	 1Die	stationäre	Einrichtung	soll	sich	dem	Ge-
meinwesen	 öffnen.	 2Die	 kommunale	 Gebietskörper-
schaft,	 auf	 deren	 Gebiet	 sich	 die	 stationäre	 Einrich-
tung	 befi	ndet,	 kann	 zur	 Stärkung	 der	 Dialog-	 und	
Beteiligungskultur	im	Einvernehmen	mit	der	Einrich-
tungsleitung	 ehrenamtlich	 Tätige	 als	 Verbindungs-
personen	benennen.	

(3)	In	stationären	Hospizen	ist	bei	der	Anwendung	
von	Abs. 1	und 2	die	besondere	Lebenssituation	der	
schwer	kranken	sterbenden	Bewohnerinnen	und	Be-
wohner	zu	berücksichtigen.

Teil 4

Zusammenarbeit, Arbeitsgemeinschaften, 
Datenschutzrechtliche Bestimmungen; 

Aufzeichnungs- und Aufbewahrungspfl ichten; 
sachverständiger Dritter

§ 47

Zusammenarbeit,	Arbeitsgemeinschaften,	Daten-
schutzrechtliche	Bestimmungen

(1)	 1Bei	 der	 Wahrnehmung	 ihrer	 Aufgaben	 zum	
Schutz	der	Interessen	und	Bedürfnisse	der	Bewohne-

rinnen	und	Bewohner	und	zur	Sicherung	einer	ange-
messenen	Qualität	des	Wohnens	und	der	Betreuung	
in	den	stationären	Einrichtungen	sowie	zur	Sicherung	
einer	angemessenen	Qualität	der	Überwachung	sind	
die	 für	 die	 Ausführung	 nach	 Art.  24	 Pfl	eWoqG	 zu-
ständigen	Behörden	verpfl	ichtet,	eng	mit	den	Pfl	ege-	
und	 Krankenkassen,	 deren	 Landesverbänden,	 dem	
Medizinischen	 Dienst	 der	 Krankenversicherung	 und	
den	 zuständigen	Trägern	der	Sozialhilfe	 zusammen-
zuarbeiten.	 2Im	Rahmen	der	engen	Zusammenarbeit	
sollen	 die	 in	 Satz  1	 genannten	 Beteiligten	 sich	 ge-
genseitig	informieren,	ihre	jeweiligen	Prüfergebnisse	
austauschen,	 ihre	 Prüftätigkeit	 unter	 Federführung	
der	nach	Art. 24	Pfl	eWoqG	zuständigen	Behörden	ko-
ordinieren,	 Doppelprüfungen	 vermeiden	 sowie	 sich	
über	die	Maßnahmen	zur	Qualitätssicherung	und	zur	
Abstellung	von	Beanstandungen	austauschen.

(2)	1Sie	sind	berechtigt,	die	für	ihre	Zusammenar-
beit	erforderlichen	Angaben	einschließlich	der	bei	der	
Überwachung	gewonnenen	Erkenntnisse	untereinan-
der	 auszutauschen.	 2Personenbezogene	 Daten	 sind	
vor	der	Übermittlung	zu	anonymisieren.	

(3)	1Abweichend	von	Abs. 2	Satz 2	dürfen	perso-
nenbezogene	Daten	in	nicht	anonymisierter	Form	an	
die	Pfl	egekassen	und	den	Medizinischen	Dienst	der	
Krankenversicherung	übermittelt	werden,	soweit	dies	
für	Zwecke	nach	dem	Elften	Buch	Sozialgesetzbuch	
erforderlich	 ist.	 2Die	übermittelten	Daten	dürfen	von	
den	 Empfängern	 nicht	 zu	 anderen	 Zwecken	 verar-
beitet	oder	genutzt	werden.	3Sie	sind	spätestens	nach	
Ablauf	von	zwei	Jahren	zu	löschen.	4Die	Frist	beginnt	
mit	dem	Ablauf	des	Kalenderjahres,	in	dem	die	Daten	
gespeichert	 worden	 sind.	 5Die	 Bewohnerin	 oder	 der	
Bewohner	kann	verlangen,	über	die	nach	Satz 1	über-
mittelten	Daten	unterrichtet	zu	werden.

(4)	 1Zur	 Durchführung	 der	 Zusammenarbeit	
nach	 Abs.  1	 können	 Arbeitsgemeinschaften	 gebil-
det	werden.	 2Den	Vorsitz	und	die	Geschäfte	der	Ar-
beitsgemeinschaft	 führt	 die	 nach	 Art.  24	 Pfl	eWoqG	
zuständige	Behörde.	3Die	in	Abs. 1	Satz 1	genannten	
Beteiligten	tragen	die	ihnen	durch	die	Zusammenar-
beit	entstehenden	Kosten	selbst.	

(5)	Die	Arbeitsgemeinschaften	nach	Abs. 4	arbei-
ten	mit	den	Verbänden	der	Freien	Wohlfahrtspfl	ege,	
den	kommunalen	Trägern	und	den	sonstigen	Trägern	
sowie	deren	Vereinigungen,	den	Verbänden	der	Be-
wohnerinnen	und	Bewohner	und	den	Verbänden	der	
Pfl	egeberufe	sowie	den	Betreuungsbehörden	und	den	
Angehörigenverbänden	der	Behindertenhilfe	vertrau-
ensvoll	zusammen.

(6)	Prüfberichte	sind	zu	anonymisieren,	wenn	sie	
nach	Art. 11	Abs. 10	Pfl	eWoqG	innerbehördlich	aus-
getauscht	oder	nach	Art. 6	Abs. 2	Pfl	eWoqG	veröffent-
licht	werden.

§ 48

Aufzeichnungs-	und	Aufbewahrungspfl	ichten

(1)	Aus	den	nach	Art. 7	Pfl	eWoqG	vom	Träger	zu	
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erstellenden	 Aufzeichnungen	 muss	 insbesondere	 er-
sichtlich	werden:

1.	 die	Nutzungsart,	die	Lage,	die	Zahl	und	die	Größe	
der	Räume	sowie	die	Belegung	der	Wohnräume,

2.	 der	Name,	der	Vorname,	das	Geburtsdatum,	die	
Anschrift	und	die	Ausbildung	der	Beschäftigten,	
deren	 regelmäßige	 Arbeitszeit,	 die	 von	 ihnen	 in	
der	 stationären	 Einrichtung	 ausgeübte	 Tätigkeit	
und	 die	 Dauer	 des	 Beschäftigungsverhältnisses	
sowie	die	Dienstpläne,

3.	 der	Name,	der	Vorname,	das	Geburtsdatum,	das	
Geschlecht	 und	 der	 Betreuungsbedarf	 der	 Be-
wohnerinnen	 und	 Bewohner	 sowie	 bei	 pfl	ege-
bedürftigen	 Bewohnerinnen	 und	 Bewohnern	 im	
Sinn	des	§ 9	Abs. 1	Satz 2	die	Pfl	egestufe,

4.	 der	Erhalt,	die	Aufbewahrung	und	die	Verabrei-
chung	von	Arzneimitteln	einschließlich	der	phar-
mazeutischen	 Überprüfung	 der	 Arzneimittelvor-
räte	und	der	Unterweisung	der	Mitarbeiterinnen	
und	Mitarbeiter	über	den	sachgerechten	Umgang	
mit	Arzneimitteln,

5.	 die	 Pfl	egeplanungen	 und	 die	 Pfl	egeverläufe	 für	
pfl	egebedürftige	 Bewohnerinnen	 und	 Bewohner	
im	Sinn	des	§ 9	Abs. 1	Satz 2,

6.	 für	Bewohnerinnen	und	Bewohner	von	stationären	
Einrichtungen	für	Menschen	mit	Behinderung	För-
der-	und	Hilfepläne	einschließlich	deren	Umsetzung,

7.	 die	 Maßnahmen	 zur	 Qualitätsentwicklung	 so-
wie	 zur	 Qualitätssicherung,	 insbesondere	 zum	
Beschwerdemanagement,	 zur	 Personaleinsatz-
planung,	 zur	 Fort-	 und	 Weiterbildung	 und	 zum	
Angebot	 von	 Supervision	 oder	 vergleichbaren	
Maßnahmen,

8.	 die	freiheitsbeschränkenden	und	die	freiheitsent-
ziehenden	 Maßnahmen	 bei	 Bewohnerinnen	 und	
Bewohnern,	die	Überprüfung	von	deren	Notwen-
digkeit	sowie	die	Angabe	des	für	die	Anordnung	
der	Maßnahme	Verantwortlichen,	und

9.	 die	für	die	Bewohnerinnen	und	Bewohner	verwal-
teten	Gelder	oder	Wertsachen.

(2)	 1Betreibt	 der	 Träger	 mehr	 als	 eine	 stationä-
re	Einrichtung,	sind	 für	 jede	Einrichtung	gesonderte	
Aufzeichnungen	 zu	 machen.	 2Aufzeichnungen,	 die	
für	andere	Stellen	als	die	zuständige	Behörde	ange-
legt	worden	sind,	können	zur	Erfüllung	der	Anforde-
rungen	des	Abs. 1	verwendet	werden.

(3)	 1Für	die	Aufbewahrung	der	nach	Abs. 1	vor-
zuhaltenden	 Unterlagen	 sowie	 der	 sonstigen	 Unter-
lagen	und	Belege	über	den	Betrieb	einer	stationären	
Einrichtung	gelten	die	Fristen	des	§ 257	des	Handels-
gesetzbuches	 entsprechend.	 2Die	 Aufzeichnungen	
nach	Abs. 1	sind,	soweit	sie	personenbezogene	Daten	
enthalten,	 so	 aufzubewahren,	 dass	 nur	 Berechtigte	
Zugang	haben.

(4)	Weitergehende	Pfl	ichten	des	Trägers	einer	sta-
tionären	Einrichtung	nach	anderen	Vorschriften	oder	
auf	 Grund	 von	 Pfl	egesatzvereinbarungen	 oder	 Ver-
einbarungen	 nach	 §  75	 Abs.  3	 des	 Zwölften	 Buches	
Sozialgesetzbuch	bleiben	unberührt.

§ 49

Begriff	des	sachverständigen	Dritten

(1)	 1Als	 sachverständiger	 Dritter	 im	 Sinn	 der	
Art. 11	Abs. 4	Satz 2	Nrn. 1	und 2	Pfl	eWoqG	gilt,	wer	
unabhängig	ist	und	auf	Grund	besonderer	Sachkunde	
und	 fachlicher	 Expertise	 geeignet	 ist,	 die	 Ergebnis-,	
Prozess-	 und	 Strukturqualität	 von	 Leistungen	 stati-
onärer	 Einrichtungen	 festzustellen.	 2Die	 besondere	
Sachkunde	erfordert	im	Regelfall	das	erfolgreiche	Ab-
legen	einer	staatlich	anerkannten	Prüfung	im	Bereich	
des	 Sozial-	 und	 Gesundheitswesens.	 3Die	 Unabhän-
gigkeit	 ist	 zu	 verneinen,	 wenn	 der	 sachverständige	
Dritte	 bei	 einem	 Einrichtungsträger,	 einem	 Verband	
von	Einrichtungsträgern,	bei	einem	Kostenträger	oder	
bei	der	zuständigen	Behörde	gegen	Entgelt	oder	als	
Mitglied	des	Vorstands,	des	Aufsichtsrats	oder	eines	
gleichartigen	Organs	eines	Trägers	oder	einer	mit	ihm	
wirtschaftlich	 oder	 rechtlich	 verbundenen	 Organisa-
tion	tätig	ist.

(2)	 1Als	 sachverständiger	 Dritter	 im	 Sinn	 des	
Art. 17	Abs. 3	Pfl	eWoqG	gilt,	wer	unabhängig	ist	und	
auf	Grund	besonderer	Sachkunde	und	fachlicher	Ex-
pertise	 geeignet	 ist,	 die	 Wirksamkeit	 des	 zu	 erpro-
benden	 fachlichen	 Konzepts	 festzustellen.	 2Über	 die	
besondere	Sachkunde	verfügt	insbesondere,	wer	eine	
staatlich	 anerkannte	 Prüfung	 in	 dem	 betreffenden	
Fachgebiet	erfolgreich	abgelegt	hat.

Teil 5

Befreiungen und Abweichungen; 
Ordnungswidrigkeiten

§ 50

Befreiungen	und	Abweichungen	von	
baulichen	Mindestanforderungen

(1)	 1Ist	dem	Träger	einer	stationären	Einrichtung	
die	Erfüllung	der	in	§§ 1	bis 9	genannten	Mindestan-
forderungen	im	Gebäudebestand	technisch	oder	aus	
denkmalschutzrechtlichen	 Gründen	 nicht	 möglich	
oder	 aus	 wirtschaftlichen	 Gründen	 nicht	 zumutbar,	
kann	die	zuständige	Behörde	auf	Antrag	des	Trägers	
ganz	 oder	 teilweise	 von	 der	 Verpfl	ichtung	 befreien,	
wenn	die	Befreiung	mit	den	Interessen	und	Bedürfnis-
sen	der	Bewohnerinnen	und	Bewohner	vereinbar	ist.	
2Der	Träger	ist	bis	zur	Entscheidung	über	den	Antrag	
für	 die	 beantragten	 Tatbestände	 von	 der	 Verpfl	ich-
tung	zur	Angleichung	vorläufi	g	befreit.

(2)	 Abweichungen	 von	 den	 Vorgaben	 nach	 §  4	
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Abs. 2,	§ 6	Abs. 1	und 2	und	§ 8	Abs. 1	sind	im	Einzel-
fall	mit	Zustimmung	der	zuständigen	Behörde	und	in	
Übereinstimmung	mit	dem	verfolgten	fachlichen	Kon-
zept	zulässig.

(3)	1In	stationären	Hospizen	sind	bei	der	Anwen-
dung	der	§§ 1	bis 9	der	Zweck	der	Einrichtung	und	
die	besonderen	Bedürfnisse	der	Bewohnerinnen	und	
Bewohner	zu	berücksichtigen.	2Von	den	Anforderun-
gen	kann	 insoweit	mit	Zustimmung	der	zuständigen	
Behörde	abgewichen	werden.	

(4)	 1In	 stationären	 Einrichtungen	 für	 Menschen	
mit	 Behinderung	 sind	 bei	 der	 Anwendung	 der	 §§  1	
bis 9	die	besonderen	Bedürfnisse	zu	berücksichtigen,	
die	sich	aus	der	Art	und	der	Schwere	der	Behinderung	
ergeben.	2Von	den	Anforderungen	kann	daher	in	be-
gründeten	Einzelfällen	entsprechend	dem	verfolgten	
fachlichen	Konzept	und	mit	Zustimmung	der	zustän-
digen	Behörde	abgewichen	werden.

§ 51

Befreiungen	und	Abweichungen	von	
personellen	Mindestanforderungen

(1)	 1Die	 zuständige	 Behörde	 kann	 dem	 Träger	
einer	 stationären	 Einrichtung	 auf	 seinen	 Antrag	 aus	
wichtigem	 Grund	 eine	 Befreiung	 von	 den	 in	 §  12	
Abs. 1	Nr. 1,	Abs. 2	und 4	in	Verbindung	mit	§ 71	Abs. 3	
Satz 1	Nrn. 1	bis 3	SGB XI	genannten	fachlichen	Min-
destanforderungen	 erteilen,	 wenn	 die	 Befreiung	 mit	
den	Interessen	und	Bedürfnissen	der	Bewohnerinnen	
und	Bewohner	vereinbar	ist.	2Die	Befreiung	kann	sich	
auf	 einzelne	 Anforderungen	 erstrecken	 und	 neben	
der	Verpfl	ichtung	zur	Angleichung	an	andere	Anfor-
derungen	 geknüpft	 werden.	 3Der	 Träger	 ist	 bis	 zur	
Entscheidung	über	den	Antrag	von	der	Verpfl	ichtung	
zur	Angleichung	vorläufi	g	befreit.

(2)	1Von	der	Mindestanforderung	nach	§ 12	Abs. 1	
Nr.  2	 kann	 auf	 Antrag	 des	 Trägers	 befreit	 werden,	
wenn	die	die	Einrichtung	leitende	Person	gegenüber	
der	nach	Art. 24	Pfl	eWoqG	zuständigen	Behörde	ei-
desstattlich	versichert,	dass	sie	die	letzten	fünf	Jahre	
vor	Inkrafttreten	dieser	Verordnung	eine	oder	mehre-
re	stationäre	Einrichtungen	der	Pfl	ege	und	für	ältere	
Menschen	geleitet	hat,	

1.	 ohne	dass	gegen	sie	eine	Geldbuße	nach	Art. 23	
Pfl	eWoqG	 oder	 nach	 §  21	 des	 Heimgesetzes	
(HeimG)	 in	 der	 Fassung	 der	 Bekanntmachung	
vom	5. November	2001	 (BGBl	 I	S.	 2970),	 zuletzt	
geändert	 durch	 Art.  3	 Satz  2	 des	 Gesetzes	 vom	
29. Juli	2009	(BGBl I	S. 2319),	verhängt	wurde	und	

2.	 ihr	nicht	bekannt	ist,	dass	in	ihrer	Zeit	als	Einrich-
tungsleitung	 wegen	 Mängeln	 in	 der	 geleiteten	
Einrichtung	eine	Anordnung	gegen	den	Träger	im	
Sinn	des	Art. 13	Pfl	eWoqG	oder	des	§ 21	HeimG	
erlassen	wurde.

2Die	Befreiung	kann	an	Anforderungen	geknüpft	wer-
den.	 3Der	 Träger	 ist	 bis	 zur	 Entscheidung	 über	 den	

Antrag	 von	 der	 Verpfl	ichtung	 zur	 Angleichung	 vor-
läufi	g	befreit.	

(3)	1Die	zuständige	Behörde	kann	auf	Antrag	des	
Trägers	zur	Vermeidung	von	Härten	von	der	Vorgabe	
des	§ 14	Abs. 5	Satz 1	Nr. 1	oder 2	in	geringem	Maß	
abweichen,	 wenn	 dies	 die	 fachgerechte	 Betreuung	
der	 Bewohnerinnen	 und	 Bewohner	 nicht	 gefährdet.	
2Der	Träger	ist	bis	zur	Entscheidung	über	den	Antrag	
von	der	Verpfl	ichtung	zur	Angleichung	vorläufi	g	be-
freit.

(4)	Von	den	Anforderungen	der	§ 15	Abs. 1	und 3	
kann	in	Ausnahmefällen	mit	vorheriger	Zustimmung	
der	zuständigen	Behörde	abgewichen	werden,	wenn	
dies	 für	 eine	 fachgerechte	 Betreuung	 der	 Bewohne-
rinnen	und	Bewohner	ausreichend	ist.	

(5)	1In	stationären	Hospizen	sind	bei	der	Anwen-
dung	der	§§ 11	bis 17	der	Zweck	der	Einrichtung	und	
die	besonderen	Bedürfnisse	der	Bewohnerinnen	und	
Bewohner	zu	berücksichtigen.	2Von	den	Anforderun-
gen	kann	insoweit	mit	vorheriger	Zustimmung	der	zu-
ständigen	Behörde	abgewichen	werden.

(6)	 1In	 stationären	 Einrichtungen	 für	 Menschen	
mit	Behinderung	sind	bei	der	Anwendung	der	§§ 11	
bis 17	die	Aufgaben	bei	der	Betreuung,	Förderung	und	
Eingliederung	 von	 Menschen	 mit	 Behinderung	 und	
die	besonderen	Bedürfnisse	der	Bewohnerinnen	und	
Bewohner,	die	sich	insbesondere	aus	Art	und	Schwe-
re	der	Behinderung	ergeben,	zu	berücksichtigen.	2Von	
den	Anforderungen	kann	insoweit	entsprechend	dem	
verfolgten	fachlichen	Konzept	mit	vorheriger	Zustim-
mung	der	zuständigen	Behörde	abgewichen	werden.

§ 52

Ordnungswidrigkeiten

Nach	 Art.  23	 Abs.  2	 Nr.  1	 Pfl	eWoqG	 kann	 mit	
Geldbuße	 bis	 zu	 zehntausend	 Euro	 belegt	 werden,	
wer	vorsätzlich	oder	fahrlässig

1.	 entgegen	§ 1	eine	stationäre	Einrichtung	betreibt,	
in	der

a)	 die	 Grundanforderungen	 an	 die	 stationäre	
Einrichtung	und	ihre	Anlagen	nach	§ 2	Abs. 1	
Satz 1	und	Abs. 2	oder

b)	 die	Mindestanforderungen	an	die	Wohnplätze	
und	sanitären	Anlagen	nach	§ 2	Abs. 1	Satz 2,	
§ 4	Abs. 2	und 3	Satz 2	und	Abs. 4	bis 6	oder	
§ 8	

nicht	erfüllt	sind	oder

c)	 Therapieräume	nach	§ 7	Satz 1	nicht,	nicht	in	
der	erforderlichen	Anzahl	oder	nicht	in	der	er-
forderlichen	Größe	vorgesehen	sind	oder

d)	 ein	 Raum	 der	 in	 §  9	 Abs.  1	 Satz  1	 genann-
ten	Art	nicht	mit	einer	geeigneten	Rufanlage	
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ausgestattet	 ist	 oder	 in	 einem	 Raum	 der	 in	
§ 9	Abs. 1	Satz 2	genannten	Art	die	Rufanla-
ge	nicht	von	jedem	Bett	aus	bedient	werden	
kann;

2.	 entgegen	§ 11	Abs. 1

a)	 in	Verbindung	mit	§ 12	Abs. 1	oder 2	oder	§ 13	
Abs. 1	Satz 2	Nr. 1	oder	

b)	 in	Verbindung	mit	§ 12	Abs. 4	oder	§ 13	Abs. 2	
in	Verbindung	mit	§ 13	Abs. 1	Satz 2	Nr. 1

Personen	beschäftigt	oder

c)	 in	Verbindung	mit	§ 14	Abs. 1	oder 4	eine	sta-
tionäre	Einrichtung	ohne	Zustimmung	 leiten	
lässt	oder

d)	 in	Verbindung	mit	§ 15	Abs. 1	und 3	betreu-
ende	Tätigkeiten	nicht	durch	Fachkräfte	oder	
nicht	 unter	 angemessener	 Beteiligung	 von	
Fachkräften	wahrnehmen	lässt;

3.	 entgegen

a)	 §  23	 Abs.  2	 einen	 Wahlausschuss	 nicht	 be-
stellt,	

b)	 §  24	 Abs.  5	 die	 für	 die	 Vorbereitung	 oder	
Durchführung	 der	 Wahl	 erforderliche	 perso-
nelle	oder	sachliche	Unterstützung	nicht	ge-
währt,	 insbesondere	dem	Wahlausschuss	die	
notwendigen	Unterlagen	nicht	zur	Verfügung	
stellt	und	die	erforderlichen	Auskünfte	nicht	
erteilt,

c)	 § 26	Abs. 1	die	Wahl	der	Bewohnervertretung	
behindert	oder	beeinfl	usst,

d)	 §  28	 Abs.  1	 Satz  1,	 auch	 in	 Verbindung	 mit	
Satz 2	oder	Abs. 2,	der	zuständigen	Behörde	
die	 Wahl	 oder	 die	 Unmöglichkeit	 der	 Wahl	
einer	 Bewohnervertretung	 nicht	 oder	 nicht	
rechtzeitig	mitteilt,

e)	 § 37	Abs. 1	Satz 2	oder	Abs. 2,	auch	 in	Ver-
bindung	mit	§ 44	Abs. 7	Satz 2,	ein	Mitglied	
der	Bewohnervertretung	oder	die	Bewohner-
fürsprecherin	oder	den	Bewohnerfürsprecher	
bei	 der	 Erfüllung	 der	 Aufgaben	 behindert	
oder	wegen	der	Tätigkeit	benachteiligt	oder	
begünstigt,

f)	 §  37	 Abs.  3,	 auch	 in	 Verbindung	 mit	 §  44	
Abs. 7	Satz 2,	eine	Bewohnerin	oder	einen	Be-
wohner	 der	 stationären	 Einrichtung	 benach-
teiligt	oder	begünstigt,

g)	 §  41,	 auch	 in	 Verbindung	 mit	 §  44	 Abs.  7	
Satz  2,	 eine	 Maßnahme	 ohne	 vollständi-
ge	 Durchführung	 des	 in	 §  41	 vorgesehenen	
Mitbestimmungsverfahrens	 oder	 trotz	 einer	
erfolgten	 Verweigerung	 des	 Einvernehmens	
durch	die	Bewohnervertretung	vornimmt,

h)	 §  43	 Abs.  1	 Satz  1,	 auch	 in	 Verbindung	 mit	
§  44	 Abs.  7	 Satz  2,	 eine	 in	 der	 Funktion	 als	
Einrichtungsleitung	 oder	 als	 Träger	 getrof-
fene	 Entscheidung	 vor	 ihrer	 Durchführung	
nicht	oder	nicht	rechtzeitig	mit	der	Bewohner-
vertretung	erörtert	oder	

i)	 §  43	 Abs.  2	 Satz  1,	 auch	 in	 Verbindung	 mit	
§ 44	Abs. 7	Satz 2,	an	die	Einrichtungsleitung	
oder	 an	 den	 Träger	 gerichtete	 Anträge	 oder	
Beschwerden	 der	 Bewohnervertretung	 nicht	
oder	nicht	rechtzeitig	beantwortet.

Teil 6

Allgemeine Vorschriften zur Weiterbildung

Abschnitt 1

Allgemeines

§ 53

Regelungsbereich

Der	Regelungsbereich	der	Teile	6	und	7	umfasst	
die	Weiterbildungen	zur	

1.	 Einrichtungsleitung,

2.	 Pfl	egedienstleitung,

3.	 Praxisanleitung	und

4.	 Gerontopsychiatrischen	Pfl	ege	und	Betreuung.

§ 54

Zielsetzung

(1)	Die	Weiterbildungen	nach	§ 53	haben	das	Ziel,	
die	 allgemeine	 berufl	iche	 Qualifi	kation	 zu	 erhöhen	
und	zur	Übernahme	spezieller	berufl	icher	Aufgaben	
und	Funktionen	zu	befähigen	und	sollen	eine	am	ak-
tuellen	Stand	der	Erkenntnisse	orientierte	Pfl	ege	und	
Betreuung	sicherstellen.

(2)	 Qualifi	kationsziele	 sind,	 abgestimmt	 auf	 die	
jeweilige	Weiterbildung,	die	Vermittlung	von	

1.	 Fachkompetenz,

2.	 Methodenkompetenz,

3.	 Sozialer	Kompetenz,

4.	 Persönlichkeitskompetenz	und

5.	 Systemisch-ökologischer	Kompetenz.
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§ 55

Weiterbildungsform

(1)	 1Die	 Weiterbildungen	 sind	 entsprechend	 An-
lagen 1 bis 4	modular	aufgebaut.	2Die	Module	stellen	
die	 Anrechenbarkeit	 bereits	 erworbener	 fachlicher	
Qualifi	kationen	sicher.

(2)	1Die	Weiterbildungseinrichtungen	können	von	
den	 Stundenvorgaben	 für	 die	 einzelnen	 Themenbe-
reiche	der	Module	bis	zu	20 v.H.	abweichen.	2Die	Ge-
samtstundenvorgaben	der	jeweiligen	Module	bleiben	
davon	unberührt.

(3)	Die	Weiterbildungen	gliedern	sich	in	theoreti-
schen	Unterricht	und	praktische	Weiterbildung.

(4)	 1Die	 praktische	 Weiterbildung	 besteht	 aus	
einem	 Praktikum	 und	 einer	 Projektarbeit.	 2Sie	 ist	 in	
dafür	geeigneten	Einrichtungen	unter	Anleitung	von	
entsprechend	qualifi	zierten	Personen	abzuleisten.	3Im	
Rahmen	der	Weiterbildung	zur	Praxisanleitung	gemäß	
§§ 88	bis 92	ist	anstatt	eines	Praktikums	eine	Hospita-
tion	zu	absolvieren.	4Die	Hospitation	nach	§ 91	Abs. 2	
Nr. 2	erfolgt	in	einer	Berufsfachschule	für	Alten-	oder	
Krankenpfl	ege	sowie	in	einer	Einrichtung,	in	der	die	
praktische	Ausbildung	gemäß	dem	Altenpfl	egegesetz	
oder	Krankenpfl	egegesetz	stattfi	ndet.

(5)	 Eine	 theoretische	 Unterrichtsstunde	 beträgt	
45 Minuten,	die	Praktikumsstunden	und	die	Hospita-
tionsstunden	betragen	60 Minuten.

(6)	Die	Weiterbildungen	können	als	Fernlehrgang	
durchgeführt	 werden	 oder	 auch	 Fernstudienzeiten	
beinhalten.

§ 56

Anrechnung	gleichwertiger	Qualifi	kationen

(1)	Auf	Antrag	können	erfolgreich	absolvierte	Mo-
dule	oder	vergleichbare	Qualifi	kationen	auf	die	Wei-
terbildungen	angerechnet	werden.

(2)	 1Über	 die	 Anrechnung	 entscheidet	 die	 Wei-
terbildungseinrichtung	 schriftlich.	 2Ablehnende	 Ent-
scheidungen	sind	zu	begründen.

(3)	Soweit	Module	oder	vergleichbare	Qualifi	kati-
onen	angerechnet	werden,	entfällt	die	entsprechende	
Prüfung	nach	§ 61	Abs. 1	Nr. 1.

§ 57

Gesamtverantwortung;	Anerkennung	von	
Weiterbildungseinrichtungen;	Anzeigepfl	icht

(1)	 Die	 Gesamtverantwortung	 für	 die	 Weiterbil-
dungen	trägt	die	Weiterbildungseinrichtung.	

(2)	1Weiterbildungseinrichtungen	bedürfen	für	die	

Durchführung	der	Weiterbildungen	nach	§ 53	Nrn. 1	
bis 4	für	ihre	jeweiligen	Weiterbildungsstandorte	der	
staatlichen	 Anerkennung	 durch	 die	 zuständige	 Be-
hörde.	 2Die	staatliche	Anerkennung	wird	auf	Antrag	
erteilt,	wenn	

1.	 die	Leitung	der	jeweiligen	Weiterbildung	über	die	
geeignete	fachliche	und	pädagogische	Qualifi	ka-
tion	verfügt,

2.	 fachlich	und	pädagogisch	geeignetes	Unterrichts-
personal	eingesetzt	wird,

3.	 geeignete	 Räumlichkeiten	 und	 dem	 Weiterbil-
dungszweck	 entsprechende	 ausreichende	 Lehr-	
und	 Lernmittel	 am	 Weiterbildungsstandort	 zur	
Verfügung	stehen	und

4.	 die	Weiterbildung	entsprechend	den	Vorschriften	
dieser	Rechtsverordnung	durchgeführt	wird.

(3)	1Das	Anerkennungsverfahren	kann	über	eine	
einheitliche	Stelle	nach	den	Vorschriften	des	Verwal-
tungsverfahrensgesetzes	 abgewickelt	 werden.	 2Hat	
die	 Behörde	 über	 einen	 Antrag	 auf	 Anerkennung	
nicht	innerhalb	einer	Frist	von	vier	Monaten	nach	Ein-
gang	des	Antrags	einschließlich	der	vollständigen	Un-
terlagen	entschieden,	gilt	die	Anerkennung	als	erteilt.	

(4)	 Die	 von	 einem	 anderen	 Bundesland	 erteilte	
Anerkennung	 steht	 der	 Anerkennung	 nach	 Abs.  2	
gleich.

(5)	1Änderungen	der	nach	Abs. 2	Satz 2	maßgeb-
lichen	 Voraussetzungen	 sind	 der	 zuständigen	 Be-
hörde	 unverzüglich	 anzuzeigen.	 2Die	 anerkannten	
Weiterbildungseinrichtungen	 sind	 verpfl	ichtet,	 der	
zuständigen	Behörde	auf	Anforderung	über	die	ent-
scheidungsrelevanten	 Tatsachen	 zu	 berichten,	 erfor-
derliche	Nachweise	vorzulegen	und	bei	Überprüfun-
gen	mitzuwirken.

§ 58

Gleichgestellte	Weiterbildungen

(1)	Den	Weiterbildungen	sind	folgende	Weiterbil-
dungen	gleichgestellt,	wenn	sie	vergleichbar	sind	und	
erfolgreich	absolviert	wurden:

1.	 Weiterbildungen	nach	den	Rechts-	oder	Verwal-
tungsvorschriften	des	Bundes	oder	der	Länder,	

2.	 Weiterbildungen	 nach	 den	 Empfehlungen	 der	
Deutschen	Krankenhausgesellschaft,

3.	 Weiterbildungen	 nach	 den	 vom	 Bayerischen	
Landespfl	egeausschuss	 empfohlenen	 Weiterbil-
dungskonzepten,	 wenn	 die	 Weiterbildungen	 vor	
Inkrafttreten	 dieser	 Verordnung	 begonnen	 wur-
den.

(2)	Weiterbildungen,	die	nicht	unter	Abs. 1	fallen,	
sind	auf	Antrag	gleichzustellen,	wenn	die	zuständige	
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Behörde	die	Gleichwertigkeit	der	Weiterbildung	fest-
gestellt	hat.	

§ 59

Gleichgestellte	im	Ausland	erworbene	
Weiterbildungen

(1)	1Vergleichbare	im	Ausland	erworbene	Weiter-
bildungen	sind	auf	Antrag	den	Weiterbildungen	die-
ser	Verordnung	gleichzustellen,	wenn	die	den	Antrag	
stellende	Person	

1.	 den	 Abschluss	 einer	 dieser	 Verordnung	 gleich-
wertigen	Weiterbildung	nachweist	und	

2.	 durch	 geeignete	 Unterlagen	 darlegt,	 im	 Gel-
tungsbereich	dieser	Verordnung	eine	der		Weiter-
bildung	entsprechende	Erwerbstätigkeit	ausüben	
zu	wollen.	

2Für	Antrag	stellende	Personen	mit	Wohnsitz	in	einem	
Mitgliedstaat	 der	 Europäischen	 Union,	 einem	 wei-
teren	Vertragsstaat	des	Abkommens	über	den	Euro-
päischen	Wirtschaftsraum	oder	in	der	Schweiz	ist	die	
Darlegung	nach	Satz	1	Nr. 2	entbehrlich,	sofern	keine	
besonderen	 Gründe	 gegen	 eine	 entsprechende	 Ab-
sicht	sprechen.	

(2)	1Die	Weiterbildung	gilt	als	gleichwertig,	wenn	
zwischen	 den	 nachgewiesenen	 Qualifi	kationen	 und	
den	 entsprechenden	 Weiterbildungsinhalten	 nach	
dieser	Verordnung	keine	wesentlichen	Unterschiede	
bestehen.	2Wesentliche	Unterschiede	liegen	vor,	wenn	

1.	 sich	 der	 Weiterbildungsnachweis	 nach	 Abs.	 1	
Satz 1	Nr. 1	auf	Fähigkeiten	und	Kenntnisse	be-
zieht,	 die	 sich	 hinsichtlich	 des	 Inhalts	 oder	 auf	
Grund	 der	 Weiterbildungsdauer	 wesentlich	 von	
den	Weiterbildungen	nach	dieser	Verordnung	un-
terscheiden	und	

2.	 die	 Antrag	 stellende	 Person	 diese	 Unterschiede	
nicht	durch	sonstige	Befähigungsnachweise	oder	
eine	 nachgewiesene	 einschlägige	 Berufserfah-
rung	ausgleichen	kann.	

(3)	1Liegen	wesentliche	Unterschiede	im	Sinn	des	
Abs.  2	 Satz	 2	 vor,	 ist	 als	 Ausgleichsmaßnahme	 ein	
Anpassungslehrgang	 zu	 absolvieren	 oder	 eine	 Eig-
nungsprüfung	 abzulegen.	 2Der	 Anpassungslehrgang	
ist	so	zu	bemessen,	dass	er	geeignet	ist,	die	bestehen-
den	 Qualifi	kationsunterschiede	 auszugleichen.	 3Die	
Eignungsprüfung	hat	sich	auf	jene	Qualifi	kationsziele	
zu	beschränken,	in	denen	die	nachgewiesene	Weiter-
bildung	hinter	der	Weiterbildung	nach	dieser	Verord-
nung	zurückbleibt.	4Festgestellte	Defi	zite	nach	Abs. 2	
Satz 2	werden	der	Antrag	stellenden	Person	schriftlich	
mitgeteilt.	5Diese	Mitteilung	enthält	auch	Informatio-
nen	 über	 die	 Ausgleichsmöglichkeiten	 im	 Rahmen	
einer	 Eignungsprüfung	 mit	 Angabe	 der	 für	 die	 Prü-
fung	 in	 Frage	 kommenden	 Module	 sowie	 eines	 An-
passungslehrgangs	mit	Angabe	der	Dauer	der	Maß-
nahme	und	gegebenenfalls	des	Umfangs	und	Inhalts	

eines	 erforderlichen	 theoretischen	 Zusatzunterrichts.	
6Die	Antrag	stellende	Person	hat	das	Recht,	zwischen	
Anpassungslehrgang	und	Eignungsprüfung	zu	wäh-
len.	7Die	Wahl	ist	der	zuständigen	Behörde	gegenüber	
zu	 erklären.	 8Sie	 ist	 unwiderrufl	ich.	 9Die	 zuständige	
Behörde	bestätigt	die	Entscheidung	schriftlich.	

(4)	 1Die	 zuständige	 Behörde	 bestätigt	 innerhalb	
eines	Monats	den	Eingang	des	Antrags	auf	Anerken-
nung	der	Gleichwertigkeit	einer	Weiterbildung	sowie	
der	vorgelegten	Unterlagen	und	teilt	gegebenenfalls	
mit,	welche	Unterlagen	noch	fehlen.	2Entscheidungen	
nach	 Abs.  1	 bis  3	 sind	 innerhalb	 von	 drei	 Monaten	
nach	 Eingang	 der	 vollständigen	 Antragsunterlagen	
zu	treffen.	3Die	Frist	kann	einmal	um	einen	Monat	ver-
längert	werden,	wenn	dies	wegen	der	Besonderheiten	
der	Angelegenheit	gerechtfertigt	ist.	4Die	Fristverlän-
gerung	ist	zu	begründen	und	rechtzeitig	mitzuteilen.	

(5)	1Kann	die	Antrag	stellende	Person	die	für	die	
Feststellung	 oder	 Bewertung	 der	 Gleichwertigkeit	
erforderlichen	Nachweise	aus	nicht	 selbst	 zu	vertre-
tenden	 Gründen	 nicht	 oder	 nur	 teilweise	 vorlegen	
oder	ist	die	Vorlage	nur	mit	einem	unangemessenem	
zeitlichen	 oder	 sachlichen	 Aufwand	 möglich,	 ist	 ein	
gleichwertiger	 Kenntnisstand	 nachzuweisen.	 2Der	
Nachweis	 wird	 durch	 das	 Ablegen	 einer	 Prüfung	
(Kenntnisprüfung)	erbracht,	die	sich	auf	den	gesam-
ten	 Inhalt	 der	 entsprechenden	 Weiterbildung	 nach	
dieser	Verordnung	erstreckt.

(6)	Vergleichbare	im	Ausland	erworbene	Weiter-
bildungen,	 die	 von	 einem	 anderen	 Land	 als	 gleich-
wertig	anerkannt	wurden,	sind	den	Weiterbildungen	
nach	dieser	Verordnung	gleichgestellt.	

(7)	Soweit	die	Weiterbildung	 in	einem	Mitglied-
staat	 der	 Europäischen	 Union,	 einem	 anderen	 Ver-
tragsstaat	 des	 Abkommens	 über	 den	 Europäischen	
Wirtschaftsraum	oder	 in	der	Schweiz	absolviert	wur-
de,	ist	die	zuständige	Behörde	berechtigt,	für	das	Ver-
fahren	notwendige	Auskünfte	von	der	dort	zuständi-
gen	 Behörde	 einzuholen,	 wenn	 berechtigte	 Zweifel	
an	der	Richtigkeit	der	Angaben	der	Antrag	stellenden	
Personen	vorliegen.	

(8)	 Die	 Durchführung	 von	 Maßnahmen	 nach	
Abs.  3	 und  5	 obliegt	 den	 anerkannten	 Weiterbil-
dungseinrichtungen.

Abschnitt 2

Prüfung

§ 60

Prüfungsausschuss

(1)	 1Am	 Weiterbildungsstandort	 wird	 für	 jede	
Weiterbildung	 ein	 Prüfungsausschuss	 gebildet.	 2Der	
Prüfungsausschuss	ist	von	der	Leitung	der	jeweiligen	
Weiterbildung	 zu	 berufen.	 3Dem	 Prüfungsausschuss	
gehören	an
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1.	 die	Leitung	der	jeweiligen	Weiterbildung	sowie

2.	 zwei	 in	 der	 jeweiligen	 Weiterbildung	 regelmä-
ßig	 unterrichtende	 Dozentinnen	 oder	 Dozenten,	
wovon	 eine	 Person	 durch	 einen	 Vertreter	 einer	
Hochschule,	 mit	 der	 die	 Weiterbildungseinrich-
tung	kooperiert,	ersetzt	werden	kann.

(2)	1Der	Fachbeirat	nach	Art. 25	Abs. 3	Pfl	eWoqG	
kann	 einen	 Vertreter	 zu	 den	 Prüfungen	 entsenden.	
2Dieser	 ist	 nicht	 Mitglied	 des	 Prüfungsausschusses	
und	nicht	stimmberechtigt.

(3)	 Die	 Leitung	 der	 jeweiligen	 Weiterbildung	
übernimmt	den	Vorsitz	des	Prüfungsausschusses	und	
bestimmt	einen	Stellvertreter.

(4)	 Der	 Prüfungssauschuss	 ist	 für	 die	 Entschei-
dung	 in	 allen	 Prüfungsangelegenheiten	 zuständig	
und	ist	Ansprechpartner	in	allen	Prüfungsangelegen-
heiten.

(5)	 1Der	 Prüfungsausschuss	 ist	 beschlussfähig,	
wenn	 mindestens	 zwei	 seiner	 Mitglieder	 anwesend	
sind.	 2Er	 entscheidet	 mit	 Stimmenmehrheit.	 3Eine	
Stimmenthaltung	ist	nicht	zulässig.

§ 61

Prüfungsformen	und	Leistungsnachweise

(1)	Prüfungsformen	sind	

1.	 Fallbearbeitungen,	

2.	 eine	Projektarbeit	und

3.	 eine	mündliche	Abschlussprüfung.

(2)	 1Fallbearbeitungen	 dienen	 dem	 Nachweis	
der	 erworbenen	 Fachkompetenz	 in	 Bezug	 auf	 die	
jeweiligen	 Module.	 2Für	 jedes	 Modul	 ist	 eine	 Fall-
bearbeitung	 durchzuführen,	 die	 grundsätzlich	 alle	
Themenbereiche	des	jeweiligen	Moduls	umfasst.	3Die	
Teilnehmerinnen	 und	 Teilnehmer	 sollen	 dazu	 die	 in	
den	 Modulen	 vermittelte	 Fachkompetenz	 auf	 eine	
konkrete	Fallschilderung	aus	dem	Tätigkeitsfeld	der	
jeweiligen	Weiterbildung	anwenden.

(3)	 1Leistungsnachweise	 für	 die	 Fallbearbeitun-
gen	werden	erbracht	in	Form	

1.	 einer	 schriftlichen	 Klausur	 mit	 einer	 Dauer	 von	
mindestens	90	Minuten	oder	

2.	 einer	 mündlichen	 Prüfung	 mit	 einer	 Dauer	 von	
mindestens	30	Minuten	oder	

3.	 einer	mindestens	zehn	Seiten	umfassenden	Haus-
arbeit	mit	anschließender	Präsentation.

2Jeder	der	in	Nrn. 1	bis 3	genannten	Leistungsnach-
weise	sollte	im	Rahmen	der	zu	absolvierenden	Fallbe-
arbeitungen	mindestens	einmal	erbracht	werden.

(4)	 1Die	Projektarbeit	dient	dem	Transfer	des	er-
worbenen	Wissens	in	die	Praxis.	2Mit	der	Projektarbeit	
sollen	 insbesondere	 Fähigkeiten	 zur	 Steuerung	 von	
Veränderungsprozessen	 in	 einer	 Organisation	 nach-
gewiesen	werden.

(5)	 1Der	 Leistungsnachweis	 für	 die	 Projektarbeit	
erfolgt	in	Form	eines	schriftlichen	Projektberichts,	der	
eine	 Beschreibung	 der	 Projektaufgabe	 und	 dessen	
fachlich	 begründete	 Bearbeitung	 sowie	 die	 Projekt-
planung,	-durchführung	und	-evaluation	umfasst.	2Ein	
Projektbericht	über	eine	bereits	außerhalb	der	Weiter-
bildung	 erfolgreich	 durchgeführte	 und	 einschlägige	
Projektarbeit	kann	als	Leistungsnachweis	anerkannt	
werden.

(6)	 Die	 mündliche	 Abschlussprüfung	 dient	 dem	
Nachweis	 der	 im	 Rahmen	 der	 Weiterbildung	 erwor-
benen	Kompetenzen	im	Hinblick	auf	ihre	praktische	
Anwendung.

(7)	1Der	Leistungsnachweis	im	Rahmen	der	münd-
lichen	 Abschlussprüfung	 erfolgt	 in	 Form	 einer	 Prä-
sentation	der	Projektarbeit	und	einem	Fachgespräch.	
2Die	Dauer	der	Abschlussprüfung	beträgt	30 Minuten.

(8)	 Der	 Leistungsnachweis	 über	 das	 Praktikum	
oder	die	Hospitation	erfolgt	in	Form	einer	schriftlichen	
Bestätigung	durch	die	Praktikumsstelle	oder	die	Hos-
pitationsstelle	 sowie	 eines	 schriftlichen	 Praktikums-
berichts	oder	Hospitationsberichts.

§ 62

Zulassung	zur	mündlichen	Abschlussprüfung

Zur	mündlichen	Abschlussprüfung	wird	zugelas-
sen,	wer	einen	Nachweis	erbringt	über

1.	 die	 erfolgreich	 absolvierten	 Module	 oder	 ver-
gleichbare	Qualifi	kationen	nach	§ 56,	

2.	 das	Praktikum	oder	die	Hospitation	und

3.	 die	 Fallbearbeitungen	 sowie	 den	 Projektbericht,	
die	jeweils	mindestens	mit	der	Note	4,0	bewertet	
sein	müssen.	

§ 63

Durchführung	der	Prüfungen

(1)	 1Mit	der	Begleitung	und	Bewertung	der	Fall-
bearbeitungen	 beauftragt	 der	 Prüfungsausschuss	
Dozentinnen	 und	 Dozenten	 des	 jeweiligen	 Moduls.	
2Wird	 der	 Leistungsnachweis	 in	 Form	 einer	 mündli-
chen	Prüfung	gemäß	§ 61	Abs. 3	Nr. 2	erbracht,	ist	ein	
Protokoll	über	die	Prüfungsinhalte	zu	erstellen.

(2)	1Die	Aufgabenstellung	und	die	Bearbeitungs-
dauer	der	Projektarbeit	ist	vom	Prüfungsausschuss	zu	
genehmigen.	2Mit	der	Bewertung	des	Projektberichts	
beauftragt	 der	 Prüfungsausschuss	 zwei	 in	 der	 Wei-
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terbildung	 eingesetzte	 Dozentinnen	 und	 Dozenten,	
wovon	eine	Person	durch	einen	Vertreter	einer	Hoch-
schule,	mit	der	das	 Institut	hinsichtlich	einer	akade-
mischen	Anerkennung	der	Weiterbildung	kooperiert,	
ersetzt	werden	kann.

(3)	 Das	 vorsitzende	 Mitglied	 des	 Prüfungsaus-
schusses	 legt	 Zeit	 und	 Ort	 für	 die	 mündliche	 Ab-
schlussprüfung	fest	und	lädt	die	Teilnehmer	ein.

(4)	Die	mündliche	Abschlussprüfung	ist	nicht	öf-
fentlich.	

(5)	Zu	Beginn	der	Prüfung	ist	die	zu	prüfende	Per-
son	zu	fragen,	ob	sie	gesundheitliche	oder	andere,	die	
Prüfungsfähigkeit	 einschränkende	 Bedenken	 vorzu-
bringen	hat,	die	den	erfolgreichen	Abschluss	der	Prü-
fung	gefährden	könnten.

(6)	Die	Note	der	Abschlussprüfung	wird	vom	Prü-
fungsausschuss	festgelegt.

(7)	 Über	 die	 Prüfung	 ist	 eine	 Niederschrift	 zu	
erstellen	und	von	den	Mitgliedern	des	Prüfungsaus-
schusses	zu	unterzeichnen.

(8)	 Über	 das	 Nichtbestehen	 einer	 Prüfung	 nach	
§ 61	Abs. 1	erteilt	das	vorsitzende	Mitglied	des	Prü-
fungsausschusses	einen	schriftlichen	Bescheid.	

§ 64

Nachteilsausgleich

(1)	 Im	 Prüfungsverfahren	 sind	 die	 besonderen	
Belange	von	schwerbehinderten	Menschen	und	Per-
sonen,	die	diesen	gleichgestellt	 sind,	 zu	berücksich-
tigen.

(2)	 1Die	 zu	 prüfende	 Person	 hat	 die	 Leitung	 der	
Weiterbildung	 rechtzeitig	 vor	 der	 Prüfung	 auf	 ihre	
Behinderung	hinzuweisen,	wenn	diese	 im	Prüfungs-
verfahren	 berücksichtigt	 werden	 soll.	 2Über	 die	 Art	
und	den	Grad	der	Behinderung	kann	die	Leitung	der	
Weiterbildung	 einen	 entsprechenden	 Nachweis	 ver-
langen.

(3)	Die	Leitung	der	Weiterbildung	 legt	Maßnah-
men	hinsichtlich	der	Organisation	und	Gestaltung	der	
Prüfung	fest,	die	die	Belange	von	zu	prüfenden	Per-
sonen	im	Sinn	des	Abs. 1	berücksichtigen,	jedoch	die	
Prüfungsanforderungen	qualitativ	nicht	verändern.

§ 65

Erkrankung,	Rücktritt,	Versäumnis

(1)	 Ist	 eine	 zu	 prüfende	 Person	 durch	 Krankheit	
oder	sonstige	von	ihr	nicht	zu	vertretende	Umstände	
am	Ablegen	einer	Prüfung	verhindert,	hat	sie	dies	bei	
Erkrankung	durch	ein	ärztliches	Zeugnis,	im	Übrigen	
in	 sonst	 geeigneter	 Form,	 unverzüglich	 nachzuwei-
sen.	

(2)	 Die	 zu	 prüfende	 Person	 kann	 in	 begründeten	
Fällen	 mit	 Genehmigung	 des	 vorsitzenden	 Mitglieds	
des	Prüfungsausschusses	von	der	Prüfung	zurücktreten.

(3)	Nach	der	Prüfung	geltend	gemachte	gesund-
heitliche	Gründe,	denen	zufolge	die	Prüfungsleistung	
nicht	gewertet	werden	 soll,	 können	nicht	 anerkannt	
werden.

(4)	 Erscheint	 die	 zu	 prüfende	 Person	 ohne	 aus-
reichende	 Begründung	 an	 einem	 Prüfungstag	 nicht	
oder	 tritt	 sie	 ohne	 Genehmigung	 des	 vorsitzenden	
Mitglieds	 des	 Prüfungsausschusses	 von	 der	 Prüfung	
zurück,	gilt	die	Prüfung	als	nicht	bestanden.

§ 66

Bewertung	der	Prüfungsergebnisse

(1)	 Für	 die	 Bewertung	 der	 Prüfungen	 sind	 aus-
schließlich	die	Noten	der	zweiten	Spalte	der	 folgen-
den	Tabelle	zu	verwenden:

Bewertung Noten Grundsatz

sehr	gut 1,0
1,3

wenn	die	Leistung	den	
Anforderungen	im	be-
sonderen	Maß	entspricht

gut 1,7
2,0
2,3

wenn	die	Leistung	den	
Anforderungen	voll	ent-
spricht

befriedigend 2,7
3,0
3,3

wenn	die	Leistung	den	
Anforderungen	im	Allge-
meinen	entspricht

ausreichend 3,7
4,0

wenn	die	Leistung	zwar	
Mängel	aufweist,	aber	
den	Anforderungen	im	
Ganzen	noch	entspricht

mangelhaft 5,0 wenn	die	Leistung	den	
Anforderungen	nicht	
entspricht

(2)	1Soweit	Gesamtnoten	zu	bilden	sind,	wird	das	
arithmetische	 Mittel	 errechnet.	 2Entstehende	 Bruch-
teilsergebnisse	bis	n,15	werden	auf	n,0,	Bruchteilser-
gebnisse	von	n,16	bis	n,50	auf	n,3	und	Bruchteilser-
gebnisse	ab	n,51	auf	n,7	gerundet.

§ 67

Festsetzung	der	Prüfungsergebnisse

(1)	Beträgt	die	Gesamtnote	aus	den	Fallbearbei-
tungen,	die	Note	der	Projektarbeit	sowie	die	Note	der	
mündlichen	 Abschlussprüfung	 jeweils	 mindestens	
4,0,	 gilt	 die	 Weiterbildung	 als	 erfolgreich	 absolviert	
und	der	Prüfungsausschuss	ermittelt	die	Gesamtnote	
der	Weiterbildung.

(2)	Die	Gesamtnote	der	Weiterbildung	ergibt	sich	
aus	der
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1.	 Gesamtnote	der	Fallbearbeitungen,

2.	 der	Note	für	die	Projektarbeit	sowie

3.	 der	Note	der	mündlichen	Abschlussprüfung.

(3)	In	die	Gesamtnote	der	Weiterbildung	geht	die	
Gesamtnote	 aus	 den	 Fallbearbeitungen	 mit	 50  v.H.,	
die	Note	für	die	Projektarbeit	und	die	mündliche	Ab-
schlussprüfung	mit	jeweils	25 v.H.	ein.	

§ 68

Wiederholung	von	Prüfungen

(1)	 1Die	Prüfungen	nach	§ 61	Abs. 1	können	auf	
Antrag	jeweils	einmal	wiederholt	werden.	2Dieser	ist	
schriftlich	 innerhalb	 von	 vier	 Wochen	 nach	 Mittei-
lung	über	das	Nichtbestehen	nach	§ 63	Abs. 8	von	der	
zu	prüfenden	Person	zu	stellen.	 3Wird	der	Antrag	zu	
einem	späteren	Zeitpunkt	gestellt,	gilt	§ 56	entspre-
chend.

(2)	Die	Leitung	der	Weiterbildung	 informiert	die	
betroffene	 Person	 spätestens	 vier	 Wochen	 vor	 der	
Wiederholungsprüfung	 über	 den	 angesetzten	 Prü-
fungstermin.

§ 69

Täuschungsversuche	und	Ordnungsverstöße

(1)	 Macht	 sich	 eine	 zu	 prüfende	 Person	 eines	
Täuschungsversuchs	 oder	 eines	 Ordnungsverstoßes	
schuldig,	 kann	 die	 Leitung	 der	 Weiterbildung	 diese	
von	der	weiteren	Teilnahme	an	der	Prüfung	ausschlie-
ßen.

(2)	 1Über	 die	 Folgen	 eines	 Täuschungsversuchs	
oder	 eines	 Ordnungsverstoßes	 entscheidet	 der	 Prü-
fungsausschuss.	2Er	kann	die	Wiederholung	einzelner	
oder	mehrerer	Prüfungen	verlangen	oder	die	Weiter-
bildung	für	nicht	bestanden	erklären.

(3)	Wird	eine	Täuschungshandlung	nach	Aushän-
digung	des	Zeugnisses	bekannt,	kann	die	Weiterbil-
dung	innerhalb	von	drei	Jahren	nach	deren	Abschluss	
für	nicht	bestanden	erklärt	werden.

§ 70

Fehlzeiten

(1)	 Versäumte	 Weiterbildungsstunden	 gelten	
als	 Fehlzeiten	 und	 sind,	 soweit	 sie	 10  v.H.	 der	 Un-
terrichtsstunden	 und	 der	 praktischen	 Weiterbildung	
überschreiten,	nachzuholen.

(2)	1Soweit	der	erfolgreiche	Abschluss	der	Weiter-
bildung	 nicht	 gefährdet	 wird,	 können	 auf	 Antrag	 in	
besonders	 begründeten	 Härtefällen	 nachzuholende	
Fehlzeiten	 durch	 eine	 gleichwertige	 Aufgabenstel-

lung,	die	in	Fernstudienform	zu	bearbeiten	ist,	ausge-
glichen	werden.	 2Die	Leitung	der	Weiterbildung	be-
stimmt	die	inhaltliche	Ausrichtung	dieser	Arbeit	und	
führt	ihre	Bewertung	durch.

Abschnitt 3

Zeugnis, Nachweis, Urkunde

§ 71

Zeugnis	und	Nachweis

(1)	 Über	 die	 bestandene	 Weiterbildung	 und	 die	
erfolgreiche	Teilnahme	am	Basisunterricht	nach	§ 81	
Abs. 2	Nr. 1	erteilt	das	vorsitzende	Mitglied	des	Prü-
fungsausschusses	ein	Zeugnis.

(2)	Die	Teilnehmerinnen	und	Teilnehmer	erhalten	
einen	Nachweis	über	die	 Inhalte	und	die	Dauer	der	
absolvierten	 Module	 sowie	 über	 den	 Inhalt	 und	 die	
Bewertung	der	Fallbearbeitungen	und	der	Projektar-
beit.

§ 72

Urkunde

(1)	 Die	 Prüfungsteilnehmer	 sind	 nach	 erfolgrei-
chem	 Abschluss	 der	 Weiterbildung	 berechtigt,	 eine	
Weiterbildungsbezeichnung	zu	führen.

(2)	 Darüber	 stellt	 die	 Weiterbildungseinrichtung	
eine	Urkunde	aus.	

(3)	1Die	Berechtigung	nach	Abs. 1	erlischt,	wenn	
die	Erlaubnis	zum	Führen	der	einschlägigen	Berufs-
bezeichnung	zurückgenommen	oder	widerrufen	wird.	
2Gleiches	gilt,	wenn	die	Weiterbildung	von	der	Wei-
terbildungseinrichtung	nachträglich	für	nicht	bestan-
den	erklärt	wird.	3In	den	Fällen	der	Sätze 1	und 2	ist	
die	Urkunde	von	der	Weiterbildungseinrichtung	ein-
zuziehen.

Teil 7

Besondere Vorschriften zur Weiterbildung

Abschnitt 1

Einrichtungsleitung

§ 73

Qualifi	kationsziele

1Die	 Weiterbildung	 zur	 Einrichtungsleitung	 soll	
das	 dem	 aktuellen	 Stand	 entsprechende	 fachliche	
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Wissen	 zur	 Führung	 und	 Organisation	 einer	 Ein-
richtung	vermitteln	(§ 54	Abs. 2	Nr. 1).	2Sie	soll	dazu	
befähigen,	 das	 erworbene	 Führungs-	 und	 Organisa-
tionswissen	situationsgerecht	 in	der	berufl	ichen	Pra-
xis	anzuwenden	(§ 54	Abs. 2	Nr. 2),	das	Lebens-	und	
Arbeitsumfeld	der	Bewohnerinnen	und	Bewohner	so-
wie	der	Mitarbeiterinnen	und	Mitarbeiter	günstig	zu	
gestalten	(§ 54	Abs. 2	Nr. 3),	die	mit	den	Leitungsauf-
gaben	 verbundenen	 Herausforderungen	 in	 persönli-
cher	Hinsicht	angemessen	zu	bewältigen	(§ 54	Abs. 2	
Nr. 4)	sowie	ein	kritisches	Bewusstsein	zu	entwickeln,	
die	 Wechselwirkungen	 zwischen	 der	 Leitungstätig-
keit	und	den	gesellschaftlichen,	ökonomischen,	öko-
logischen	und	politischen	Einfl	ussfaktoren	zu	verste-
hen	und	entsprechend	zu	berücksichtigen	(§ 54	Abs. 2	
Nr. 5).

§ 74

Zugangsvoraussetzung

An	der	Weiterbildung	kann	teilnehmen,	wer	über	
ein	Studium	oder	eine	Berufsausbildung	gemäß	§ 12	
Abs. 1	Nr. 1	verfügt.	

§ 75

Anforderungen	an	die	Leitung	der	Weiterbildung

(1)	Die	Leitung	der	Weiterbildung	muss	

1.	 über	 einen	 berufl	ichen	 oder	 akademischen	 Ab-
schluss	nach	§ 74	verfügen,

2.	 eine	entsprechende	berufspädagogische	Eignung	
und	

3.	 eine	mindestens	zweijährige	Praxis-	oder	Lehrer-
fahrung	 in	 der	 Seniorenarbeit	 oder	 Pfl	ege	 besit-
zen.

(2)	 Auf	 Antrag	 der	 Weiterbildungseinrichtung	
kann	 die	 zuständige	 Behörde	 Personen,	 die	 die	 An-
forderungen	 nach	 Abs.  1	 nicht	 erfüllen,	 als	 Leitung	
der	Weiterbildung	zulassen,	wenn	für	diese	Personen	
vergleichbare	Qualifi	kationen	nachgewiesen	werden	
können.	

§ 76

Inhalt	und	Umfang

(1)	Die	Weiterbildung	gliedert	sich	inhaltlich	ent-
sprechend	Anlage 1.

(2)	 Die	 Weiterbildung	 zur	 Einrichtungsleitung	
umfasst	eine	Projektarbeit	sowie	insgesamt	952 Stun-
den,	davon	

1.	 912	Unterrichtsstunden	und	

2.	 ein	Praktikum	im	Umfang	von	40	Praxisstunden.	

§ 77

Weiterbildungsbezeichnung

Der	erfolgreiche	Abschluss	der	Weiterbildung	be-
rechtigt	zum	Führen	der	Weiterbildungsbezeichnung	
„Leitung	von	Einrichtungen	der	Pfl	ege	und	für	ältere	
Menschen“.

Abschnitt 2

Pfl egedienstleitung

§ 78

Qualifi	kationsziele

1Die	Weiterbildung	soll	das	dem	aktuellen	Stand	
entsprechende	fachliche	Wissen	zur	Führung	und	Or-
ganisation	 einer	 Pfl	egeeinheit	 und	 in	 der	 Pfl	egewis-
senschaft	vermitteln	(§ 54	Abs. 2	Nr. 1).	2Sie	soll	dazu	
befähigen,	 erworbenes	 Wissen	 situationsgerecht	 in	
der	 Leitungspraxis	 anzuwenden	 (§  54	 Abs.  2	 Nr.  2),	
das	 Lebens-	 und	 Arbeitsumfeld	 der	 Bewohnerinnen	
und	Bewohner	sowie	der	Mitarbeiterinnen	und	Mitar-
beiter	günstig	zu	gestalten	(§ 54	Abs. 2	Nr. 3),	die	mit	
den	 Leitungsaufgaben	 verbundenen	 Herausforde-
rungen	angemessen	zu	bewältigen	(§ 54	Abs. 2	Nr. 4)	
sowie	 ein	 kritisches	 Bewusstsein	 zu	 entwickeln,	 die	
Wechselwirkungen	 zwischen	 der	 Leitungstätigkeit	
und	 den	 gesellschaftlichen,	 ökonomischen,	 ökologi-
schen	 und	 politischen	 Einfl	ussfaktoren	 zu	 verstehen	
und	 in	 Abstimmung	 mit	 der	 Einrichtungsleitung	 zu	
berücksichtigen	(§ 54	Abs. 2	Nr. 5).

§ 79

Zugangsvoraussetzung

An	der	Weiterbildung	kann	teilnehmen,	wer	eine	
der	in	§ 71	Abs. 3	Satz 1	Nrn. 1	bis 3	SGB XI	genann-
ten	Ausbildungen	erfolgreich	abgeschlossen	hat.	

§ 80

Anforderungen	an	die	Leitung	der	Weiterbildung

(1)	Die	Leitung	der	Weiterbildung	muss	

1.	 über	einen	Abschluss	 in	einem	Pfl	egeberuf	oder	
ein	 abgeschlossenes	 Studium	 in	 den	 Bereichen	
Pfl	egewissenschaft,	 Betriebswirtschaft,	 Geistes-	
und	 Sozialwissenschaften	 oder	 einem	 vergleich-
baren	Studiengang	verfügen,	

2.	 eine	entsprechende	berufspädagogische	Eignung	
und	

3.	 eine	mindestens	zweijährige	Praxis-	oder	Lehrer-
fahrung	 in	 der	 Seniorenarbeit	 oder	 Pfl	ege	 besit-
zen.
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(2)	Auf	Antrag	der	Weiterbildungseinrichtung	kann	
die	zuständige	Behörde	Personen,	die	die	Anforderun-
gen	nach	Abs. 1	nicht	erfüllen,	als	Leitung	der	Weiter-
bildung	zulassen,	wenn	für	diese	Personen	vergleich-
bare	Qualifi	kationen	nachgewiesen	werden	können.	

§ 81

Inhalt	und	Umfang

(1)	Die	Weiterbildung	gliedert	sich	inhaltlich	ent-
sprechend	Anlage 2.

(2)	 Die	 Weiterbildung	 wird	 in	 Form	 einer	 Basis-	
und	 Aufbauweiterbildung	 durchgeführt	 und	 umfasst	
eine	Projektarbeit	sowie	insgesamt	764 Stunden,	davon	

1.	 460	Basisunterrichtsstunden,

2.	 264	Aufbauunterrichtsstunden	und	

3.	 ein	Praktikum	im	Umfang	von	40	Praxisstunden.	

§ 82

Weiterbildungsbezeichnung

Der	erfolgreiche	Abschluss	der	Weiterbildung	be-
rechtigt	zum	Führen	der	Weiterbildungsbezeichnung	
„Pfl	egedienstleitung	in	Einrichtungen	der	Pfl	ege	und	
für	ältere	Menschen“.

Abschnitt 3

Gerontopsychiatrische Pfl ege und Betreuung

§ 83

Qualifi	kationsziele

1Die	Weiterbildung	soll	das	dem	aktuellen	Stand	
entsprechende	 Wissen	 für	 die	 Arbeit	 mit	 geronto-
psychiatrisch	 erkrankten	 Menschen	 vermitteln	 (§  54	
Abs. 2	Nr. 1).	2Sie	soll	dazu	befähigen,	das	erworbene	
Wissen	 situationsgerecht	 in	 der	 Praxis	 anzuwenden	
(§  54	 Abs.  2	 Nr.  2),	 sich	 fachgebietsübergreifend	 zu	
vernetzen	und	in	fachlicher	Hinsicht	Koordinierungs-
aufgaben	zu	übernehmen	(§ 54	Abs. 2	Nr. 3)	sowie	ein	
kritisches	Bewusstsein	zu	entwickeln,	die	Wechselwir-
kungen	zwischen	der	Tätigkeit	und	den	gesellschaft-
lichen,	 ökonomischen,	 ökologischen	 und	 politischen	
Einfl	ussfaktoren	zu	verstehen	und	zu	berücksichtigen	
(§ 54	Abs. 2	Nr. 5).	3Die	Weiterbildung	hat		zum	Ziel,	
die	 erforderlichen	 Fähigkeiten	 zur	 Bewältigung	 der	
mit	der	Tätigkeit	verbundenen	Anforderungen	zu	ver-
mitteln	(§ 54	Abs. 2	Nr. 4).

§ 84

Zugangsvoraussetzung

An	der	Weiterbildung	kann	teilnehmen	wer	

1.	 über	ein	in	der	nach	§ 16	Abs. 2	Satz 1	Nr. 1	er-
lassenen	 allgemeinen	 Verwaltungsvorschrift	 ge-
nanntes	Studium	oder	

2.	 eine	in	der	nach	§ 16	Abs. 2	Satz 1	Nr. 1	erlasse-
nen	allgemeinen	Verwaltungsvorschrift	genannte	
Ausbildung	zur	Fachkraft	verfügt	oder

3.	 nach	der	nach	§ 16	Abs. 2	Satz 2	erlassenen	allge-
meinen	 Verwaltungsvorschrift	 Altenpfl	egerinnen	
oder	Altenpfl	egern	bzw.	Gesundheits-	und	Kran-
kenpfl	egerinnen	 oder	 Gesundheits-	 und	 Kran-
kenpfl	egern	gleichgestellt	ist.

§ 85

Anforderungen	an	die	Leitung	der	Weiterbildung

(1)	Die	Leitung	der	Weiterbildung	muss	

1.	 über	einen	berufl	ichen	Abschluss	 in	einem	Pfl	e-
geberuf	oder	ein	abgeschlossenes	Studium	in	den	
Bereichen	 Pfl	ege,	 Gerontologie,	 Geriatrie	 oder	
vergleichbaren	Studiengängen	verfügen,	

2.	 eine	entsprechende	berufspädagogische	Eignung	
sowie	

3.	 eine	 mindestens	 zweijährige	 gerontopsychiatri-
sche	Praxis-	oder	Lehrerfahrung	besitzen.

(2)	Auf	Antrag	der	Weiterbildungseinrichtung	kann	
die	zuständige	Behörde	Personen,	die	die	Anforderun-
gen	nach	Abs. 1	nicht	erfüllen,	als	Leitung	der	Weiter-
bildung	zulassen,	wenn	für	diese	Personen	vergleich-
bare	Qualifi	kationen	nachgewiesen	werden	können.	

§ 86

Inhalt	und	Umfang

(1)	Die	Weiterbildung	gliedert	sich	inhaltlich	ent-
sprechend	Anlage 3.

(2)	Die	Weiterbildung	umfasst	eine	Projektarbeit	
sowie	insgesamt	600 Stunden,	davon

1.	 560	Unterrichtsstunden	und

2.	 ein	Praktikum	im	Umfang	von	40	Praxisstunden.	

§ 87

Weiterbildungsbezeichnungen

Der	erfolgreiche	Abschluss	der	Weiterbildung	be-
rechtigt	zum	Führen	der	Weiterbildungsbezeichnung	

1.	 „Fachkraft	 für	Gerontopsychiatrische	Pfl	ege“	für	
Fachkräfte	im	Bereich	der	Pfl	ege,

2.	 „Fachkraft	für	Gerontopsychiatrische	Betreuung“	
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für	Fachkräfte	 im	Bereich	der	Therapie	oder	der	
sozialen	Betreuung	

jeweils	im	Sinn	der	nach	§ 16	Abs. 2	Satz 1	Nr. 1	erlas-
senen	allgemeinen	Verwaltungsvorschrift.

Abschnitt 4

Praxisanleitung

§ 88

Qualifi	kationsziele

1Die	Weiterbildung	soll	das	dem	aktuellen	Stand	
entsprechende	 berufspädagogisch-pfl	egerische	 Wis-
sen	vermitteln	 (§ 54	Abs. 2	Nr. 1).	 2Sie	soll	dazu	be-
fähigen,	 das	 erworbene	 Wissen	 situationsgerecht	 in	
der	Anleitungspraxis	anzuwenden	(§ 54	Abs. 2	Nr. 2),	
an	 der	 Schaffung	 von	 günstigen	 Bedingungen	 für	
die	 am	 Anleitungsprozess	 Beteiligten	 verantwortlich	
mitzuwirken	 (§ 54	Abs. 2	Nr. 3)	 sowie	ein	kritisches	
Bewusstsein	 zu	 entwickeln,	 die	 Wechselwirkungen	
zwischen	 der	 Tätigkeit	 und	 den	 gesellschaftlichen,	
ökonomischen,	ökologischen	und	politischen	Einfl	uss-
faktoren	zu	verstehen	(§ 54	Abs. 2	Nr. 5).	3Sie	hat	zum	
Ziel,	die	erforderlichen	Fähigkeiten	zur	Bewältigung	
der	 mit	 der	 Anleitung	 verbundenen	 Anforderungen	
zu	vermitteln	(§ 54	Abs. 2	Nr. 4).

§ 89

Zugangsvoraussetzung

An	 der	 Weiterbildung	 kann	 teilnehmen,	 wer	 über	
eine	abgeschlossene	Berufsausbildung	oder	ein	Studium	
im	Bereich	Altenpfl	ege,	Gesundheits-	und	Krankenpfl	e-
ge	oder	Gesundheits-	und	Kinderkrankenpfl	ege	verfügt.

§ 90

Anforderungen	an	die	Leitung	der	Weiterbildung

(1)	Die	Leitung	der	Weiterbildung	muss	über	ei-
nen	berufl	ichen	Abschluss	in	einem	Pfl	egeberuf	und	
eine	abgeschlossene	Weiterbildung	zur	Lehrerin	oder	
zum	Lehrer	für	Pfl	ege	oder	ein	abgeschlossenes	Stu-
dium	in	den	Bereichen	(Pfl	ege-)Pädagogik	oder	in	an-
deren	vergleichbaren	Studiengängen	verfügen.

(2)	Auf	Antrag	der	Weiterbildungseinrichtung	kann	
die	zuständige	Behörde	Personen,	die	die	Anforderun-
gen	nach	Abs. 1	nicht	erfüllen,	als	Leitung	der	Weiter-
bildung	zulassen,	wenn	für	diese	Personen	vergleich-
bare	Qualifi	kationen	nachgewiesen	werden	können.	

§ 91

Inhalt	und	Umfang

(1)	Die	Weiterbildung	gliedert	sich	inhaltlich	ent-
sprechend	Anlage 4.

(2)	Die	Weiterbildung	umfasst	eine	Projektarbeit	
sowie	insgesamt	216 Stunden,	davon

1.	 200	Stunden	Unterricht	und

2.	 eine	Hospitation	im	Umfang	von	16 Stunden.	

§ 92

Weiterbildungsbezeichnung

Der	erfolgreiche	Abschluss	der	Weiterbildung	be-
rechtigt	zum	Führen	der	Weiterbildungsbezeichnung	
„Praxisanleitung“.

Abschnitt 5

Eignungsprüfung, Anpassungslehrgang, 
Kenntnisprüfung

§ 93

Eignungsprüfung

(1)	Die	Eignungsprüfung	im	Sinn	des	§ 59	Abs. 2	
ist	eine	ausschließlich	die	berufl	ichen	Kenntnisse	be-
treffende	Prüfung,	mit	der	die	Fähigkeiten	der	Antrag	
stellenden	 Person	 im	 Hinblick	 auf	 die	 Qualifi	kati-
onsziele	der	Weiterbildung	beurteilt	werden.	

(2)	 1Die	 Eignungsprüfung	 erstreckt	 sich	 nur	 auf	
die	Module,	die	von	den	vorgelegten	Weiterbildungs-
nachweisen	nicht	abgedeckt	werden	und	die	für	die	
Erreichung	 der	 Qualifi	kationsziele	 wesentlich	 sind.	
2Sie	 muss	 dem	 Umstand	 Rechnung	 tragen,	 dass	 die	
Antrag	 stellende	 Person	 bereits	 über	 eine	 entspre-
chende	Qualifi	kation	im	Heimat-	oder	Herkunftsmit-
gliedstaat	verfügt.

(3)	 1Die	 Eignungsprüfung	 ist	 eine	 mündliche	
Prüfung	mit	einer	Dauer	von	mindestens	30 Minu-
ten.	 2Wird	 die	 Prüfungsleistung	 nicht	 mindestens	
mit	der	Note	„ausreichend“	bewertet,	 ist	die	Eig-
nungsprüfung	nicht	bestanden.	3Im	Fall	des	Nicht-
bestehens	 kann	 die	 Prüfung	 einmal	 wiederholt	
werden.	 4Im	Übrigen	gelten	§§ 60	bis 70	entspre-
chend.

(4)	Über	die	bestandene	Eignungsprüfung	erteilt	
die	Weiterbildungseinrichtung	eine	schriftliche	Bestä-
tigung.

§ 94

Anpassungslehrgang

(1)	 1Der	 Anpassungslehrgang	 im	 Sinn	 des	 §  59	
Abs. 2	ist	die	Ausübung	einer	der	Weiterbildung	ent-
sprechenden	 Tätigkeit.	 2Er	 ist	 in	 dafür	 geeigneten	
Einrichtungen	 unter	 Anleitung	 von	 entsprechend	
qualifi	zierten	 Personen	 zu	 absolvieren.	 3Er	 kann	 mit	
theoretischem	Zusatzunterricht	einhergehen.
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(2)	Der	Anpassungslehrgang	dient	dem	Erwerb	der	
Kenntnisse	und	Fähigkeiten,	die	der	Antrag	stellenden	
Person	nach	den	festgestellten	Defi	ziten	fehlen.

(3)	 1Der	 Anpassungslehrgang	 wird	 im	 Rahmen	
einer	Projektarbeit	im	Sinn	des	§ 61	Abs. 1	Nr. 2	be-
wertet.	 2Wird	 diese	 nicht	 mindestens	 mit	 der	 Note	
„ausreichend“	bewertet,	ist	der	Anpassungslehrgang	
nicht	 bestanden.	 3Im	 Fall	 des	 Nichtbestehens	 kann	
der	Anpassungslehrgang	einmal	wiederholt	werden.	
4Im	Übrigen	gelten	§§ 60	bis 70	entsprechend.

(4)	 Über	 den	 bestandenen	 Anpassungslehrgang	
erteilt	die	Weiterbildungseinrichtung	eine	schriftliche	
Bestätigung.

§ 95

Kenntnisprüfung

(1)	1Im	Rahmen	der	Kenntnisprüfung	im	Sinn	des	
§ 59	Abs. 5	hat	die	Antrag	stellende	Person	einen	der	
Weiterbildung	gleichwertigen	Kenntnisstand	nachzu-
weisen.	2Der	Nachweis	wird	durch	das	Ablegen	einer	
Prüfung	 erbracht,	 die	 sich	 auf	 den	 gesamten	 Inhalt	
der	entsprechenden	Weiterbildung	erstreckt.	

(2)	1Die	Kenntnisprüfung	ist	eine	mündliche	Prü-
fung	mit	einer	Dauer	von	30	Minuten.	2Wird	die	Prü-
fungsleistung	 nicht	 mindestens	 mit	 der	 Note	 „aus-
reichend“	 bewertet,	 ist	 die	 Kenntnisprüfung	 nicht	
bestanden.	3Im	Fall	des	Nichtbestehens	kann	die	Prü-
fung	 einmal	 wiederholt	 werden.	 4Im	 Übrigen	 gelten	
§§ 60	bis 70	entsprechend.

(3)	Über	die	bestandene	Kenntnisprüfung	erteilt	die	
Weiterbildungseinrichtung	eine	schriftliche	Bestätigung.

Teil 8

Übergangs- und Schlussbestimmungen

§ 96

Zuständigkeit

Zuständige	Behörde	im	Sinn	der	§§ 53	bis	95	sind	
die	Regierungen.	

§ 97

Übergangsregelung

(1)	 1Erfüllt	 eine	 stationäre	 Einrichtung	 der	 Pfl	e-
ge,	die	bei	Inkrafttreten	dieser	Verordnung	in	Betrieb	
ist	oder	 für	die	eine	Baugenehmigung	erteilt	 ist,	die	
Mindestanforderung	des	§ 2	Abs. 2	Satz 1	nicht,	gilt	
die	Regelung	des	§ 24	Abs. 2	Satz 2	der	Verordnung	
über	bauliche	Mindestanforderungen	für	Altenheime,	
Altenwohnheime	 und	 Pfl	egeheime	 für	 Volljährige	
(Heimmindestbauverordnung	 –	 HeimMindBauV)	 in	

der	 Fassung	 der	 Bekanntmachung	 vom	 3.  Mai	 1983	
(BGBl I	S. 550),	geändert	durch	Art. 5	der	Verordnung	
vom	25. November	2003	 (BGBl  I	S. 2346),	 fort.	 2§ 50	
Abs. 1	bleibt	davon	unberührt.

(2)	1Erfüllt	eine	stationäre	Einrichtung	der	Pfl	ege,	
die	bei	Inkrafttreten	dieser	Verordnung	in	Betrieb	ist	
oder	für	die	eine	Baugenehmigung	beantragt	ist,	die	
Mindestanforderung	des	§ 8	Abs. 1	nicht,	gilt	bis	zum	
Ablauf	einer	nach	§ 10	Abs. 1	eingeräumten	Anglei-
chungsfrist	anstelle	des	§ 8	Abs. 3	die	Regelung	des	
§ 27	Abs. 2	HeimMindBauV	fort.	 2§ 50	Abs. 1	bleibt	
davon	unberührt.

(3)	1Personen,	die	bei	Inkrafttreten	dieser	Verord-
nung	eine	 stationäre	Einrichtung	der	Pfl	ege	und	 für	
ältere	Menschen	leiten,	müssen	bis	spätestens	1. Sep-
tember	 2018	 den	 Nachweis	 über	 die	 Qualifi	kation	
nach	 §  12	 Abs.  1	 Nr.  2	 erbringen.	 2Zur	 Vermeidung	
von	Härten	können	sie	auf	Antrag	bei	der	zuständigen	
Behörde	abweichend	von	§ 68	Abs. 1	Satz 1	die	Prü-
fungen	zweimal	wiederholen.

(4)	Personen,	die	nach	Inkrafttreten	dieser	Verord-
nung	und	vor	dem	1. September	2014	die	Tätigkeit	als	
Einrichtungsleitung	einer	stationären	Einrichtung	der	
Pfl	ege	und	für	ältere	Menschen	aufnehmen,	müssen	
bis	spätestens	31. August	2014	den	Nachweis	über	die	
Qualifi	kation	nach	§ 12	Abs. 1	Nr. 2	erbringen.	

(5)	1Wird	in	einer	Einrichtung	bei	Inkrafttreten	die-
ser	Verordnung	der	Tatbestand	des	§ 14	Abs. 1	oder 4	
erfüllt,	muss	innerhalb	von	drei	Monaten	nach	Inkraft-
treten	 dieser	 Verordnung	 die	 Genehmigung	 hierfür	
bei	der	zuständigen	Behörde	beantragt	werden.	2§ 14	
Abs. 2	und	3	sowie	5	und 6	fi	nden	Anwendung.	3Der	
Träger	ist	bis	zur	Entscheidung	über	den	Antrag	von	
der	Verpfl	ichtung	zur	Angleichung	vorläufi	g	befreit.

(6)	1Abweichend	von	§ 16	Abs. 1	gelten	Personen,	
die	vor	Inkrafttreten	dieser	Verordnung	die	Erlaubnis	
zur	Führung	der	Berufsbezeichnung	als	Gesundheits-	
und	 Krankenpfl	egerin	 oder	 Gesundheits-	 und	 Kran-
kenpfl	eger,	als	Gesundheits-	und	Kinderkrankenpfl	e-
gerin	 oder	 Gesundheits-	 und	 Kinderkrankenpfl	eger	
oder	 als	 Altenpfl	egerin	 oder	 Altenpfl	eger	 erhalten	
haben,	 als	 Fachkräfte.	 2Die	 Voraussetzung	 des	 §  12	
Abs. 1	Nr. 1	gilt	als	erfüllt.

(7)	1Heimbeiräte,	die	vor	Inkrafttreten	dieser	Ver-
ordnung	gewählt	worden	sind,	müssen	nicht	neu	ge-
wählt	 werden.	 2Soweit	 Heimfürsprecherinnen	 oder	
Heimfürsprecher	vor	Inkrafttreten	dieser	Verordnung	
bestellt	worden	sind,	müssen	diese	nicht	neu	bestellt	
werden.	3§ 45	Abs. 1	bleibt	unberührt.

§ 98

Inkrafttreten	und	Ersetzung	von	Bundesrecht

(1)	Diese	Verordnung	tritt	am	1. September	2011	
in	Kraft.	

(2)	Diese	Verordnung	ersetzt	im	Freistaat	Bayern	
gemäß	Art. 125a	Abs. 1	Satz 2	des	Grundgesetzes	
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1.	 die	Verordnung	über	die	Mitwirkung	der	Bewoh-
nerinnen	und	Bewohner	in	Angelegenheiten	des	
Heimbetriebes	 (Heimmitwirkungsverordnung	 –
HeimmwV)	in	der	Fassung	der	Bekanntmachung	
vom	25. Juli	2002	(BGBl I	S. 2896),	

2.	 die	Verordnung	über	die	Pfl	ichten	der	Träger	von	
Altenheimen,	 Altenwohnheimen	 und	 Pfl	egehei-
men	 für	Volljährige	 im	Fall	der	Entgegennahme	
von	 Leistungen	 zum	 Zweck	 der	 Unterbringung	
eines	 Bewohners	 oder	 Bewerbers	 (Heimsiche-
rungsV)	vom	24. April	1978	(BGBl I	S. 553),	geän-
dert	durch	Art. 18	des	Gesetzes	vom	27. Dezem-
ber	2003	(BGBl I	S. 3022),

3.	 die	 Verordnung	 über	 bauliche	 Mindestanforde-
rungen	 für	 Altenheime,	 Altenwohnheime	 und	
Pfl	egeheime	 für	 Volljährige	 (Heimmindestbau-
verordnung	 –	 HeimMindBauV)	 in	 der	 Fassung	
der	 Bekanntmachung	 vom	 3.  Mai	 1983	 (BGBl  I	
S.  550),	 geändert	 durch	 Art.  5	 der	 Verordnung	
vom	25. November	2003	(BGBl I	S. 2346)	und	

4.	 die	Verordnung	über	personelle	Anforderungen	für	
Heime	(Heimpersonalverordnung	–	HeimPersV)	vom	
19. Juli	1993	(BGBl I	S. 1205),	geändert	durch	Art. 1	
der	Verordnung	vom	22. Juni	1998	(BGBl I	S. 1506).

München,	den	27. Juli	2011

Der Bayerische Ministerpräsident

Horst		S	e	e	h	o	f	e	r

Bayerisches Staatsministerium 
für Arbeit und Sozialordnung, Familie und Frauen

Christine		H	a	d	e	r	t	h	a	u	e	r	,		Staatsministerin
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Anlage 1 

Module der Weiterbildung zur Einrichtungsleitung 

 

Modul A: Soziale Führungs-Qualifikationen (328 Unterrichtsstunden) 

Themenbereiche Stunden 

A 1: Führungsethik 32 

A 2: Kommunikation als Führungsaufgabe  40 

A 3: Veränderungs-Management  32 

A 4: Personalführung 24 

A 5: Konfliktmanagement 24 

A 6: Moderation, Präsentation und Rhetorik 32 

A 7: Kollegiale Beratung und Coaching  32 

A 8: Teamentwicklung 28 

A 9: Rollenkompetenz 28 

A 10: Führen und Leiten in sozialen Dienstleistungsunternehmen 32 

A 11: Strategisches Management 24 

 

Modul B: Ökonomische Qualifikationen (184 Unterrichtsstunden) 

Themenbereiche Stunden 

B 1: Allgemeine Betriebswirtschaftslehre 32 

B 2: Spezielle Betriebswirtschaftslehre 16 

B 3: Controlling 32 

B 4: Sozial- und Gesundheitsökonomie  32 

B 5: Marketing und Öffentlichkeitsarbeit 32 

B 6: Finanzierung und Investition 40 
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Modul C: Organisatorische Qualifikationen (184 Unterrichtsstunden) 

Themenbereiche Stunden 

C 1: Organisation und Netzwerkarbeit 32 

C 2: Qualitätsmanagement 40 

C 3: Einbeziehung von Angehörigen und Ehrenamtlichen  20 

C 4: Personalmanagement 40 

C 5: Beschwerdemanagement 24 

C 6: Schnittstellenmanagement 28 

 

Modul D: Strukturelle Qualifikationen (216 Unterrichtsstunden) 

Themenbereiche Stunden 

D 1: Angewandte Pflegewissenschaft  32 

D 2: Allgemeines Recht 24 

D 3: Sozialrecht 32 

D 4: Betriebsbezogenes Recht 32 

D 5: Arbeitsrecht 32 

D 6: Sozialpolitik 24 

D 7: Gerontologie 40 

 
 



374 Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 15/2011 29Bayerisches	Gesetz-	und	Verordnungsblatt	Nr.	15/2011

Anlage 2 

Module der Weiterbildung zur Pflegedienstleitung 

 

Modul A: Soziale Führungs-Qualifikationen (272 Unterrichtsstunden) 

Basisweiterbildung (200 Unterrichtsstunden) 

Themenbereiche Stunden 

A 1: Führungsethik 32 

A 2: Kommunikation als Führungsaufgabe  40 

A 3: Veränderungs-Management  32 

A 4: Personalführung 24 

A 5: Konfliktmanagement 24 

A 6: Moderation, Präsentation und Rhetorik 32 

A 7: Kollegiale Beratung und Coaching (Teil 1) 16 

Aufbauweiterbildung (72 Unterrichtsstunden) 

Themenbereiche Stunden 

A 7: Kollegiale Beratung und Coaching (Teil 2) 16 

A 8: Teamentwicklung 28 

A 9: Rollenkompetenz 28 

 

Modul B: Ökonomische Qualifikationen (144 Unterrichtsstunden) 

Basisweiterbildung (80 Unterrichtsstunden) 

Themenbereiche Stunden 

B 1: Allgemeine Betriebswirtschaftslehre 32 

B 2: Spezielle Betriebswirtschaftslehre 16 

B 3: Controlling 32 

Aufbauweiterbildung (64 Unterrichtsstunden) 

Themenbereiche Stunden 

B 4: Sozial- und Gesundheitsökonomie  32 

B 5: Marketing und Öffentlichkeitsarbeit 32 

 



375Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 15/201130 Bayerisches	Gesetz-	und	Verordnungsblatt	Nr.	15/2011

 

Modul C: Organisatorische Qualifikationen (156 Unterrichtsstunden) 

Basisweiterbildung (92 Unterrichtsstunden) 

Themenbereiche Stunden 

C 1: Organisation und Netzwerkarbeit 32 

C 2: Qualitätsmanagement 40 

C 3: Einbeziehung von Angehörigen und Ehrenamtlichen  20 

Aufbauweiterbildung (64 Unterrichtsstunden) 

Themenbereiche Stunden 

C 4: Personalmanagement 40 

C 5: Beschwerdemanagement 24 

 

Modul D: Strukturelle Qualifikationen (152 Unterrichtsstunden) 

Basisweiterbildung (88 Unterrichtsstunden) 

Themenbereiche Stunden 

D 1: Angewandte Pflegewissenschaft  32 

D 2: Allgemeines Recht 24 

D 3: Sozialrecht 32 

Aufbauweiterbildung (64 Unterrichtsstunden) 

Themenbereiche Stunden 

D 4: Betriebsbezogenes Recht 32 

D 5: Arbeitsrecht 32 
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Anlage 3 

Module der Weiterbildung Gerontopsychiatrische Pflege und Betreuung 

 

Modul A: Gerontopsychiatrische Betreuungs-Qualifikationen ( 216 Unterrichtsstunden) 

Themenbereiche Stunden 

A 1: Medizinisch-pflegerische Kompetenz 48 

A 2: Spezielle Pflegeanforderungen und Assessment 48 

A 3: Grundlagen der Betreuungskompetenz 48 

A 4: Spezielle Betreuungsanforderungen 24 

A 5: Beziehungsgestaltung 24 

A 6: Rollenkompetenz  24 

 

Modul B: Organisatorische Qualifikationen (112 Unterrichtsstunden) 

Themenbereiche Stunden 

B 1: Organisation von Betreuung und Pflege 40 

B 2: Qualitätsmanagement 40 

B 3: Veränderungs-Management 32 

 

C: Beratungs-Qualifikationen (128 Unterrichtsstunden) 

Themenbereiche Stunden 

C 1: Pflegeberatung und Vernetzung 32 

C 2: Kommunikation und Gesprächsführung 24 

C 3: Planung und Gestaltung des Anleitungsprozesses 40 

C 4: Kollegiale Beratung 32 

 

D: Strukturelle Qualifikationen (104 Unterrichtsstunden) 

Themenbereiche Stunden 

D1: Angewandte Pflege- und Bezugswissenschaften  40 

D 2: Ethik 32 

D 3: Recht und Politik 32 
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Anlage 4 

Module der Weiterbildung zur Praxisanleitung 

 

Modul A: Anleitungs-Qualifikationen (152 Unterrichtsstunden) 

Themenbereich Stunden 

A 1: Psychologische und Pädagogische Grundlagen  32 

A 2: Kommunikation und Gesprächsführung 24 

A 3: Planung und Gestaltung des Anleitungsprozesses  40 

A 4: Beurteilungen und Prüfungen 24 

A 5: Lernbegleitung  16 

A 6: Rollenkompetenz  16 

 

Modul B: Strukturelle Qualifikationen ( 48 Unterrichtsstunden) 

Themenbereich Stunden 

B 1: Qualitätsmanagement 32 

B 2: Recht 16 
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Verordnung 
zur Anpassung von Rechtsverordnungen im Geschäftsbereich 
des Bayerischen Staatsministeriums für Unterricht und Kultus 

an das Gesetz zum Neuen Dienstrecht in Bayern 

Vom 20. Mai 2011

Auf	Grund	von

1.	 Art.	3	Abs.	1	Satz	2,	Art. 22	Abs.	6	Halbsatz	2	und	
Art.	 67	 Satz	 1	 Nrn.	 2	 und	 3	 des	 Gesetzes	 über	
die	 Leistungslaufbahn	 und	 die	 Fachlaufbahnen	
der	bayerischen	Beamten	und	Beamtinnen	(Leis-
tungslaufbahngesetz	–	LlbG)	vom	5.	August	2010	
(GVBl	S.	410,	571,	BayRS	2030-1-4-F),

2.	 Art.	 28	Abs.	 1	und	2	des	Bayerischen	Lehrerbil-
dungsgesetzes	 (BayLBG)	 in	der	Fassung	der	Be-
kanntmachung	 vom	 12.	 Dezember	 1995	 (GVBl	
1996	S. 16,	ber.	S. 40,	BayRS	2238-1-UK),	zuletzt	
geändert	durch	§ 9	des	Gesetzes	vom	23.	Juli	2010	
(GVBl	S.	334),

3.	 Art.	125	Abs.	4	Satz	1	in	Verbindung	mit	Art.	89	
und	Art.	89	des	Bayerischen	Gesetzes	über	das	Er-
ziehungs-	und	Unterrichtswesen	(BayEUG)	in	der	
Fassung	der	Bekanntmachun		g	vom	31. Mai	2000	
(GVBl	 S.	 414,	 ber.	 S.	 632,	 BayRS	 2230-1-1-UK),	
zuletzt	geändert	durch	§	1	des	Gesetzes	vom	23.	
Juli	2010	(GVBl	S.	334),

4.	 Art.	18	Abs.	1	Satz	3	Halbsatz	2	des	Bayerischen	
Beamtengesetzes	 (BayBG)	 vom	 29.	 Juli	 2008	
(GVBl	S.	500,	BayRS	2030-1-1-F),	zuletzt	geändert	
durch	 Art.  13	 des	 Gesetzes	 vom	 14.  April	 2011	
(GVBl	S. 150),

5.	 Art. 68	Abs.	2	Satz	1,	Art.	75	Abs.	2	Satz	2,	Art.	81	Abs.	1	
des	 Bayerischen	 Besoldungsgesetzes	 (BayBesG)	
vom	5.	August	2010	(GVBl	S.	410,	ber.	S. 764,	BayRS	
2032-1-1-F),	geändert	durch	Art. 15	des	Gesetzes	
vom	14.	April	2011	(GVBl	S. 150),

erlässt	 das	 Bayerische	 Staatsministerium	 für	 Unter-
richt	und	Kultus,	soweit	erforderlich	im	Einvernehmen	
mit	dem	Bayerischen	Staatsministerium	der	Finanzen	
und	dem	Bayerischen	Landespersonalausschuss,	bzw.	
mit	 der	 Zustimmung	 des	 Bayerischen	 Landesperso-
nalausschusses,	folgende	Verordnung:

§	1

Änderung	der	Lehramtsprüfungsordnung	I

Die	Ordnung	der	Ersten	Prüfung	für	ein	Lehramt	
an	öffentlichen	Schulen	(Lehramtsprüfungsordnung	I	–	
LPO	 I)	 vom	 13.	 März	 2008	 (GVBl	 S.	 180,	 BayRS	
2038-3-4-1-1-UK)	wird	wie	folgt	geändert:

1.	 In	 §	 1	 Abs.	 2	 Satz	 1	 werden	 die	 Worte	 „Bayeri-

schen	 Beamtengesetzes“	 durch	 das	 Wort	 „Leis-
tungslaufbahngesetzes“	ersetzt.

2.	 §	59	Satz	3	erhält	folgende	Fassung:

„3Auf	Antrag	kann	das	Staatsministerium	für	Un-
terricht	und	Kultus	auch	Fächerverbindungen	ge-
nehmigen,	die	die	Voraussetzung	für	den	Zugang	
zum	fachlichen	Schwerpunkt	des	Archiv-	und	Bi-
bliotheksdienstes	mit	Einstieg	in	der	vierten	Qua-
lifi	kationsebene	bilden.“	

§	2

Änderung	der	Lehramtsprüfungsordnung	II

Die	 Ordnung	 der	 Zweiten	 Staatsprüfung	 für	 ein	
Lehramt	an	öffentlichen	Schulen	(Lehramtsprüfungs-
ordnung	II	–	LPO	II)	vom	28. Oktober	2004	(GVBl	S.	428,	
BayRS	2038-3-4-8-11-UK)	wird	wie	folgt	geändert:

1.	 §	1	Abs.	1	Satz	1	erhält	folgende	Fassung:

„1Die	Zweite	Staatsprüfung	für	ein	Lehramt	an	öf-
fentlichen	Schulen	(Art.	6	Abs.	1	Satz	4	BayLBG)	
ist	Qualifi	kationsprüfung	 im	Sinn	des	Leistungs-
laufbahngesetzes.“

2.	 §	25	Abs.	1	Satz	3	erhält	folgende	Fassung:

„3Die	Gesamtprüfungsnote	gilt	als	Note	der	Qua-
lifi	kationsprüfung	im	Sinn	des	Leistungslaufbahn-
gesetzes.“

3.	 §	35	Abs.	2	Satz	1	Halbsatz 2	erhält	folgende	Fas-
sung:

„diese	ist	nicht	die	Platzziffer	im	Sinn	des	Art.	36	
Abs.	1	Satz	2	Nr.	2	des	Leistungslaufbahngeset-
zes“.	

§	3

Änderung	der	Prüfungsordnung	für	die	Anstellungs-
prüfung	(II.	Lehramtsprüfung)	der	Fachlehrer

Die	Prüfungsordnung	für	die	Anstellungsprüfung	
(II.	Lehramtsprüfung)	der	Fachlehrer	–	FPO	II	–	vom	12.	De-
zember	1996	(GVBl	S.	562,	BayRS	2038-3-4-8-10-UK),	
geändert	durch	Verordnung	vom	14.	Dezember	2005	
(GVBl	S.	698),	wird	wie	folgt	geändert:

1.	 Die	Überschrift	erhält	folgende	Fassung:

Verordnung  
zur Anpassung von Rechtsverordnungen im Geschäftsbereich  
des Bayerischen Staatsministeriums für Unterricht und Kultus  

an das Gesetz zum Neuen Dienstrecht in Bayern 

Vom 20. Mai 2011
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„Zulassungs-,	Ausbildungs-	und	Prüfungsordnung	
(II.	Lehramtsprüfung)	der	Fachlehrer	(ZAPO-F	II)“.

2.	 Die	Inhaltsübersicht	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 Nach	§	25a	wird	folgender	Dritter	Teil	einge-
fügt:

„Dritter	Teil

Bestimmungen über die Zulassung 
und Ausbildung

§	26			Zulassung	zum	Vorbereitungsdienst

§	27			Vorbereitungsdienst

§	28				Ziel	 und	 Durchführung	 des	 Vorberei-
tungsdienstes“.

b)	 Der	bisherige	Dritte	Teil	wird	Vierter	Teil.

c)	 Der	bisherige	§	26	wird	§	29.

3.	 §	1	erhält	folgende	Fassung:	

„§ 1

Zweck	der	Prüfung

1Die	Zweite	Lehramtsprüfung	der	Fachlehrer	
(Zweite	 Lehramtsprüfung)	 ist	 Qualifi	kationsprü-
fung	im	Sinn	des	Leistungslaufbahngesetzes.	2Mit	
dem	Bestehen	der	Zweiten	Lehramtsprüfung	wird	
die	 Qualifi	kation	 für	 das	 Amt	 des	 Fachlehrers	
nachgewiesen.“

4.	 In	 §	 23	 Abs.	 3	 Satz	 1	 Nr.	 1	 Halbsatz  2	 werden	
die	 Worte	 „die	 Zulassung	 zur	 Laufbahn“	 durch	
die	Worte	„den	Erwerb	der	Qualifi	kation	für	das	
Amt“	ersetzt.

5.	 §	25a	Abs.	2	Satz	1	Halbsatz 2	erhält	folgende	Fas-
sung:	

„diese	ist	nicht	die	Platzziffer	im	Sinn	des	Art.	36	
Abs.	1	Satz	2	Nr.	2	des	Leistungslaufbahngeset-
zes“.

6.	 Nach	§	25a	wird	folgender	Dritter	Teil	eingefügt:

„Dritter	Teil

Bestimmungen über die Zulassung 
und Ausbildung

§	26

Zulassung	zum	Vorbereitungsdienst

1Der	 Einstieg	 in	 der	 dritten	 Qualifi	kations-
ebene	 der	 Fachlaufbahn	 Bildung	 und	 Wissen-
schaft	setzt	für	das	Fachlehreramt	den	Nachweis	

der	 erforderlichen	 Vorbildung	 in	 einer	 zugelas-
senen	Fächerverbindung	voraus.	 2Die	zulässigen	
Fächerverbindungen	 und	 die	 erforderliche	 Vor-
bildung	ergeben	sich	aus	der	Studienordnung	für	
das	 Staatsinstitut	 für	 die	 Ausbildung	 von	 Fach-
lehrern	(FISO)	vom	9.	August	2005	(GVBl	S.	436,	
BayRS	2038-3-4-8-7-UK)	in	der	jeweils	geltenden	
Fassung.	 ³Das	 Staatsministerium	 für	 Unterricht	
und	 Kultus	 oder	 die	 von	 ihm	 bestimmte	 Stelle	
kann	eine	Ausnahme	von	der	zulässigen	Fächer-
verbindung	 und/oder	 der	 erforderlichen	 Vorbil-
dung	 zulassen,	 wenn	 die	 Anwendung	 der	 Be-
stimmung	im	Einzelfall	zu	einer	unbilligen	Härte	
führen	 würde	 und	 die	 Abweichung	 auch	 unter	
dem	Gesichtspunkt	der	Gleichbehandlung	unbe-
denklich	erscheint.

§	27

Vorbereitungsdienst

(1)	Neben	den	sonstigen	für	die	Berufung	in	
das	 Beamtenverhältnis	 auf	 Widerruf	 erforderli-
chen	 Voraussetzungen	 muss	 der	 Bewerber	 die	
für	 die	 Unterrichtstätigkeit	 notwendige	 Eignung	
besitzen.

(2)	 1Mit	 der	 Zulassung	 zum	 Vorbereitungs-
dienst	wird	der	Bewerber	 zum	Beamten	auf	Wi-
derruf	 ernannt.	 2Er	 führt	 die	 Dienstbezeichnung	
„Fachlehreranwärter“.

(3)	 1Der	 Vorbereitungsdienst	 dauert	 zwei	
Jahre.	 2Zeiten	 einer	 hauptberufl	ichen	 Tätigkeit	
im	Schuldienst	oder	sonstige	 für	die	Ausbildung	
förderliche	Tätigkeiten	können	durch	die	Ernen-
nungsbehörde	bis	zu	einem	Jahr	auf	den	Vorbe-
reitungsdienst	 angerechnet	 werden;	 ist	 die	 Er-
nennungsbehörde	 eine	 dem	 Staatsministerium	
nachgeordnete	 Behörde,	 so	 ist	 dessen	 Zustim-
mung	einzuholen.

§	28

Ziel	und	Durchführung	des	
Vorbereitungsdienstes

(1)	Durch	den	Vorbereitungsdienst	sollen	die	
Fachlehreranwärter	fachlich,	methodisch	und	pä-
dagogisch	so	weit	gefördert	werden,	dass	sie	am	
Ende	 des	 Vorbereitungsdienstes	 zu	 selbstständi-
ger	Lehr-	und	Erziehungstätigkeit	in	ihrer	Fächer-
verbindung	befähigt	sind.

(2)	 Während	 des	 Vorbereitungsdienstes	 ha-
ben	 sich	 die	 Fachlehreranwärter	 nach	 Maßgabe	
der	Richtlinien	des	Staatsministeriums	für	Unter-
richt	und	Kultus	einer	praktischen	Ausbildung	an	
öffentlichen	Schulen	zu	unterziehen	und	an	den	
Seminarveranstaltungen	teilzunehmen.“

7.	 Der	bisherige	Dritte	Teil	wird	Vierter	Teil.
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8.	 Der	bisherige	§	26	wird	§	29.

§	4

Änderung	der	
Förderlehrerprüfungsordnung	II	

Die	 Ordnung	 der	 Zweiten	 Prüfung	 der	 Förder-
lehrer	–	Förderlehrerprüfungsordnung	II	–	FölPO	II	–	
(GVBl	S.	220,	BayRS	2038-3-4-9-3-UK),	geändert	durch	
§ 3	der	Verordnung	vom	22.	August	1995	(GVBl	S.	661,	
ber.	1996	S. 50),	wird	wie	folgt	geändert:

1.	 §	1	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 Satz	1	erhält	folgende	Fassung:

„1Die	 Zweite	 Prüfung	 der	 Förderlehrer	 ist	
Qualifi	kationsprüfung	im	Sinn	des	Leistungs-
laufbahngesetzes.“

b)	 In	Satz	3	wird	das	Wort	„Befähigung“	durch	
das	Wort	„Qualifi	kation“	ersetzt.

2.	 In	§	15	Abs.	5	Satz	2	wird	das	Wort	„Anstellungs-
prüfung“	durch	das	Wort	„Qualifi	kationsprüfung“	
ersetzt.

§	5

Änderung	der	Prüfungsordnung	
für	Gebärdensprachdolmetscherinnen	und	

Gebärdensprachdolmetscher

In	 §	 3	 Abs.	 2	 Satz	 2	 Nr.	 1	 der	 Prüfungsordnung	
für	 Gebärdensprachdolmetscherinnen	 und	 Gebär-
densprachdolmetscher	(GDPO)	vom	26.	Oktober	2004	
(GVBl	S.	419,	BayRS	2233-6-UK),	geändert	durch	Ver-
ordnung	vom	6.	Juli	2009	(GVBl	S.	312),	werden	die	
Worte	„des	höheren	Dienstes“	durch	die	Worte	„mit	
Einstieg	in	der	vierten	Qualifi	kationsebene“	ersetzt.

§	6

Änderung	der	Zulassungs-	und	Ausbildungsordnung	
für	das	Lehramt	an	Sonderschulen

Die	Zulassungs-	und	Ausbildungsordnung	für	das	
Lehramt	an	Sonderschulen	(ZALS)	in	der	Fassung	der	
Bekanntmachung	 vom	 29.	 September	 1992	 (GVBl	
S.	461,	BayRS	2038-3-4-4-1-UK),	zuletzt	geändert	durch	
Verordnung	vom	4.	August	2003	(GVBl	S.	570),	wird	
wie	folgt	geändert:

1.	 §	3	Abs.	2	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 In	Satz 1	entfällt	die	Satznummerierung.

b)	 Satz	2	wird	aufgehoben.	

2.	 In	§	6	Satz	1	wird	der	Klammerzusatz	„(Art.	187	
der	Verfassung,	Art.	66	BayBG)“	gestrichen.

§	7

Änderung	der	Zulassungs-	und	Ausbildungsordnung	
für	das	Lehramt	an	Realschulen

Die	Zulassungs-	und	Ausbildungsordnung	für	das	
Lehramt	an	Realschulen	(ZALR)	vom	31. August	1995	
(GVBl	S.	682,	BayRS	2038-3-4-5-1-UK),	zuletzt	geän-
dert	 durch	 §  1	 der	 Verordnung	 vom	 3.	 August	 2007	
(GVBl	S.	584),	wird	wie	folgt	geändert:

1.	 §	3	Abs.	2	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 In	Satz 1	entfällt	die	Satznummerierung.

b)	 Satz	2	wird	aufgehoben.

2.	 In	§	6	Satz	1	wird	der	Klammerzusatz	„(Art.	187	
der	Verfassung,	Art.	66	BayBG)“	gestrichen.

§	8

Änderung	der	Zulassungs-	und	Ausbildungsordnung	
für	das	Lehramt	an	Gymnasien

Die	Zulassungs-	und	Ausbildungsordnung	für	das	
Lehramt	an	Gymnasien	(ZALG)	in	der	Fassung	der	Be-
kanntmachung	vom	29.	September	1992	(GVBl	S.	477,	
BayRS	2038-3-4-6-1-UK),	 zuletzt	geändert	durch	§ 2	
der	 Verordnung	 vom	 3.	 August	 2007	 (GVBl	 S.	 584),	
wird	wie	folgt	geändert:

1.	 §	3	Abs.	2	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 In	Satz 1	entfällt	die	Satznummerierung.

b)	 Satz	2	wird	aufgehoben.

2.	 In	§	6	Satz	1	wird	der	Klammerzusatz	„(Art.	187	
der	Verfassung,	Art.	66	BayBG)“	gestrichen.

§	9

Änderung	der	Zulassungs-	und	Ausbildungsordnung	
für	das	Lehramt	an	berufl	ichen	Schulen

Die	Zulassungs-	und	Ausbildungsordnung	für	das	
Lehramt	 an	 berufl	ichen	 Schulen	 (ZALB)	 in	 der	 Fas-
sung	der	Bekanntmachung	vom	29.	September	1992	
(GVBl	S.	487,	BayRS	2038-3-4-7-1-UK),	zuletzt	geän-
dert	 durch	 §  3	 der	 Verordnung	 vom	 3.	 August	 2007	
(GVBl	S. 584),	wird	wie	folgt	geändert:

1.	 §	3	Abs.	2	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 In	Satz 1	entfällt	die	Satznummerierung.

b)	 Satz	2	wird	aufgehoben.

2.	 In	§	6	Satz	1	wird	der	Klammerzusatz	„(Art.	187	
der	Verfassung,	Art.	66	BayBG)“	gestrichen.
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§	10

Änderung	der	Volksschulordnung	–	F

Die	 Schulordnung	 für	 die	 Volksschulen	 zur	 son-
derpädagogischen	 Förderung	 (Volksschulordnung	 –	
F,	VSO-F)	vom	11.	September	2008	(GVBl	S.	731,	ber.	
S.	907,	BayRS	2233-2-1-UK)	wird	wie	folgt	geändert:

1.	 In	§	23	Satz	1	werden	die	Worte	„Sonderschulleh-
rerinnen	und	Sonderschullehrer“	durch	die	Worte	
„Lehrkräfte	für	Sonderpädagogik“	ersetzt.

2.	 In	§	28	Abs.	7	Satz	3	werden	die	Worte	„Sonder-
schullehrerinnen	 und	 Sonderschullehrer“	 durch	
die	Worte	„Lehrkräfte	für	Sonderpädagogik“	und	
die	 Worte	 „Grundschullehrerinnen	 und	 Grund-
schullehrer“	 durch	 die	 Worte	 „Lehrkräfte	 im	
Grundschuldienst“	ersetzt.

3.	 In	§	75	Abs.	2	Satz	1,	§	79	Abs.	1	Satz	3,	§	82	Abs.	3	
Satz	2	werden	jeweils	die	Worte	„Sonderschulleh-
rerinnen	und	Sonderschullehrer“	durch	die	Worte	
„Lehrkräfte	für	Sonderpädagogik“	ersetzt.

§	11

Änderung	der	Förderberufsschulordnung

In	 §	 15	 Abs.	 3	 Satz	 2	 der	 Schulordnung	 für	 die	
Berufsschulen	 zur	 sonderpädagogischen	 Förderung	
(Förderberufsschulordnung	–	BSO-F)	vom	26.	Oktober	
2009	 (GVBl	S.	580,	BayRS	2233-2-2-UK)	werden	die	
Worte	 „Lehrkraft,	 die	 die	 Befähigung	 zum	 Lehramt	
an	Sonderschulen	bzw.	für	Sonderpädagogik	besitzt“	
durch	die	Worte	„Lehrkraft	für	Sonderpädagogik“	er-
setzt.	

§	12

Änderung	der	Krankenhausschulordnung	

In	§	16	Satz	4	der	Verordnung	über	die	Errichtung	
und	den	Betrieb	sowie	Schulordnung	der	Schulen	für	
Kranke	in	Bayern	(Krankenhausschulordnung	–	KraSO)	
vom	1.	 Juli	 1999	 (GVBl	S.	 288,	BayRS	2233-2-7-UK)	
werden	 nach	 dem	 Wort	 „Sonderschulen“	 die	 Worte	
„bzw.	für	Sonderpädagogik“	eingefügt.	

§	13

Änderung	der	Studienordnung	für	das	Staatsinstitut	
für	die	Ausbildung	von	Fachlehrern

Die	Studienordnung	für	das	Staatsinstitut	für	die	
Ausbildung	 von	 Fachlehrern	 (FISO)	 vom	 9.  August	
2005	 (GVBl	 S.	 436,	 BayRS	 2038-3-4-8-7-UK),	 zuletzt	
geändert	durch	Verordnung	vom	12.	März	2010	(GVBl	
S.	155),	wird	wie	folgt	geändert:	

1.	 In	 §	 1	 Halbsatz	 1	 wird	 das	 Wort	 „Prüfungen“	
durch	„Einstellungsprüfungen“	ersetzt.

2.	 In	§	32	Satz	3	werden	die	Worte	„Art.	41	Abs.	1	
des	 Bayerischen	 Beamtengesetzes“	 durch	 die	
Worte	 „Art.	 22	 Abs.	 2	 und	 4	 des	 Leistungslauf-
bahngesetzes“	ersetzt.

§	14

Änderung	der	Förderlehrerstudienordnung	

In	§	18	Satz	3	der	Studienordnung	für	das	Staats-
institut	 für	 die	 Ausbildung	 von	 Förderlehrern	 (För-
derlehrerstudienordnung	–	FölSO)	vom	24. Juni	2008	
(GVBl	 S.	 399,	 BayRS	 2038-3-4-9-1-UK),	 geändert	
durch	 Verordnung	 vom	 8.	 Juli	 2009	 (GVBl	 S.	 331),	
werden	die	Worte	„115	Abs. 1	BayBG“	durch	die	Wor-
te	„22	Abs.	2	und	4	des	Leistungslaufbahngesetzes“	
ersetzt.

§	15

Änderung	der	Verordnung	über	den	Vorbereitungs-
dienst	der	Förderlehrer	an	Volksschulen	

Die	Verordnung	über	den	Vorbereitungsdienst	der	
Förderlehrer	an	Volksschulen	(BayRS	2038-3-4-9-2-UK),	
geändert	durch	§	2	der	Verordnung	vom	22. August	
1995	(GVBl	S.	661,	ber.	1996	S. 50),	wird	wie	folgt	ge-
ändert:

1.	 §	2	erhält	folgende	Fassung:

„§ 2

Die	Förderlehrer	 steigen	 in	der	dritten	Qua-
lifi	kationsebene	 der	 Fachlaufbahn	 Bildung	 und	
Wissenschaft	ein.“

2.	 §	5	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 In	 Abs.	 1	 Satz	 1	 werden	 die	 Worte	 „seine	
Laufbahn	(§ 1)“	durch	die	Worte	„das	Förder-
lehreramt“	ersetzt.

b)	 In	Abs.	2	Satz	1	wird	das	Wort	„Anstellungs-
prüfung“	durch	das	Wort	„Qualifi	kationsprü-
fung“	ersetzt.

§	16

Änderung	der	Verordnung	über	
dienstrechtliche	Zuständigkeiten	im	

Geschäftsbereich	des	Bayerischen	Staatsministeriums	
für	Unterricht	und	Kultus	

Die	Verordnung	über	dienstrechtliche	Zuständig-
keiten	im	Geschäftsbereich	des	Bayerischen	Staatsmi-
nisteriums	für	Unterricht	und	Kultus	(ZustV-KM)	vom	
4.	September	2002	(GVBl	S. 424,	BayRS	2030-3-4-1-UK),	
zuletzt	 geändert	 durch	 Verordnung	 vom	 20.	 August	
2009	(GVBl	S.	415),	wird	wie	folgt	geändert:
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1.	 §	1	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 Abs.	1	wird	wie	folgt	geändert:

aa)	 In	Nr. 1	Buchst.	f	werden	die	Worte	„Lauf-
bahnen	des	einfachen,	mittleren	und	ge-
hobenen	Verwaltungsdienstes“	durch	die	
Worte	 „Fachlaufbahn	 Verwaltung	 und	
Finanzen	in	den	Besoldungsgruppen	A	3	
bis	A	13	mit	Ausnahme	der	Beamten,	die	
in	der	vierten	Qualifi	kationsebene	einge-
stiegen	sind,“	ersetzt.

bb)	In	 Nr.	 4	 werden	 die	 Worte	 „Laufbahn-
gruppen	 des	 einfachen	 und	 mittleren	
Dienstes“	durch	die	Worte	„Fachlaufbahn	
Verwaltung	 und	 Finanzen	 in	 den	 Besol-
dungsgruppen	A	3	bis	A	9	mit	Ausnahme	
der	Beamten,	die	in	der	dritten	Qualifi	ka-
tionsebene	eingestiegen	sind,“	ersetzt.

b)	 In	Abs.	2	werden	die	Worte	„Art.	23	des	Ge-
setzes	vom	27.	Juli	2009	(GVBl	S. 	400)“	durch	
die	Worte	„§	2	des	Gesetzes	vom	23.	Juli	2010	
(GVBl	S.	334)“	ersetzt.

2.	 §	3	erhält	folgende	Fassung:

„§	3

Zuständigkeiten	nach	dem	
Leistungslaufbahngesetz

1Den	Ernennungsbehörden	werden	 folgende	
Befugnisse	übertragen:

1.	 Anrechnung	 von	 Zeiten	 nach	 Art.	 12	 Abs.	 3	
Satz	3	LlbG	auf	die	Probezeit	(Art.	12	Abs. 3	
Satz	6	des	Leistungslaufbahngesetzes	–	LlbG),

2.	 Verlängerung	 der	 Probezeit	 (Art.	 12	 Abs.	 4	
Satz	2	LlbG),

3.	 Verkürzung	der	Probezeit,	Entscheidung	über	
das	 Ergebnis	 der	 Probezeit	 (Art.	 13	 Abs.  1	
Satz	5,	Abs.	2	LlbG),

4.	 Anrechnung	von	Dienstzeiten	im	öffentlichen	
Dienst	 auf	 den	 Vorbereitungsdienst	 für	 den	
Einstieg	 in	 der	 ersten	 Qualifi	kationsebene	
(Art.	35	Abs.	1	Satz	2	LlbG),

5.	 Abkürzung	der	Probezeit	 für	Beamte	mit	er-
heblich	 über	 dem	 Durchschnitt	 liegenden	
fachtheoretischen,	Art.	36	Abs.	1	Satz	2	Nr.	2	
LlbG,	und	berufspraktischen	Leistungen,	bei	
Lehrkräften	auf	höchstens	ein	Jahr	und	sechs	
Monate	(Art.	36	Abs.	1	LlbG),

6.	 Anrechnung	 von	 Zeiten	 einer	 Tätigkeit	 im	
öffentlichen	Dienst	auf	die	Probezeit	(Art. 36	
Abs.	2	Satz	1	LlbG),

7.	 Anrechnung	 von	 Zeiten	 einer	 Tätigkeit	 au-

ßerhalb	des	öffentlichen	Dienstes	auf	die	Pro-
bezeit	(Art.	36	Abs.	3	Satz	1	LlbG),

den	 Regierungen	 ferner	 die	 Befugnis	 über	 die	
Entscheidung	zur	Abkürzung	des	Vorbereitungs-
dienstes	nach	Art.	27	Abs.	2	LlbG	 für	die	 in	§	1	
Abs.	1	Nr.	1	Buchst.	a	bis	c	genannten	Bereiche.	
²Satz	1	gilt	nicht,	soweit	eine	Antragstellung	beim	
Landespersonalausschuss	erforderlich	ist	(Art.	36	
Abs.	2	Satz	2	LlbG).“

3.	 In	§	4	werden	die	Worte	„§	28	Abs.	3	Nr.	3	Bun-
desbesoldungsgesetz	 in	der	am	31. August	2006	
geltenden	Fassung,	§	6	Abs.	1	Satz	2	Nr.	5	Beam-
tenversorgungsgesetz“	durch	die	Worte	„Art.	31	
Abs.	3	Nr.	2	des	Bayerischen	Besoldungsgesetzes	
(BayBesG),	Art.	14	Abs.	1	Satz	2	Nr.	4	des	Bayeri-
schen	Beamtenversorgungsgesetzes“	ersetzt.	

4.	 §	5	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 In	 der	 Überschrift	 werden	 die	 Worte	 „und	
Leistungszulagen“	gestrichen.

b)		 Es	werden	die	Worte	„sowie	zur	Vergabe	und	
zum	 Widerruf	 von	 Leistungszulagen“	 gestri-
chen.

5.	 §	7	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 Abs. 1	Satz 1wird	wie	folgt	geändert:

aa)	 In	Nr.	1	werden	die	Worte	„§	66	Abs.	1	des	
Bundesbesoldungsgesetzes	 in	 der	 am	
31.	August	2006	geltenden	Fassung“	durch	
die	 Worte	 „Art.	 81	 Abs.	 1	 BayBesG“	 er-
setzt.

bb)	In	Nr.	2	werden	die	Worte	„§	59	Abs.	5	des	
Bundesbesoldungsgesetzes	 in	 der	 am	
31.	August	2006	geltenden	Fassung“	durch	
die	 Worte	 „Art.	 75	 Abs.	 2	 BayBesG“	 er-
setzt.

b)	 In	 Abs.	 2	 werden	 die	 Worte	 „des	 mittleren	
und	 gehobenen	 Dienstes“	 durch	 die	 Worte	
„der	Fachlaufbahnen	Verwaltung	und	Finan-
zen	 sowie	 Naturwissenschaft	 und	 Technik	
bei	einem	Einstieg	in	der	zweiten	und	dritten	
Qualifi	kationsebene“	ersetzt.

§	17

Aufhebung	der	Verordnung	über	die	Zulassung	
zur	Laufbahn	des	Schulaufsichtsdienstes	der	

Volksschulen	und	der	Förderschulen

Die	Verordnung	über	die	Zulassung	zur	Laufbahn	
des	Schulaufsichtsdienstes	der	Volksschulen	und	der	
Förderschulen	vom	11.	 Mai	1983	(GVBl	S.	385,	BayRS	
2030-2-4-UK),	 geändert	 durch	 Verordnung	 vom	
30. April	2003	(GVBl	S.	349),	wird	aufgehoben.
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§	18

Aufhebung	der	Verordnung	über	die	Zulassung	und	
Ausbildung	von	Fachlehrern

Die	Verordnung	über	die	Zulassung	und	Ausbil-
dung	 von	 Fachlehrern	 (ZAF)	 vom	 29.	 Januar	 1975	
(GVBl	 S.	 20,	 BayRS	 2038-3-4-8-9-UK),	 zuletzt	 geän-
dert	durch	§	2	der	Verordnung	vom	27.	Februar	2008	
(GVBl	S.	73),	wird	aufgehoben.

§	19

Inkrafttreten	

Diese	Verordnung	tritt	mit	Wirkung	vom	1.	Januar	
2011	in	Kraft.

München,	den	20.	Mai	2011

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus

Dr.	Ludwig		S	p	a	e	n	l	e	,		Staatsminister
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2030-3-6-1-W

Verordnung 
über dienstrechtliche Zuständigkeiten im Geschäftsbereich 

des Bayerischen Staatsministeriums für 
Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr und Technologie 

(ZustV-WM)

Vom 11. Juli 2011

Auf	Grund	von	

1.	 Art.	6	Abs.	4	Satz	1	und	Abs.	5	Satz	2,	Art.	18	Abs.	1	
Satz	3	Halbsatz	2,	Art.	 49	Abs.	 3,	Art.	 81	Abs.	 6	
Satz	2,	Art.	86	Abs.	2	Satz	3,	Art.	92	Abs.	2	Halb-
satz	2	und	Art.	139	Abs.	10	des	Bayerischen	Be-
amtengesetzes	 (BayBG)	vom	29.	Juli	2008	 (GVBl	
S.	500,	BayRS	2030-1-1-F),	zuletzt	geändert	durch	
Art.	 1		3	 des	 Gesetzes	 vom	 14.	 April	 2011	 (GVBl	
S. 150),

2.	 Art.	3	Abs.	1	Satz	2,	Art.	44	Abs.	1	Satz	4,	Art.	48	
Abs.	 2	Satz	3,	Art.	 49	Abs.	 2	Satz	2	und	Art.	 52	
Abs.	2	Satz	3	des	Gesetzes	über	die	Leistungslauf-
bahn	 und	 die	 Fachlaufbahnen	 der	 bayerischen	
Beamten	 und	 Beamtinnen	 (Leistungslaufbahn-
gesetz	–	LlbG)	vom	5.	August	2010	(GVBl	S.	410,	
571,	BayRS	2030-1-4-F),

3.	 Art.	31	Abs.	2	Satz	2,	Art.	68	Abs.	2	Satz	1,	Art.	75	
Abs.	2	Satz	2	und	Art.	81	Abs. 1	des	Bayerischen	
Besoldungsgesetzes	 (BayBesG)	 vom	 5.	 August	
2010	(GVBl	S. 410,	ber.	S.	764,	BayRS	2032-1-1-F),	
geändert	durch	Art. 15	des	Gesetzes	vom	14. April	
2011	(GVBl	S. 150),

4.	 §	18	Abs.	1	Satz	2	der	Verordnung	über	den	Ur-
laub	 der	 bayerischen	 Beamten	 und	 Richter	 (Ur-
laubsverordnung	–	UrlV)	vom	24.	Juni	1997	(GVBl	
S.	 173,	 ber.	 S.	 486,	 BayRS	 2030-2-25-F),	 zuletzt	
geändert	durch	§	7	der	Verordnung	vom	5.	Januar	
2011	(GVBl	S.	12),

5.	 §	2	Abs.	3	Satz	1,	§	4	Abs.	1	Satz	1,	§	6	Abs.	1	Satz	1,	
§	7	Abs.	4	Satz	3,	§	8	Abs. 1	Satz	5	und	§	9	Abs.	1	
Satz	4	der	Verordnung	über	die	Arbeitszeit	für	den	
bayerischen	 öffentlichen	 Dienst	 (Arbeitszeitver-
ordnung	-	AzV)	vom	25.	Juli	1995	(GVBl	S. 409,	
BayRS	 2030-2-20-F),	 zuletzt	 geändert	 durch	 §	 4	
der	Verordnung	vom	5.	Januar	2011	(GVBl	S.	12),

6.	 §	5	Abs.	1	Satz	2	der	Verordnung	über	die	Gewäh-
rung	von	Jubiläumszuwendungen	an	Beamte	und	
Richter	(Jubiläumszuwendungsverordnung	–	JzV)	
vom	1.	März	2005	(GVBl	S.	76,	BayRS	2030-2-24-F),	
zuletzt	geändert	durch	§	6	der	Verordnung	vom	
5.	Januar	2011	(GVBl	S.	12),

erlässt	 das	 Bayerische	 Staatsministerium	 für	 Wirt-
schaft,	Infrastruktur,	Verkehr	und	Technologie	im	Ein-

vernehmen	 mit	 dem	 Bayerischen	 Staatsministerium	
der	Finanzen	folgende	Verordnung:

§	1

Ernennungen

1Die	 Befugnis	 zur	 Ernennung	 der	 Beamten	 und	
Beamtinnen	 bis	 zur	 Besoldungsgruppe	 A	 15	 im	 Ge-
schäftsbereich	des	Staatsministeriums	für	Wirtschaft,	
Infrastruktur,	 Verkehr	 und	 Technologie	 (im	 Folgen-
den:	 Staatsministerium)	 wird	 für	 den	 jeweiligen	
Dienstbereich	übertragen:

1.	 den	Regierungen	für	ihre	Beamten	und	Beamtin-
nen,	soweit	sie	dem	Geschäftsbereich	des	Staats-
ministeriums	angehören,

2.	 dem	Landesamt	für	Maß	und	Gewicht	für	die	Be-
amten	und	Beamtinnen	in	seinem	Dienstbereich,

3.	 der	Landeshafenverwaltung	für	die	Beamten	und	
Beamtinnen	in	ihrem	Dienstbereich.

2Ausgenommen	 hiervon	 sind	 Einstellungen	 der	 Be-
amten	und	Beamtinnen	der	4.	Qualifi	kationsebene.

§	2

Abordnungen,	Zuweisungen	und	Versetzungen

(1)	1Den	in	§	1	Satz	1	Nrn.	1	bis	3	genannten	Be-
hörden	 wird	 die	 Befugnis	 zur	 Abordnung	 (§	 14	 des	
Beamtenstatusgesetzes	–	BeamtStG	–	,	Art.	47	BayBG)	
auch	für	die	Beamten	und	Beamtinnen	 ihres	Dienst-
bereichs,	 für	 die	 sie	 nicht	 Ernennungsbehörde	 sind,	
und	zur	Zuweisung	(§	20	BeamtStG)	für	die	Beamten	
und	 Beamtinnen	 ihres	 Dienstbereichs	 übertragen.	
2§	3	Abs.	2	Satz	2	gilt	entsprechend.	

(2)	1Den	in	§	1	Satz	1	Nrn.	2	und	3	genannten	Be-
hörden	 wird	 die	 Befugnis	 übertragen,	 die	 Beamten	
und	 Beamtinnen	 im	 jeweils	 eigenen	 Dienstbereich	
zu	versetzen	(§	15	BeamtStG,	Art.	48	BayBG).	 2Über	
den	jeweiligen	eigenen	Dienstbereich	hinausgehende	
Abordnungen	oder	Versetzungen	dürfen	nur	im	Ein-
vernehmen	mit	der	aufnehmenden	Stelle	angeordnet	
werden.	3In	der	Verfügung	ist	auszudrücken,	dass	das	
Einvernehmen	vorliegt.

2030-3-6-1-W

Verordnung  
über dienstrechtliche Zuständigkeiten im Geschäftsbereich  

des Bayerischen Staatsministeriums für  
Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr und Technologie  

(ZustV-WM)

Vom 11. Juli 2011
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§	3

Sonstige	Zuständigkeiten	nach	dem	Bayerischen	
Beamtengesetz

(1)	 1Den	 in	 §	 1	 Satz	 1	 Nrn.	 1	 bis	 3	 genannten	
Behörden	 werden	 in	 den	 dort	 festgelegten	 Dienst-
bereichen	 die	 folgenden	 Befugnisse	 übertragen:	

1.	 Verbot	 der	 Führung	 der	 Dienstgeschäfte	 (Art.	 6	
Abs.	4	Satz	1	des	Bayerischen	Beamtengesetzes	–	
BayBG)	,

2.	 Ausnahme	vom	Verbot	der	Annahme	von	Beloh-
nungen,	 Geschenken	 und	 sonstigen	 Vorteilen	
(Art.	6	Abs.	5	Satz	1	BayBG),

3.	 Übernahme	beziehungsweise	Genehmigung	und	
Widerruf	 von	 Nebentätigkeiten	 (Art.	 81	 Abs.	 6	
Satz	1	BayBG),	

4.	 Untersagung	einer	Beschäftigung	oder	Erwerbs-
tätigkeit	 von	 Ruhestandsbeamten	 und	 Ruhe-
standsbeamtinnen	 sowie	 früheren	 Beamten	 und	
Beamtinnen	 mit	 Versorgungsbezügen	 (Art.	 86	
Abs.	1	Satz	2	und	Abs.	2	Satz	1	BayBG),

5.	 Bewilligung	 von	 Beurlaubung	 oder	 Teilzeitbe-
schäftigung,	einschließlich	Altersteilzeit,	von	Be-
amtinnen	und	Beamten	(Art.	92	Abs.	2	Halbsatz	1	
BayBG)	und	

6.	 Entscheidungen	hinsichtlich	der	Ausbildungskos-
tenerstattung	(Art.	139	Abs.	10	BayBG).

(2)	 1Für	 abgeordnete	 Beamte	 und	 Beamtinnen	
werden	 die	 Befugnisse	 von	 der	 abgebenden	 Stelle	
wahrgenommen.	2Für	Personen,	die	dem	Staatsminis-
terium	 unmittelbar	 nachgeordnete	 Behörden	 leiten,	
bleibt	das	Staatsministerium	zuständig.	

§	4

Zuständigkeiten	nach	dem	Leistungslaufbahngesetz

Den	in	§	1	Satz	1	Nrn.	1	bis	3	genannten	Behörden	
werden	 im	 Rahmen	 ihrer	 Ernennungsbefugnis	 fol-
gende	Zuständigkeiten	nach	dem	Leistungslaufbahn-
gesetz	 (LlbG)	 übertragen,	 soweit	 keine	 Antragstel-
lung	 beim	 Landespersonalausschuss	 erforderlich	 ist:

1.	 Anrechnung	von	Zeiten,	die	nach	Art.	15	Abs.	4	
Satz	1	Nrn.	2	bis	4	LlbG	als	Dienstzeit	gelten,	auf	
die	Probezeit	(Art.	12	Abs.	3	Satz	6	LlbG),

2.	 Verlängerung	der	Probezeit	auf	bis	zu	fünf	Jahre	
(Art.	12	Abs.	4	Satz	2	LlbG),

3.	 Feststellung	 des	 erfolgreichen	 Abschlusses	 der	
modularen	 Qualifi	zierung	 (Art.  20	 Abs.	 5	 Satz	 1	
LlbG)	 für	 Ämter	 ab	 der	 Besoldungsgruppe	 A	 7	
und	für	Ämter	ab	der	Besoldungsgruppe	A	10,

4.	 Kürzung	 des	 Vorbereitungsdienstes	 um	 bis	 zu	
drei	Monate	(Art.	27	Abs.	2	LlbG),

5.	 Anrechnung	 von	 Dienstzeiten	 im	 öffentlichen	
Dienst	auf	den	Vorbereitungsdienst	 für	die	erste	
Qualifi	kationsebene	(Art.	35	Abs.	1	Satz	2	LlbG),

6.	 Kürzung	 der	 Probezeit	 bei	 erheblich	 über	 dem	
Durchschnitt	liegenden	Leistungen	(Art.	36	Abs.	1	
LlbG),

7.	 Anrechnung	von	Zeiten	im	öffentlichen	Dienst	auf	
die	Probezeit	(Art.	36	Abs.	2	LlbG),

8.	 Zulassung	zur	Ausbildungsqualifi	zierung	(Art.	37	
Abs.	1	und	2	Satz	1	LlbG),

9.	 Kürzung	der	erforderlichen	Dienstzeit	für	die	Zu-
lassung	 zur	 Ausbildungsqualifi	zierung	 (Art.	 37	
Abs.	2	Satz	2	Halbsatz	1	LlbG)	und	

10.	 Kürzung	 der	 Ausbildungsqualifi	zierung	 bei	 hin-
reichendem	Kenntniserwerb	(Art. 37	Abs.	4	LlbG).	

§	5

Zuständigkeit	nach	der	Urlaubsverordnung

Den	in	§	1	Satz	1	Nrn.	1	bis	3	genannten	Behörden	
wird	in	den	dort	festgelegten	Dienstbereichen	die	Be-
fugnis	übertragen,	Sonderurlaub	über	einen	Zeitraum	
von	mehr	als	sechs	Monaten	zu	gewähren	(§	18	Abs.	1	
Satz	2	der	Urlaubsverordnung).	

§	6

Zuständigkeiten	nach	der	Arbeitszeitverordnung

Den	in	§	1	Satz	1	Nrn.	1	bis	3	genannten	Behörden	
werden	in	den	dort	festgelegten	Dienstbereichen	die	
folgenden	Befugnisse	übertragen:	

1.	 Verlängerung	oder	Verkürzung	der	Arbeitszeit	(§	2	
Abs.	3	Satz	1	der	Arbeitszeitverordnung	–	AzV),

2.	 Verlängerung	 der	 Arbeitszeit,	 wenn	 der	 Dienst	
Bereitschaftszeiten	einschließt	 (§ 4	Abs.	1	Satz	1	
AzV),	

3.	 Anordnung	von	Dienst	an	Sonn-	und	Feiertagen	
oder	zu	dienstfreien	Zeiten	(§ 6	Abs.	1	Satz	1	AzV),

4.	 Regelung	der	Präsenzzeit	(§	7	Abs.	4	Satz	3	AzV),

5.	 Festlegungen	bei	der	festen	Arbeitszeit	(§	8	Abs.	1	
Satz	5	AzV)	und	

6.	 Abweichungen	 bei	 Schichtdienst	 und	 wechseln-
dem	Dienst	(§	9	Abs.	1	Satz	4	AzV).	

§	7

Besoldungsrechtliche	Zuständigkeiten

(1)	1Die	Befugnis	zur	Entscheidung	über	die	Verga-
be	von	Leistungsbezügen	nach	Art.	66	und	67	des	Bay-
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erischen	Besoldungsgesetzes	(BayBesG)	wird	den	un-
mittelbaren	Dienstvorgesetzten	übertragen.	2§	3	Abs.	2	
Satz	2	gilt	entsprechend.

(2)	1Den	in	§	1	Satz	1	Nrn.	1	bis	3	genannten	Be-
hörden	werden	im	Rahmen	ihrer	Ernennungsbefugnis	
folgende	Befugnisse	übertragen:

1.	 Rückforderung	der	Anwärterbezüge	bei	Nichter-
füllung	von	Aufl	agen	nach	Art. 75	Abs.	2	Satz	2	
BayBesG	und	

2.	 Kürzung	der	Anwärterbezüge	nach	Art.	81	Abs.	1	
Satz	1	BayBesG.

2Den	in	§	1	Satz	1	Nrn.	1	bis	3	genannten	Behörden	
wird	 im	 Rahmen	 ihrer	 Ernennungsbefugnis	 die	 Be-
fugnis	 über	 die	 Anerkennung	 von	 sonstigen	 für	 die	
Beamtentätigkeit	 förderlichen	 hauptberufl	ichen	 Be-
schäftigungszeiten	nach	Art.	31	Abs.	2	BayBesG	über-
tragen,	soweit	das	Einvernehmen	des	Staatsministeri-
ums	der	Finanzen	generell	als	erteilt	gilt.	

§	8

Zuständigkeiten	nach	der	
Jubiläumszuwendungsverordnung

1Die	Zuständigkeit	 für	die	Gewährung	oder	Ver-
sagung	der	Jubiläumszuwendungen	und	die	Aushän-
digung	der	Dankurkunden	nach	§	5	Abs.	1	Satz	1	der	
Jubiläumszuwendungsverordnung	 wird	 für	 die	 Be-
amten	und	Beamtinnen	des	jeweiligen	Dienstbereichs	
den	 in	 §	 1	 Satz	 1	 Nrn.	 1	 bis	 3	 genannten	 Behörden	
übertragen.	2§	3	Abs.	2	Satz	2	gilt	entsprechend.

§	9

Inkrafttreten,	Außerkrafttreten

(1)	Diese	Verordnung	tritt	mit	Wirkung	vom	1.	Ja-
nuar	2011	in	Kraft.

(2)	Mit	Ablauf	des	31.	Dezember	2010	tritt	die	Ver-
ordnung	zur	Übertragung	beamten-	und	besoldungs-
rechtlicher	Zuständigkeiten	im	Geschäftsbereich	des	
Bayerischen	Staatsministeriums	für	Wirtschaft,	 Infra-
struktur,	Verkehr	und	Technologie	 (ZustV-WM)	vom	
18.	Mai	2009	(GVBl	S.	213,	BayRS	2030-3-6-1-W)	au-
ßer	Kraft.	

München,	den	11. Juli	2011

Bayerisches Staatsministerium für 
Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr und Technologie

Martin		Z	e	i	l	,		Staatsminister
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2038-3-4-9-3-UK

Zulassungs-, Ausbildungs- und Prüfungsordnung für die Zweite Prüfung 
der Förderlehrerinnen und Förderlehrer 

(Förderlehrerprüfungsordnung II – ZAPO/FöL II)

Vom 15. Juli 2011

Auf	 Grund	 von	 Art.	 22	 Abs.	 6	 Halbsatz	 2	 und	
Art.	67	Satz	1	Nrn.	2	und	3	des	Gesetzes	über	die	Leis-
tungslaufbahn	 und	 die	 Fachlaufbahnen	 der	 bayeri-
schen	Beamten	und	Beamtinnen	(Leistungslaufbahn-
gesetz	–	LlbG)	vom	5. August	2010	(GVBl	S. 410,	571,	
BayRS	2030-1-4-F)	erlässt	das	Bayerische	Staatsminis-
terium	für	Unterricht	und	Kultus,	soweit	erforderlich	
im	Einvernehmen	mit	dem	Bayerischen	Staatsminis-
terium	 der	 Finanzen	 und	 mit	 der	 Zustimmung	 des	
Bayerischen	 Landespersonalausschusses,	 folgende	
Verordnung:	

Inhaltsübersicht

Teil	1

Zweite Prüfung und Gesamtprüfungsnote

Abschnitt	1

Organisation und Durchführung der Zweiten Prüfung

§		 1	 	Zweck	der	Prüfung,	Anwendbarkeit	der	Allgemeinen
Prüfungsordnung

§		 2	 Durchführung	der	Prüfung
§		 3	 Prüfungsausschuss
§		 4	 Prüfungsämter,	Prüfungskommissionen
§		 5	 Note	nskala	und	Notenbildung
§		 6	 Wiederholung	der	Prüfung
§		 7	 Verhinderung,	Versäumnis,	Unterbrechung
§		 8	 Überprüfung	von	Prüfungsentscheidungen
§		 9	 Prüfungstermine	und	Bekanntmachung	der	Prüfung
§	10	 Zulassung	zur	Prüfung

Abschnitt	2

Prüfungsleistungen im Einzelnen

§	11	 Einteilung	der	Prüfung
§	12	 Schriftliche	Prüfung
§	13	 Schulpraktische	Prüfung
§	14	 Mündliche	Prüfungen
§	15	 	Unterrichtskompetenz,	erzieherische	Kompetenz,	

Handlungs-	und	Sachkompetenz	

Abschnitt	3

Feststellung des Prüfungsergebnisses

§	16	 Prüfungsergebnis	
§	17	 Nichtbestehen	der	Prüfung	

§	18	 Bildung	der	Gesamtprüfungsnote
§	19	 Zeugnis,	Platzziffer
§	20	 Prüfungslisten

Teil	2

Bestimmungen über den Vorbereitungsdienst 

§	21	 Zulassung	zum	Vorbereitungsdienst
§	22	 Vorbereitungsdienst
§	23	 Ziel	und	Durchführung	des	Vorbereitungsdienstes

Teil	3

Änderung anderer Vorschriften, Schlussbestimmungen

§	24	 	Änderung	 der	 Studienordnung	 für	 das	 Staatsinstitut	
für	die	Ausbildung	von	Förderlehrern

§	25	 	Inkrafttreten,	Außerkrafttreten,	Übergangsbestim-	
mung

Teil	1

Zweite Prüfung und Gesamtprüfungsnote

Abschnitt	1

Organisation und Durchführung 
der Zweiten Prüfung

§ 1

Zweck	der	Prüfung,	Anwendbarkeit	
der	Allgemeinen	Prüfungsordnung

(1)	 1Die	 Zweite	 Prüfung	 der	 Förderlehrerinnen	
und	 Förderlehrer	 ist	 eine	 Qualifi	kationsprüfung	 im	
Sinn	von	Art.	22	Abs.	1	Satz	1	des	Leistungslaufbahn-
gesetzes.	 2Die	Prüfung	dient	 zusammen	mit	der	Ab-
schlussprüfung	 am	 Staatsinstitut	 für	 die	 Ausbildung	
von	 Förderlehrern	 der	 Feststellung,	 ob	 die	 Förder-
lehreranwärterin	 oder	 der	 Förderlehreranwärter	 die	
Qualifi	kation	 als	 Förderlehrkraft	 erworben	 hat.	 3Mit	
dem	 Bestehen	 der	 Qualifi	kationsprüfung	 wird	 die	
Qualifi	kation	 für	 das	 Förderlehramt	 mit	 Einstieg	 in	
der	dritten	Qualifi	kationsebene	erworben.

(2)	 1Soweit	 diese	 Verordnung	 keine	 Regelung	

2038-3-4-9-3-UK

Zulassungs-, Ausbildungs- und Prüfungsordnung für die Zweite Prüfung  
der Förderlehrerinnen und Förderlehrer  
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enthält,	gelten	die	Vorschriften	der	Allgemeinen	Prü-
fungsordnung	 (APO)	 in	 der	 Fassung	 der	 Bekannt-
machung	vom	14. Februar	1984	 (GVBl	S.	76,	BayRS	
2030-2-10-F)	 in	 der	 jeweils	 geltenden	 Fassung.	 2Die	
Vorschriften	 der	 Allgemeinen	 Prüfungsordnung	 fi	n-
den	insbesondere	bei	der	Notenskala,	dem	Ausschluss	
von	der	Teilnahme	an	der	Prüfung,	dem	Unterschleif,	
dem	 Beeinfl	ussungsversuch	 und	 dem	 Ordnungsver-
stoß	Anwendung.

§ 2

Durchführung	der	Prüfung

(1)	 1Die	Prüfung	wird	vom	Staatsministerium	 für	
Unterricht	und	Kultus	 (im	Folgenden:	Staatsministe-
rium)	durchgeführt.	2Zu	diesem	Zweck	werden	beim	
Staatsministerium	ein	Prüfungsausschuss	und	bei	den	
Regierungen	je	ein	Prüfungsamt	gebildet.

(2)	Über	jede	Prüfung	wird	eine	Niederschrift	ge-
fertigt,	die	über	alle	für	die	Beurteilung	der	Prüfungs-
leistungen	 wesentlichen	 Vorkommnisse	 Aufschluss	
gibt.

(3)	 1Die	Mitglieder	des	Landespersonalausschus-
ses	 sowie	 beauftragte	 Beamtinnen	 und	 Beamte	 der	
Geschäftsstelle	 des	 Landespersonalausschusses	 ha-
ben	 Zutritt	 zu	 den	 Prüfungen.	 2Sie	 sind	 berechtigt,	
Einsicht	 in	die	überprüfte	und	bewertete	schriftliche	
Prüfung	zu	nehmen	und	an	den	Beratungen	des	Prü-
fungsausschusses	sowie	der	prüfenden	Personen	teil-
zunehmen.	 3Das	 vorsitzende	 Mitglied	 des	 Prüfungs-
ausschusses	 oder	 eine	 von	 ihm	 beauftragte	 Person	
sowie	die	Leiterin	oder	der	Leiter	des	jeweils	zustän-
digen	Prüfungsamts	haben	Zutritt	zu	den	Prüfungen	
einschließlich	der	Beratungen.

(4)	Alle	mit	der	Durchführung	und	Abnahme	der	
Prüfungen	beauftragten	Personen	sind	zur	Wahrung	
des	 Amtsgeheimnisses	 in	 sämtlichen	 Prüfungsge-
schäften	verpfl	ichtet.

(5)	1Nach	Abschluss	der	Prüfung	können	die	Prü-
fungsteilnehmerinnen	 und	 Prüfungsteilnehmer	 Ein-
sicht	in	ihre	bewerteten	Prüfungsarbeiten	einschließ-
lich	der	Prüferbemerkungen	sowie	 in	die	Gutachten	
gemäß	 §  15	 verlangen.	 2Ort,	 Dauer,	 Zeitpunkt	 und	
Modalitäten	 der	 Einsichtnahme	 werden	 vom	 Prü-
fungsamt	bestimmt.

§ 3

Prüfungsausschuss

(1)	 1Der	 Prüfungsausschuss	 setzt	 sich	 zusam-
men	 aus	 einem	 vorsitzenden	 Mitglied,	 zwei	 Se-
minarleiterinnen	 oder	 Seminarleitern	 sowie	 einer	
Schulaufsichtbeamtin	 oder	 einem	 Schulaufsichts-
beamten.	 2Das	vorsitzende	Mitglied	des	Prüfungs-
ausschusses	 ist	 die	 Beamtin	 bzw.	 der	 Beamte,	 die	
bzw.	der	nach	der	Geschäftsverteilung	des	Staats-

ministeriums	hierfür	zuständig	 ist.	 3Für	 jedes	Mit-
glied	des	Prüfungsausschusses	wird	ein	Stellvertre-
ter	bestellt.

(2)	1Die	Mitglieder	des	Prüfungsausschusses	und	
ihre	 Stellvertreter	 müssen	 Beamtinnen	 oder	 Beamte	
sein.	2Sie	werden	vom	Staatsministerium	für	die	Dau-
er	von	drei	Jahren	bestellt.

(3)	 1Der	 Prüfungsausschuss	 entscheidet	 mit	 ein-
facher	 Stimmenmehrheit.	 2Bei	 Stimmengleichheit	
entscheidet	 die	 Stimme	 des	 vorsitzenden	 Mitglieds.	
3Eine	Stimmenthaltung	ist	nicht	zulässig.	4Die	Leite-
rinnen	oder	Leiter	der	Prüfungsämter,	und	im	Bedarfs-
fall	Förderlehrerinnen	oder	Förderlehrer,	können	zu	
den	 Sitzungen	 des	 Prüfungsausschusses	 zugezogen	
werden;	sie	haben	in	diesem	Fall	beratende	Stimme.	
5Über	jede	Sitzung	des	Prüfungsausschusses	ist	eine	
Niederschrift	 zu	 fertigen.	 6§  7	 APO	 fi	ndet	 Anwen-
dung.

(4)	Der	Prüfungsausschuss

1.	 bestimmt	 die	 Prüfungsaufgaben	 für	 die	 schriftli-
che	Prüfung,

2.	 entscheidet	über	die	Zulassung	von	Hilfsmitteln,

3.	 entscheidet	über	grundsätzliche,	über	die	einzel-
ne	 Prüfung	 vor	 Ort	 hinausgehende	 Fragen	 des	
Prüfungsverfahrens,

4.	 entscheidet	 über	 die	 Folgen	 des	 Unterschleifs,	
des	 Beeinfl	ussungsversuchs,	 der	 Verhinderung,	
des	Versäumnisses,	der	Unterbrechung	und	der	
nicht	 rechtzeitigen	 Ablieferung	 einer	 Prüfungs-
arbeit.

(5)	 Das	 vorsitzende	 Mitglied	 des	 Prüfungsaus-
schusses	hat	die	Prüfung	vorzubereiten	und	durchzu-
führen,	insbesondere	

1.	 die	Termine	der	Prüfungen	zu	bestimmen,	

2.	 Vorschläge	für	die	Prüfungsaufgaben	der	schriftli-
chen	Prüfung	einzuholen,

3.	 die	Prüfung	unter	Angabe	der	Zulassungsvoraus-
setzungen,	der	Frist	für	die	Meldung	zur	Prüfung	
und	 der	 allgemeinen	 Termine	 der	 Prüfungsteile	
im	Amtsblatt	des	Staatsministeriums	und	in	Amt-
lichen	Schulanzeigern	der	Regierungen	bekannt	
zu	machen,

4.	 für	die	vertrauliche	Behandlung	der	Prüfungsauf-
gaben	zu	sorgen,

5.	 unaufschiebbare	 Entscheidungen	 anstelle	 des	
Prüfungsausschusses	 zu	 treffen;	 hiervon	 hat	 es	
dem	Prüfungsausschuss	bei	der	nächsten	Sitzung	
Kenntnis	zu	geben,	

6.	 die	Platzziffern	der	Prüfungsteilnehmerinnen	und	
Prüfungsteilnehmer	festzustellen.
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§ 4	

Prüfungsämter,	Prüfungskommissionen

(1)	Für	die	Prüfungsämter	handeln,	soweit	nichts	
anderes	 bestimmt	 ist,	 jeweils	 ihre	 Leiterinnen	 oder	
Leiter.	

(2)	 1Die	 Regierungen	 bestimmen	 für	 die	 Dauer	
von	 drei	 Jahren	 die	 Leiterinnen	 oder	 die	 Leiter	 der	
Prüfungsämter,	 die	 Schulaufsichtsbeamtinnen	 oder	
Schulaufsichtsbeamte	 der	 Regierung	 sein	 müssen;	
Entsprechendes	gilt	für	Stellvertreter.	2Die	Leiterinnen	
oder	Leiter	der	Prüfungsämter	können	zu	ihrer	Bera-
tung	in	fachlichen	Fragen	zwei	Personen	hinzuziehen;	
diese	 können	 Schulaufsichtsbeamtinnen	 oder	 Schul-
aufsichtsbeamte,	Seminarleiterinnen	oder	Seminarlei-
ter	und	Förderlehrerinnen	oder	Förderlehrer	sein.

(3)	Die	Prüfungsämter	

1.	 entscheiden	über	die	Zulassung	zur	Prüfung,

2.	 bestimmen	 die	 Prüferinnen	 oder	 Prüfer	 für	 die	
Bewertung	 der	 schriftlichen	 Prüfung;	 ausge-
wählt	können	Personen	werden,	die	zu	Mitglie-
dern	 der	 Prüfungskommissionen	 ernannt	 wer-
den	können,	

3.	 bilden	 die	 Prüfungskommissionen	 für	 die	 schul-
praktische	Prüfung	und	 für	die	mündlichen	Prü-
fungen,	

4.	 entscheiden	über	Anträge	auf	Nachteilsausgleich	
gemäß	den	Bestimmungen	der	Allgemeinen	Prü-
fungsordnung,

5.	 entscheiden	in	allen	sonstigen	Angelegenheiten,	
die	 keinem	 anderen	 Prüfungsorgan	 zugewiesen	
sind.

(4)	 1Die	 Prüfungskommissionen	 bestehen	 bei	 der	
schulpraktischen	 Prüfung	 aus	 drei	 Mitgliedern:	 einer	
Seminarleiterin	 bzw.	 einem	 Seminarleiter	 und	 zwei	
Schulaufsichtsbeamtinnen	bzw.	Schulaufsichtsbeamten.	
2Ansonsten	 bestehen	 sie	 aus	 zwei	 Mitgliedern:	 einer	
Schulaufsichtsbeamtin	bzw.	einem	Schulaufsichtsbeam-
ten	und	einer	Seminarleiterin	bzw.	einem	Seminarleiter.	

§ 5

Notenskala	und	Notenbildung

(1)	 1Bei	 der	 Bewertung	 der	 einzelnen	 Prüfungs-
leistungen	werden	ausschließlich	folgende	Noten	er-
teilt:

1.	 sehr	gut	 	 =		1	
(eine	besonders	hervorragende	
Leistung),

2.	 gut		 	 	 =		2	
(eine	 Leistung,	 die	 die	 durch-
schnittlichen	 Anforderungen	
übertrifft),

3.	 befriedigend	 =		3	
(eine	Leistung,	die	in	jeder	Hin-
sicht	 durchschnittlichen	 Anfor-
derungen	entspricht),

4.	 ausreichend	 =		4	
(eine	 Leistung,	 die	 trotz	 ihrer	
Mängel	durchschnittlichen	An-
forderungen	noch	entspricht),	

5.	 mangelhaft		 =		5	
(eine	 an	 erheblichen	 Mängeln	
leidende,	 im	 Ganzen	 nicht	
mehr	brauchbare	Leistung),

6.	 ungenügend	 =		6	
(eine	völlig	unbrauchbare	Leis-
tung).

2Die	Verwendung	von	Zwischennoten	ist	nicht	zuläs-
sig.

(2)	 1Ist	aus	den	Bewertungen	von	mehreren	Prü-
fungsleistungen	oder	Prüfungen	eine	Note	zu	bilden,	
so	ist	die	Notensumme	durch	die	Zahl	der	Prüfungs-
leistungen	 oder	 Prüfungen	 unter	 Berücksichtigung	
der	jeweiligen	Gewichtung	zu	teilen.	2Die	Note	wird	
auf	 zwei	 Dezimalstellen	 berechnet;	 die	 dritte	 Dezi-
malstelle	bleibt	unberücksichtigt.	3Ein	so	errechneter	
Zahlenwert	ergibt

1.	 von	1,00	bis	einschließlich	1,50
die	Note	sehr	gut,

2.	 von	1,51	bis	einschließlich	2,50
die	Note	gut,

3.	 von	2,51	bis	einschließlich	3,50
die	Note	befriedigend,

4.	 von	3,51	bis	einschließlich	4,50
die	Note	ausreichend,

5.	 von	4,51	bis	einschließlich	5,50
die	Note	mangelhaft,

6.	 von	über	5,50
die	Note	ungenügend.

(3)	 Das	 in	 der	 Prüfung	 erzielte	 Gesamtergebnis	
wird	mit	einem	der	 folgenden	Gesamturteile	bewer-
tet:

1.	 von	1,00	bis	einschließlich	1,50
mit	Auszeichnung	bestanden,

2.	 von	1,51	bis	einschließlich	2,50
gut	bestanden,

3.	 von	2,51	bis	einschließlich	3,50
befriedigend	bestanden,

4.	 von	3,51	bis	einschließlich	4,50
bestanden.
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§ 6

Wiederholung	der	Prüfung

(1)	 1Prüfungsteilnehmerinnen	 und	 Prüfungsteil-
nehmer,	die	die	Prüfung	nicht	bestanden	haben	oder	
deren	 Prüfung	 als	 nicht	 bestanden	 gilt,	 können	 sie	
einmal	 und	 nur	 im	 Rahmen	 der	 nächsten	 allgemei-
nen	 Prüfung	 wiederholen;	 die	 Wiederholung	 setzt	
das	 erneute	 Ableisten	 eines	 Vorbereitungsdienstes	
von	 zwölf	 Monaten	 voraus.	 2Das	 Prüfungsamt	 kann	
bei	Verhinderung	durch	Erkrankung,	die	grundsätz-
lich	 durch	 ein	 amtsärztliches	 Zeugnis	 nachzuweisen	
ist,	 und	 aus	 anderen	 zwingenden	 Gründen	 auf	 An-
trag	die	Wiederholung	zu	einem	späteren	Termin	ge-
nehmigen.	 3Die	 Wiederholungsprüfung	 ist	 innerhalb	
eines	Jahres	bzw.	 innerhalb	der	nach	Satz	2	geneh-
migten	 Frist	 abzulegen.	 4Der	 Antrag	 auf	 Zulassung	
zur	Wiederholungsprüfung	ist	beim	Vorsitzenden	des	
Prüfungssausschusses	 spätestens	 vier	 Wochen	 nach	
Aushändigung	 oder	 Zustellung	 der	 Mitteilung	 nach	
§ 19	Abs.	2	zu	stellen.	

(2)	 1Eine	 bei	 erstmaliger	 Ablegung	 bestandene	
Prüfung	 kann	 zur	 Verbesserung	 des	 Ergebnisses	 im	
Rahmen	 der	 nächsten	 ordentlichen	 Prüfung	 einmal	
wiederholt	werden.	 2Abs. 1	Sätze	2	bis	4	gelten	ent-
sprechend.	 3Anstelle	 eines	 Zeugnisses	 tritt	 zunächst	
eine	Mitteilung	über	das	Ergebnis	der	Prüfung	mit	der	
Aufforderung,	 innerhalb	 eines	 Monats	 schriftlich	 zu	
erklären,	ob	das	Ergebnis	der	Wiederholungsprüfung	
gelten	 soll.	 4Wird	 diese	 Erklärung	 nicht	 oder	 nicht	
fristgemäß	abgegeben,	so	gilt	das	bessere	Prüfungs-
ergebnis	 als	 gewählt.	 5Wird	 das	 Ergebnis	 der	 Wie-
derholungsprüfung	 gewählt,	 so	 ist	 gleichzeitig	 das	
Zeugnis	 für	 die	 erste	 Prüfung	 zurückzugeben.	 6Ein	
Prüfungszeugnis	über	die	wiederholte	Prüfung	ist	nur	
auszuhändigen,	wenn	die	Prüfungsteilnehmerin	oder	
der	 Prüfungsteilnehmer	 das	 bisher	 erstellte	 Zeugnis	
vorlegt.	7Auf	dem	ersten	Zeugnis	wird	von	der	Leiterin	
oder	von	dem	Leiter	des	Prüfungsamts	vermerkt,	dass	
und	in	welchem	Termin	die	Prüfung	wiederholt	wurde	
und	welches	der	beiden	Prüfungsergebnisse	gilt.	8Die	
Wiederholung	der	Prüfung	zur	Verbesserung	der	Prü-
fungsnote	hat	auf	die	Dauer	des	Vorbereitungsdiens-
tes	keinen	Einfl	uss.	9Eine	wiederholte	Ableistung	des	
Vorbereitungsdienstes	ist	nicht	zulässig.

(3)	 1Die	Prüfung	ist	 im	Fall	des	Abs.	1	oder	2	 im	
gesamten	Umfang	zu	wiederholen.	2Mit	der	Meldung	
zur	Prüfung	kann	 im	Fall	des	Abs.	2	beantragt	wer-
den,	 dass	 die	 im	 schulpraktischen	 Teil	 erzielte	 Note	
angerechnet	 wird.	 3Bei	 Prüfungen	 nach	 Abs.	 2	 wer-
den	 die	 Noten	 der	 Unterrichtskompetenz,	 der	 erzie-
herischen	Kompetenz	und	der	Handlungs-	und	Sach-
kompetenz	(§ 15)	aus	der	ersten	Prüfung	unverändert	
übernommen.	

(4)	 1Auf	 die	 Fortsetzung	 der	 Wiederholungsprü-
fung	kann	jederzeit	verzichtet	werden.	2Der	Verzicht	
muss	 dem	 Prüfungsamt	 unverzüglich	 schriftlich	 mit-
geteilt	 werden.	 3Die	 Wiederholungsprüfung	 gilt	 in	
diesem	 Fall	 als	 nicht	 abgelegt;	 sie	 kann	 nicht	 mehr	
wiederholt	werden.

§ 7

Verhinderung,	Versäumnis,	Unterbrechung

(1)	 Können	 Prüfungsteilnehmerinnen	 und	 Prü-
fungsteilnehmer	aus	von	ihnen	nicht	zu	vertretenden	
Gründen	die	Prüfung	nicht	oder	nicht	vollständig	ab-
legen,	so	haben	sie	die	nicht	abgelegten	Prüfungsteile	
innerhalb	 einer	 vom	 Prüfungsamt	 zu	 bestimmenden	
Frist	nachzuholen.	

(2)	 1Eine	 Prüfungsverhinderung	 ist	 unverzüglich	
beim	 Prüfungsamt	 geltend	 zu	 machen	 und	 nachzu-
weisen,	im	Fall	einer	Krankheit	durch	ein	amtsärztli-
ches	Zeugnis.	2Das	Prüfungsamt	kann	festlegen,	dass	
die	 Krankheit	 durch	 das	 Zeugnis	 einer	 bestimmten	
Ärztin	oder	eines	bestimmten	Arztes	oder	eines	ande-
ren	Arztes	nachgewiesen	wird.	

(3)	 1Versäumen	 Prüfungsteilnehmerinnen	 oder	
Prüfungsteilnehmer	 einen	 einzelnen	 Prüfungstermin	
ohne	 genügende	 Entschuldigung,	 so	 werden	 die	 in	
diesem	 Termin	 zu	 erbringenden	 Prüfungsleistungen	
mit	„ungenügend“	bewertet.	2Das	Gleiche	gilt,	wenn	
die	Prüfungsunterlagen	nicht	abgegeben	werden.

(4)	 1Ist	 Prüfungsteilnehmerinnen	 oder	 Prüfungs-
teilnehmern	aus	wichtigen	Gründen	die	vollständige	
Ablegung	 der	 Prüfung	 oder	 einzelner	 Prüfungsteile	
nicht	zuzumuten,	so	kann	das	Prüfungsamt	auf	Antrag	
das	Fernbleiben	genehmigen.	2Der	Antrag	ist	unver-
züglich	zu	stellen.	3Abs.	1	und	2	gelten	entsprechend.

(5)	 1Haben	 sich	 Prüfungsteilnehmerinnen	 oder	
Prüfungsteilnehmer	 einer	 Prüfung	 unterzogen,	 so	
können	nachträglich	gesundheitliche	Gründe,	denen	
zufolge	 die	 Prüfungsleistung	 nicht	 gewertet	 werden	
soll,	 nicht	 anerkannt	 werden,	 es	 sei	 denn,	 dass	 sie	
ihre	Prüfungsunfähigkeit	zum	Zeitpunkt	der	Prüfung	
nicht	erkennen	konnten.	 2Der	Nachweis	hierüber	 ist	
unverzüglich	 durch	 ein	 amtsärztliches	 Zeugnis	 zu	
erbringen.	 3Die	 Geltendmachung	 solcher	 Gründe	 ist	
ausgeschlossen,	wenn	nach	Abschluss	der	jeweiligen	
Prüfungsleistung	ein	Monat	verstrichen	ist.

(6)	1Scheiden	Prüfungsteilnehmerinnen	oder	Prü-
fungsteilnehmer	aus	Gründen,	die	sie	zu	vertreten	ha-
ben,	nach	der	Ablegung	der	schriftlichen	Prüfung	aus	
dem	Vorbereitungsdienst	aus,	so	gilt	die	Prüfung	als	
abgelegt	und	nicht	bestanden.	2Sind	die	Gründe	nicht	
zu	vertreten,	so	sind	im	Fall	der	erneuten	Zulassung	
zum	Vorbereitungsdienst	 lediglich	die	ausstehenden	
Prüfungsteile	abzulegen.

(7)	1Scheiden	Prüfungsteilnehmerinnen	oder	Prü-
fungsteilnehmer	 vor	 der	 Ablegung	 der	 schriftlichen	
Prüfung	aus	dem	Vorbereitungsdienst	aus,	so	werden	
im	 Fall	 der	 erneuten	 Zulassung	 zum	 Vorbereitungs-
dienst	die	bereits	abgelegten	Prüfungsteile	angerech-
net.	 2Ist	 der	 Vorbereitungsdienst	 für	 eine	 Dauer	 von	
mehr	als	drei	Jahren	unterbrochen	worden,	setzt	die	
Anrechnung	 bereits	 abgelegter	 Prüfungsteile	 einen	
entsprechenden	 Antrag	 der	 betroffenen	 Prüfungs-
teilnehmerinnen	 oder	 Prüfungsteilnehmer	 und	 die	
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Zustimmung	 des	 vorsitzenden	 Mitglieds	 des	 Prü-
fungsausschusses	 voraus.	 3Bei	 einer	 Unterbrechung	
von	mehr	als	fünf	Jahren	ist	eine	Anrechnung	ausge-
schlossen.	

§ 8

Überprüfung	von	Prüfungsentscheidungen

(1)	 1Prüfungsteilnehmerinnen	 und	 Prüfungsteil-
nehmer	können	beim	Prüfungsamt	schriftlich	Einwen-
dungen	gegen	die	Bewertung	 ihrer	Prüfungsleistun-
gen	 erheben.	 2Diese	 Einwendungen	 sind	 spätestens	
zwei	 Monate	 nach	 Aushändigung	 des	 Prüfungs-
zeugnisses	oder	der	schriftlichen	Mitteilung	über	das	
Nichtbestehen	der	Prüfung	konkret	und	nachvollzieh-
bar	schriftlich	zu	begründen.

(2)	1Entsprechen	die	Einwendungen	nicht	Abs.	1,	
werden	 sie	 vom	 Prüfungsamt	 zurückgewiesen.	 2Im	
Übrigen	 werden	 die	 Einwendungen	 den	 jeweiligen	
Prüferinnen	 oder	 Prüfern	 zur	 Überprüfung	 ihrer	 Be-
wertung	zugeleitet.	 3Auf	Grund	der	Stellungnahmen	
der	 Prüferinnen	 oder	 Prüfern	 entscheidet	 das	 Prü-
fungsamt	über	die	Einwendungen.

(3)	 1Ist	 das	 Prüfungsverfahren	 mit	 Mängeln	 be-
haftet,	die	die	Rechte	der	Prüfungsteilnehmerin	oder	
des	 Prüfungsteilnehmers,	 insbesondere	 die	 Chan-
cengleichheit,	 erheblich	 verletzen,	 so	 kann	 das	 zu-
ständige	Prüfungsamt	auf	Antrag	einer	Prüfungsteil-
nehmerin	 oder	 eines	 Prüfungsteilnehmers	 oder	 von	
Amts	 wegen	 anordnen,	 dass	 von	 einer	 oder	 einem	
bestimmten	oder	von	allen	Prüfungsteilnehmerinnen	
und	 Prüfungsteilnehmern	 die	 Prüfung	 oder	 einzelne	
Teile	 derselben	 zu	 wiederholen	 sind.	 2Erstreckt	 sich	
ein	Verfahrensmangel	auf	die	Bereiche	mehrerer	Prü-
fungsämter,	entscheidet	das	vorsitzende	Mitglied	des	
Prüfungsausschusses.	3Der	Antrag	nach	Satz 1	ist	un-
verzüglich	schriftlich	zu	stellen.	4Der	Antrag	ist	ausge-
schlossen,	wenn	der	Teil	des	Prüfungsverfahrens,	der	
mit	Mängeln	behaftet	war,	seit	mehr	als	einem	Monat	
abgeschlossen	ist.

(4)	Sechs	Monate	nach	Ausstellung	des	Zeugnis-
ses	oder	der	schriftlichen	Mitteilung	über	das	Nichtbe-
stehen	der	Prüfung	dürfen	auch	von	Amts	wegen	An-
ordnungen	nach	Abs.	3	nicht	mehr	getroffen	werden.

(5)	Durch	einen	Antrag	 im	Sinn	des	Abs.	1	oder	
3	 wird	 die	 Frist	 für	 die	 Einlegung	 eines	 förmlichen	
Rechtsbehelfs	nicht	gewahrt.

§ 9

Prüfungstermine	und	Bekanntmachung	der	Prüfung

(1)	Die	Prüfung	fi	ndet	einmal	im	Jahr	statt.

(2)	 1Die	 Prüfung	 wird	 vom	 Staatsministerium	
mindestens	sechs	Wochen	vor	Beginn	des	ersten	Prü-
fungsteils	 im	 Amtsblatt	 des	 Staatsministeriums	 und	
in	 den	 amtlichen	 Schulanzeigern	 der	 Regierungen	

unter	Hinweis	auf	die	Personen,	die	an	der	Prüfung	
teilzunehmen	 haben,	 den	 Termin	 und	 Ersatztermin	
der	 schriftlichen	 Prüfung,	 den	 Zeitraum	 der	 schul-
praktischen	und	der	mündlichen	Prüfungen	sowie	die	
Zulassungsvoraussetzungen	 für	 die	 Wiederholungs-
prüfung	 zur	 Notenverbesserung	 (§  6	 Abs.	 2)	 ausge-
schrieben.	2Die	Meldefristen	für	die	Prüfung	zur	No-
tenverbesserung	sind	ebenfalls	bekannt	zu	machen.

(3)	1Den	Prüfungsteilnehmerinnen	und	Prüfungs-
teilnehmern	werden	die	jeweiligen	Einzeltermine	für	
die	mündlichen	Prüfungen	vom	Prüfungsamt	 jeweils	
spätestens	 zwei	 Wochen	 vorher	 schriftlich	 bekannt	
gegeben.	 2Muss	 der	 Termin	 einer	 mündlichen	 Prü-
fung	 auf	 einen	 späteren	 Zeitpunkt	 verlegt	 werden,	
so	muss	der	neue	Termin	den	betroffenen	Prüfungs-
teilnehmerinnen	und	Prüfungsteilnehmern	spätestens	
zwei	Tage	vorher	in	gleicher	Weise	bekannt	gegeben	
werden.

(4)	 Nachtermine	 können	 unter	 Berücksichtigung	
des	Verhinderungsgrunds	kurzfristig	angesetzt	werden.

§ 10	

Zulassung	zur	Prüfung

(1)	Zur	Prüfung	sind	die	Bewerberinnen	und	Be-
werber	zugelassen,	

1.	 für	die	die	Prüfung	nach	§ 9	Abs.	2	ausgeschrie-
ben	wurde,

2.	 die	auf	Grund	einer	Verlängerung	ihres	Vorberei-
tungsdienstes	dieser	Prüfung	zugewiesen	sind,	

3.	 die	zur	Wiederholung	der	Prüfung	wegen	Nicht-
bestehens	(§ 6	Abs.1)	in	den	Vorbereitungsdienst	
wieder	eingestellt	worden	sind.

(2)	Auf	Antrag	kann	zur	Prüfung	zugelassen	wer-
den,	wer	sich	dieser	Prüfung	zur	Notenverbesserung	
(§ 6	Abs.	2)	unterziehen	will.

(3)	 1Die	Zulassung	zur	Prüfung	gemäß	Abs.	2	 ist	
zu	 versagen,	 wenn	 die	 Voraussetzungen	 nach	 §  6	
Abs.	2	nicht	erfüllt	sind	oder	wenn	der	Antrag	mit	den	
geforderten	 Nachweisen	 nicht	 fristgemäß	 beim	 zu-
ständigen	Prüfungsamt	eingeht.	2Die	Entscheidung	ist	
den	Bewerbern	schriftlich	mitzuteilen;	eine	ablehnen-
de	Entscheidung	ist	zu	begründen.

Abschnitt	2

Prüfungsleistungen im Einzelnen

§ 11

Einteilung	der	Prüfung

Die	 Prüfung	 besteht	 aus	 einer	 schriftlichen	 Prü-
fung,	einer	schulpraktischen	Prüfung	und	zwei	münd-
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lichen	 Prüfungen;	 in	 die	 Gesamtnote	 fl	ießt	 auch	 die	
gemäß	§ 15	Abs.	3	gebildete	Durchschnittsnote	ein.

§ 12

Schriftliche	Prüfung	

(1)	In	der	schriftlichen	Prüfung	ist	eine	Aufsichts-
arbeit	 aus	 den	 Bereichen	 Erziehung	 und	 Unterricht	
einschließlich	 unterrichtsbezogener	 Praxisfelder	 zu	
fertigen.

(2)	1Die	Arbeitszeit	beträgt	vier	Stunden.	2Es	wer-
den	drei	Aufgaben	zur	Wahl	gestellt.	3Davon	ist	eine	
Aufgabe	zu	bearbeiten.	

(3)	 Die	 Aufsichtsarbeit	 wird	 für	 alle	 Prüfungs-
teilnehmerinnen	 und	 Prüfungsteilnehmer	 einheitlich	
vom	Staatsministerium	gestellt	und	an	allen	Prüfungs-
orten	zur	selben	Zeit	bearbeitet.

(4)	 1Die	 Aufsichtsarbeit	 wird	 von	 zwei	 Personen	
selbstständig	und	unabhängig	voneinander	bewertet	
(Erst-	und	Zweitkorrektur).	 2Bei	abweichender	Beur-
teilung	 ist	eine	einheitliche	Bewertung	anzustreben.	
3Ist	eine	Einigung	nicht	möglich,	entscheidet	die	Lei-
terin	bzw.	der	Leiter	des	Prüfungsamts.	4Die	Prüfungs-
noten	werden	erst	nach	ihrer	endgültigen	Festsetzung	
in	die	Prüfungsakten	eingetragen.

(5)	1Über	die	schriftliche	Prüfung	ist	eine	Nieder-
schrift	 zu	 fertigen.	 2In	 dieser	 Niederschrift	 ist	 fest-
zustellen,	 ob	 die	 Aufgaben	 ordnungsgemäß	 unter	
Aufsicht	 und	 unter	 Einhaltung	 der	 festgesetzten	 Ar-
beitszeit	 gelöst	 wurden.	 3Der	 Niederschrift	 über	 die	
schriftliche	Prüfung	ist	ein	Verzeichnis	der	Prüfungs-
teilnehmerinnen	und	Prüfungsteilnehmer	beizufügen,	
in	dem	die	ausgelosten	Arbeitsplatznummern	einge-
tragen	sind.

§ 13

Schulpraktische	Prüfung

(1)	 Die	 schulpraktische	 Prüfung	 in	 den	 Fächern	
Deutsch	und	Mathematik	umfasst	die	Förderlehrertä-
tigkeit	mit	Schülergruppen	 in	drei	zeitlich	aufeinan-
derfolgenden	Unterrichtsstunden.

(2)	Die	Prüfungsteilnehmerin	oder	der	Prüfungs-
teilnehmer	hat	die	schulpraktische	Prüfung	mit	Schü-
lergruppen	abzulegen,	bei	denen	sie	oder	er	während	
der	im	Stundenplan	der	Schule	fest	eingeplanten	Wo-
chenstunden	mindestens	sechs	Wochen	vor	der	Prü-
fung	im	Vorbereitungsdienst	gearbeitet	hat.

(3)	Die	Inhalte	der	schulpraktischen	Prüfung	sind	
den	 für	 die	 jeweilige	 Schülergruppe	 erstellten	 För-
derplänen	zu	entnehmen	und	dürfen	mit	dieser	noch	
nicht	behandelt	sein.

(4)	1Der	Termin	für	die	schulpraktische	Prüfung	ist	

der	Prüfungsteilnehmerin	oder	dem	Prüfungsteilneh-
mer	schriftlich	gegen	Nachweis	durch	das	zuständige	
Schulamt	bekanntzugeben.	2Die	Frist	beträgt	mindes-
tens	vier	Wochen.	3Für	Terminverschiebungen	auf	ei-
nen	 späteren	Zeitpunkt	beträgt	die	Frist	mindestens	
eine	Woche.

(5)	 Zu	 Beginn	 der	 schulpraktischen	 Prüfung	 hat	
die	 Prüfungsteilnehmerin	 oder	 der	 Prüfungsteilneh-
mer	der	Vorsitzenden	bzw.	dem	Vorsitzenden	der	Prü-
fungskommission	selbstständig	abgefasste	Ausarbei-
tungen	 in	 vierfacher	 Fertigung	 auszuhändigen,	 aus	
welchen	die	Inhalte	und	der	Ablauf	der	schulprakti-
schen	Prüfung	im	Sinn	des	Abs.	1	hervorgehen.

(6)	1Die	Bewertung	der	Leistung	einer	jeden	Prü-
fungsteilnehmerin	oder	eines	jeden	Prüfungsteilneh-
mers	 in	der	schulpraktischen	Prüfung	erfolgt	 jeweils	
durch	 die	 drei	 Kommissionsmitglieder	 gemeinsam.	
2Bei	 abweichender	 Bewertung	 ist	 eine	 einheitliche	
Bewertung	anzustreben.	3Kommt	eine	Einigung	nicht	
zustande,	so	erhält	die	Prüfungsteilnehmerin	oder	der	
Prüfungsteilnehmer	die	Note	nach	§ 5	Abs. 1,	die	sich	
gemäß	§ 5	Abs.	1	und	2	aus	den	jeweiligen	Bewertun-
gen	aller	Mitglieder	der	Prüfungskommission	ergibt.	
4Die	 Note	 wird	 der	 Prüfungsteilnehmerin	 oder	 dem	
Prüfungsteilnehmer	 unmittelbar	 nach	 ihrer	 Festle-
gung	mündlich	bekannt	gegeben.

(7)	 1Über	 den	 Verlauf	 der	 schulpraktischen	 Prü-
fung	sowie	über	die	Vorzüge	und	Mängel	der	dabei	
gezeigten	 Leistungen	 wird	 eine	 Niederschrift	 ange-
fertigt,	die	zu	den	Prüfungsakten	zu	nehmen	ist.	2Sie	
ist	 von	 den	 Mitgliedern	 der	 Prüfungskommission	 zu	
unterzeichnen.

§ 14

Mündliche	Prüfungen	

(1)	 1Die	 zwei	 mündlichen	 Prüfungen	 erstre-
cken	sich	auf	die	Didaktik	und	Methodik	der	Fächer	
Deutsch	 und	 Mathematik.	 2Ferner	 sind	 die	 für	 die	
Tätigkeit	 der	 Förderlehrerinnen	 oder	 Förderlehrer	
wesentlichen	 Bestimmungen	 des	 Schulrechts	 sowie	
Grundfragen	der	staatsbürgerlichen	Bildung	mit	ein-
zubeziehen.

(2)	 1Die	 mündlichen	 Prüfungen	 fi	nden	 an	 einem	
Tag	 statt.	 2Die	 Prüfungszeit	 beträgt	 pro	 Prüfung	 30	
Minuten.	

(3)	 1Die	 Bewertung	 der	 Leistung	 in	 der	 mündli-
chen	Prüfung	erfolgt	jeweils	durch	die	zwei	Kommis-
sionsmitglieder.	2§ 13	Abs.	6	Sätze	2	bis	4	gelten	ent-
sprechend.	

(4)	 1Die	 Durchschnittsnote	 der	 mündlichen	 Prü-
fungen	ist	nach	§ 5	Abs.	2	zu	bilden.	2Dabei	haben	die	
beiden	Prüfungen	gleiches	Gewicht.

(5)	 1Die	Hauptfragen	der	mündlichen	Prüfungen	
sowie	 die	 Bewertung	 der	 Leistung	 der	 Prüfungsteil-
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nehmerin	 oder	 des	 Prüfungsteilnehmers	 werden	 in	
einer	 Niederschrift	 festgehalten.	 2Die	 Bewertung	 ist	
kurz	zu	begründen.	 3Die	Niederschrift	wird	von	den	
Mitgliedern	der	Prüfungskommission	unterschrieben	
und	 der	 Leiterin	 oder	 dem	 Leiter	 des	 Prüfungsamts	
zugeleitet.	

§ 15

Unterrichtskompetenz,	erzieherische	Kompetenz,	
Handlungs-	und	Sachkompetenz

(1)	 1Gegen	 Ende	 des	 Vorbereitungsdienstes	 er-
stellen	 die	 Seminarleiterin	 oder	 der	 Seminarleiter	
Gutachten,	in	denen	

1.	 die	Unterrichtskompetenz,	

2.	 die	erzieherische	Kompetenz	und

3.	 die	Handlungs-	und	Sachkompetenz

einer	 jeden	 Bewerberin	 und	 eines	 jeden	 Bewerbers	
unter	 Verwendung	 von	 Notenstufen	 bewertet	 wer-
den.	2In	die	Bewertung	der	erzieherischen	Kompetenz	
sind	 Tätigkeiten,	 z. B.	 die	 Mitwirkung	 bei	 Projekten	
oder	 bei	 außerunterrichtlichen	 Aktivitäten	 einzube-
ziehen,	 die	 im	 Rahmen	 des	 Vorbereitungsdienstes	
durchgeführt	werden.	3Bei	der	Bewertung	der	Hand-
lungs-	und	Sachkompetenz	 ist	 auch	die	Mitwirkung	
bei	 Prozessen	 der	 inneren	 Schulentwicklung	 zu	 be-
rücksichtigen.	

(2)	Die	Schulleitungen	der	Schulen,	an	denen	die	
Bewerberin	 oder	 der	 Bewerber	 während	 des	 Vorbe-
reitungsdienstes	 eingesetzt	 ist,	 teilen	 ihre	 Beobach-
tungen	nach	Anhörung	der	Betreuungslehrkraft	den	
Seminarleiterinnen	und	Seminarleitern	schriftlich	mit,	
die	die	Beobachtungen	bei	Abfassung	der	Gutachten	
berücksichtigen.

(3)	 1Aus	 den	 nach	 Abs.	 1	 zu	 erteilenden	 Noten	
wird	eine	Durchschnittsnote	nach	§ 5	Abs.	2	gebildet.	
2Dabei	 zählen	 die	 Noten	 der	 Unterrichtskompetenz	
und	 der	 erzieherischen	 Kompetenz	 je	 dreifach	 und	
die	Note	der	Handlungs-	und	Sachkompetenz	zwei-
fach.

Abschnitt	3

Feststellung des Prüfungsergebnisses

§ 16

Prüfungsergebnis

(1)	Das	Prüfungsergebnis	wird	in	einer	Gesamtno-
te	zusammengefasst.	

(2)	Diese	wird	gebildet	aus	

1.	 der	Note	der	schriftlichen	Prüfung,	

2.	 der	Note	der	schulpraktischen	Prüfung,

3.	 der	Durchschnittsnote	der	mündlichen	Prüfungen	
und

4.	 der	nach	§ 15	Abs.	3	ermittelten	Durchschnittsno-
te	aus	den	Noten	der	Unterrichtskompetenz,	der	
erzieherischen	 Kompetenz	 und	 der	 Handlungs-	
und	Sachkompetenz.

(3)	1Dabei	werden	die	Note	der	schriftlichen	Prü-
fung	 zweifach,	 die	 Note	 der	 schulpraktischen	 Prü-
fung	fünffach,	die	Durchschnittsnote	der	mündlichen	
Prüfung	zweifach	und	die	nach	§ 15	Abs.	3	ermittel-
te	Durchschnittsnote	aus	den	Noten	der	Unterrichts-
kompetenz,	 der	 erzieherischen	 Kompetenz	 und	 der	
Handlungs-	 und	 Sachkompetenz	 dreifach	 gezählt;	
der	 Teiler	 für	 die	 Ermittlung	 der	 Gesamtnote	 ist	 12.	
2Im	Fall	des	§ 6	Abs.	1	geht	nur	die	für	den	ergänzen-
den	Vorbereitungsdienst	nach	§ 15	Abs.	3	ermittelte	
Durchschnittsnote	aus	den	Noten	der	Unterrichtskom-
petenz,	der	erzieherischen	Kompetenz	und	der	Hand-
lungs-	und	Sachkompetenz	in	die	Ermittlung	der	Ge-
samtnote	ein.

§ 17

Nichtbestehen	der	Prüfung

(1)	Die	Prüfung	ist	nicht	bestanden,	wenn

1.	 die	Gesamtnote	schlechter	als	„ausreichend“	ist,

2.	 die	Note	der	schulpraktischen	Prüfung	schlechter	
als	„ausreichend“	ist,	

3.	 die	 Durchschnittsnote	 aus	 der	 Note	 der	 schrift-
lichen	 Prüfung	 und	 der	 Durchschnittsnote	 der	
mündlichen	 Prüfungen	 schlechter	 als	 „ausrei-
chend“	ist,	oder

4.	 die	Prüfung	wegen	Unterschleifs,	Beeinfl	ussungs-
versuchs	oder	Unterbrechung	als	nicht	bestanden	
gilt.	

(2)	Sobald	feststeht,	dass	die	Prüfung	nicht	mehr	
bestanden	 werden	 kann,	 wird	 die	 Prüfungsteilneh-
merin	oder	der	Prüfungsteilnehmer	von	der	weiteren	
Teilnahme	an	der	Prüfung	ausgeschlossen.

§ 18

Bildung	der	Gesamtprüfungsnote	

(1)	 1Aus	den	Gesamtnoten	der	bestandenen	Ab-
schlussprüfung	 am	 Staatsinstitut	 für	 die	 Ausbildung	
von	Förderlehrern	und	der	Zweiten	Prüfung	wird	die	
Gesamtprüfungsnote	gebildet.	2Dabei	werden	die	Er-
gebnisse	der	Abschlussprüfung	und	der	Zweiten	Prü-
fung	 gleich	 gewertet.	 3Die	 Gesamtprüfungsnote	 gilt	
als	Note	der	Qualifi	kationsprüfung	im	Sinn	des	Leis-
tungslaufbahngesetzes.
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(2)	Eine	Gesamtprüfungsnote	erhält	nur,	wer	die	
Abschlussprüfung	 nach	 der	 Studienordnung	 für	 das	
Staatsinstitut	 für	 die	 Ausbildung	 von	 Förderlehrern	
(FölSO)	bestanden	hat.

§ 19

Zeugnis,	Platzziffer

(1)	 1Hat	 die	 Prüfungsteilnehmerin	 oder	 der	 Prü-
fungsteilnehmer	die	Prüfung	bestanden,	so	erhält	sie	
oder	 er	 ein	 Zeugnis,	 das	 die	 Noten	 der	 Abschluss-
prüfung	 am	 Staatsinstitut	 für	 die	 Ausbildung	 von	
Förderlehrern	(§ 23	Abs.	5	Sätze	1	und	2	FölSO),	die	
Noten	der	Leistungen	gemäß	§ 16	sowie	die	Gesamt-
prüfungsnote	(§ 18)	als	Gesamturteil	im	Sinn	des	§ 5	
Abs.	3	und	als	Zahlenwert	enthält.	2Das	Zeugnis	wird	
von	 der	 Leiterin	 oder	 dem	 Leiter	 des	 Prüfungsamts	
unterschrieben.	

(2)	 Wer	 die	 Prüfung	 nicht	 bestanden	 hat,	 erhält	
eine	 schriftliche	 Mitteilung,	 aus	 der	 die	 Gründe	 des	
Nichtbestehens	ersichtlich	sind.

(3)	 1Für	 diejenigen	 Prüfungsteilnehmerinnen	
und	 Prüfungsteilnehmer,	 welche	 die	 Prüfung	 be-
standen	 haben,	 setzt	 das	 vorsitzende	 Mitglied	 des	
Prüfungsausschusses	 Platzziffern	 fest.	 2Bei	 gleichen	
Notensummen	 führt	 das	 bessere	 Ergebnis	 in	 der	
schulpraktischen	Prüfung	zur	niedrigeren	Platzziffer.	
3Bei	 Erteilung	 der	 gleichen	 Platzziffer	 an	 mehrere	
Prüfungsteilnehmerinnen	 oder	 Prüfungsteilnehmer	
erhält	die	nächstbeste	Prüfungsteilnehmerin	oder	der	
nächstbeste	 Prüfungsteilnehmer	 die	 Platzziffer,	 die	
sich	ergibt,	wenn	die	mehreren	gleichen	Platzziffern	
fortlaufend	weitergezählt	werden.

(4)	 1Über	 ihre	 Platzziffer	 erhalten	 die	 Prüfungs-
teilnehmerinnen	 oder	 Prüfungsteilnehmer	 vom	 vor-
sitzenden	 Mitglied	 des	 Prüfungsausschusses	 eine	
besondere	 Bescheinigung.	 2Darin	 wird	 angegeben,	
wie	viele	Prüfungsteilnehmerinnen	und	Prüfungsteil-
nehmer	sich	der	Prüfung	unterzogen,	wie	viele	diese	
bestanden	und	wie	viele	davon	eine	Platzziffer	erhal-
ten	 haben.	 3Wird	 die	 gleiche	 Platzziffer	 an	 mehrere	
Prüfungsteilnehmerinnen	 und	 Prüfungsteilnehmer	
erteilt,	so	ist	auch	deren	Zahl	anzugeben.	

(5)	 Das	 Prüfungsamt	 kann	 den	 Prüfungsteilneh-
merinnen	und	den	Prüfungsteilnehmern	noch	vor	der	
Erteilung	der	Prüfungszeugnisse	vorläufi	ge	Beschei-
nungen	über	das	Bestehen	der	Prüfung	ausstellen.

(6)	Die	Prüfung	ist	mit	Aushändigung	oder	Zustel-
lung	 des	 Prüfungszeugnisses	 oder	 einer	 vorläufi	gen	
Bescheinigung	 über	 das	 Bestehen	 der	 Prüfung	 oder	
der	 schriftlichen	 Mitteilung	 über	 das	 Nichtbestehen	
der	Prüfung	abgelegt.

§ 20

Prüfungslisten

1Die	Prüfungsämter	haben	dem	Vorsitzenden	des	

Prüfungsausschusses	 je	 eine	 Prüfungsliste	 vorzule-
gen,	 aus	 der	 die	 Einzelnoten,	 die	 Notensumme	 und	
die	 Gesamtprüfungsnote	 der	 Prüfungsteilnehmerin-
nen	und	Prüfungsteilnehmer	hervorgehen.	 2Der	Vor-
sitzende	des	Prüfungsausschusses	leitet	die	Listen	an	
den	Landespersonalausschuss	weiter.	

Teil	2

Bestimmungen über den Vorbereitungsdienst 

§ 21	

Zulassung	zum	Vorbereitungsdienst

Zum	 Vorbereitungsdienst	 der	 Förderlehrerinnen	
und	Förderlehrer	kann	durch	die	Ernennungsbehörde	
zugelassen	werden,	wer

1.	 die	 Abschlussprüfung	 am	 Staatsinstitut	 für	 die	
Ausbildung	der	Förderlehrer	bestanden	hat	und

2.	 neben	den	sonstigen	für	die	Berufung	in	das	Be-
amtenverhältnis	auf	Widerruf	erforderlichen	Vor-
aussetzungen	die	für	die	Unterrichtstätigkeit	not-
wendige	Eignung	besitzt.

§ 22

Vorbereitungsdienst

(1)	 1Der	 Vorbereitungsdienst	 beginnt	 mit	 der	
Ernennung	zur	Beamtin	bzw.	zum	Beamten	auf	Wi-
derruf.	2Die	Beamtin	oder	der	Beamte	führt	während	
des	 Vorbereitungsdienstes	 die	 Dienstbezeichnung	
„Förderlehreranwärterin“	 oder	 „Förderlehreran-
wärter“.	

(2)	 1Der	 Vorbereitungsdienst	 dauert	 zwei	 Schul-
jahre.	2Er	ist	an	öffentlichen	Grund-,	Haupt-	oder	Mit-
telschulen	 abzuleisten.	 3Die	 Förderlehreranwärterin	
oder	 der	 Förderlehreranwärter	 kann	 mit	 ihrer	 oder	
seiner	 Zustimmung	 zur	 teilweisen	 Ableistung	 des	
Vorbereitungsdienstes	auch	an	einer	Volksschule	zur	
sonderpädagogischen	 Förderung	 eingesetzt	 werden.	
4Zeiten	 einer	 hauptberufl	ichen	 Tätigkeit	 im	 Schul-
dienst	 oder	 sonstige	 für	 die	 Ausbildung	 förderliche	
Tätigkeiten	 können	 durch	 die	 Ernennungsbehörde	
bis	zu	einem	Jahr	auf	den	Vorbereitungsdienst	ange-
rechnet	werden.	

§ 23	

Ziel	und	Durchführung	des	Vorbereitungsdienstes

(1)	 1Zielsetzung	 des	 Vorbereitungsdienstes	 ist	
es,	der	Förderlehreranwärterin	und	dem	Förderleh-
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reranwärter	 die	 Qualifi	kation	 für	 das	 Förderlehr-
amt	 mit	 Einstieg	 in	 der	 dritten	 Qualifi	kationsebene	
zu	 vermitteln.	 2Durch	 eigene	 Unterrichtstätigkeit,	
durch	 Hospitation,	 durch	 die	 Zusammenarbeit	 mit	
den	 Klassenlehrkräften	 sowie	 durch	 die	 Teilnahme	
an	 den	 Seminarveranstaltungen	 soll	 die	 Förderleh-
reranwärterin	 oder	 der	 Förderlehreranwärter	 in	 die	
Lage	 versetzt	 werden,	 die	 förderlehrerspezifi	schen	
Aufgaben	 qualifi	ziert	 und	 umfassend	 zu	 erfüllen.	
3Die	 Inhalte	 hierfür	 werden	 vom	 Staatsministerium	
bestimmt.

(2)	 1Der	 Vorbereitungsdienst	 schließt	 mit	 der	
Zweiten	 Prüfung	 der	 Förderlehrerinnen	 und	 Förder-
lehrer	 ab.	 2Die	 Förderlehreranwärterin	 und	 der	 För-
derlehreranwärter	 sind	 bis	 zum	 Ende	 des	 Vorberei-
tungsdienstes	zur	Teilnahme	und	Mitwirkung	an	den	
Seminarveranstaltungen	verpfl	ichtet.

Teil	3

Änderung anderer Vorschriften, 
Schlussbestimmungen

§ 24	

Änderung	der	Förderlehrerstudienordnung	

Die	Studienordnung	für	das	Staatsinstitut	für	die	
Ausbildung	 von	 Förderlehrern	 (Förderlehrerstudien-
ordnung	 –	 FölSO)	 vom	 24.  Juni	 2008	 (GVBl	 S.	 399,	
BayRS	2038-3-4-9-1-UK),	geändert	durch	Verordnung	
vom	8. Juli	2009	(GVBl	S. 331),	wird	wie	folgt	geän-
dert:

1.	 In	§ 23	Abs. 2	Sätze 1	und	2,	Abs. 3	Sätze 1	und	
3,	Abs. 4	Nr. 1,	Abs. 5	Satz 2	Nr. 1	und	§ 24	Abs. 1	
Nr.  1	 wird	 jeweils	 das	 Wort	 „Gesamtprüfungs-
note“	durch	das	Wort	„Gesamtnote“	ersetzt.	

2.	 In	§ 25	Abs. 2	Satz	1	werden	die	Worte	„das	Ge-
samtprüfungsergebnis“	durch	die	Worte	„die	Ge-
samtnote“	ersetzt.

§ 25

Inkrafttreten,	Außerkrafttreten,	
Übergangsbestimmung

(1)	 1Diese	 Verordnung	 tritt	 mit	 Wirkung	 vom	
1. August	2011	in	Kraft.	2Abweichend	von	Satz	1	tritt	
§ 24	mit	Wirkung	vom	1. Juli	2011	in	Kraft.

(2)	Mit	Ablauf	des	31. Juli	2011	treten

1.	 die	 Ordnung	 der	 Zweiten	 Prüfung	 der	 För-
derlehrer	 (Förderlehrerprüfungsordnung  II	 –
FölPO  II)	 vom	 22.  Januar	 1974	 (GVBl	 S.	 47,
BayRS	2038-3-4-9-3-UK),	 zuletzt	geändert	durch	
Verordnung	vom	22. August	 1995	 (GVBl	S.	 661,	
ber.	1996,	S. 50),	und

2.	 die	Verordnung	über	den	Vorbereitungsdienst	der
Förderlehrer	an	Volksschulen	vom	29. August	1972
(GVBl	S.	410,	ber.	S.	440,	BayRS	2038-3-4–9-2-UK),
geändert	durch	Verordnung	vom	22. August	1995	
(GVBl	S.	661,	ber.	1996,	S.	50),

außer	Kraft.

(3)	Abweichend	von	Abs.	2	Nr. 1	gilt	für	Prüfungs-
teilnehmerinnen	oder	Prüfungsteilnehmer	die	Förder-
lehrerprüfungsordnung	 II	 in	der	bis	 zum	Ablauf	des	
31. Juli	2011	geltenden	Fassung	weiter,	wenn	sie

1.	 ihren	 Vorbereitungsdienst	 vor	 dem	 1.  August	
2011	begonnen	und	ohne	Unterbrechung	fortge-
setzt	haben,	 auch	wenn	 sie	 in	den	Jahren	2012,	
2013	 oder	 2014	 die	 Prüfung	 wegen	 Nichtbeste-
hens	oder	freiwillig	wiederholen,	oder

2.	 den	Vorbereitungsdienst	vor	dem	1. August	2011	
begonnen	und	nicht	mehr	als	drei	Jahre	unterbro-
chen	haben.

München,	den	15. Juli	2011

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus

Dr.	Ludwig		S	p	a	e	n	l	e	,		Staatsminister
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2032-2-5-F

Verordnung 
über Sachbezugswerte 

und ihre Anrechnung auf die Besoldung 
(Bayerische Sachbezugsverordnung – BaySachbezV)

Vom 21. Juli 2011

Auf	 Grund	 des	 Art.	 11	 des	 Bayerischen	 Besol-
dungsgesetzes	(BayBesG)	vom	5.	August	2010	(GVBl	
S.	410,	ber.	S.	764,	BayRS	2032-1-1-F),	geändert	durch	
Art. 15	des	Gesetzes	vom	14.	April	2011	(GVBl	S.	150),	
erlässt	 das	 Bayerische	 Staatsministerium	 der	 Finan-
zen	folgende	Verordnung:

§	1

Sachbezugswerte	für	gewährte	Verpfl	egung

(1)	 Nehmen	 Beamte	 oder	 Beamtinnen	 des	 Frei-
staates	 Bayern	 an	 staatlichen	 Einrichtungen	 an	 der	
Gemeinschaftsverpfl	egung	teil,	so	werden	als	Sachbe-
zugswert	die	Beträge	nach	§	2	Abs.	1	der	Verordnung	
über	 die	 sozialversicherungsrechtliche	 Beurteilung	
von	 Zuwendungen	 des	 Arbeitgebers	 als	 Arbeitsent-
gelt	 (Sozialversicherungsentgeltverordnung	 –	 SvEV)	
vom	21.	Dezember	2006	(BGBl	I	S. 3385)	in	der	jeweils	
geltenden	Fassung	auf	die	Besoldung	angerechnet.

(2)	 1Bei	 Diät-	 oder	 Schonkost	 erhöhen	 sich	 die	
Beträge	nach	Abs.	1	um	15	v.H.	2Wird	einem	Teil	der	
Beamten	oder	Beamtinnen	eine	nicht	unter	Satz	1	fal-
lende	höherwertige	Verpfl	egung	gewährt	als	den	üb-
rigen	Verpfl	egungsteilnehmern	und	-teilnehmerinnen	
(Sonderessen),	 sind	 als	 Sachbezugswert	 die	 auf	 das	
Essen	entfallenden	Lebensmittelkosten	zuzüglich	ei-
nes	Aufschlags	von	75	v.H.	anzurechnen.

(3)	Wird	die	Gemeinschaftsverpfl	egung	nicht	 für	
einen	vollen	Kalendermonat	in	Anspruch	genommen,	
wird	nur	der	Teil	des	Werts	nach	Abs.	1	auf	die	Be-
soldung	angerechnet,	der	auf	den	Zeitraum	der	Inan-
spruchnahme	entfällt.	

§	2

Sonderregelung	für	Beamte	und	Beamtinnen	der	
Bayerischen	Bereitschaftspolizei

Für	 Polizeivollzugsbeamte	 und	 Polizeivollzugs-
beamtinnen	 der	 Bayerischen	 Bereitschaftspolizei	 in	
Ausbildung,	die	zur	Teilnahme	an	der	Gemeinschafts-
verpfl	egung	 verpfl	ichtet	 sind,	 beträgt	 der	 Sachbe-
zugswert	

1.	 an	den	Standorten	der	Bereitschaftspolizei

a)	 für	das	Frühstück	 	 	 	 1,25	€,

b)	 für	das	Mittagessen		 	 	 2,05	€,

c)	 für	das	Abendessen		 	 	 1,55	€,

d)	 für	die	volle	Tagesverpfl	egung	 4,85	€,

2.	 in	den	Bergunterkünften	der	Polizei	und	der	Außen-
stelle	des	Fortbildungsinstituts	in	Herzogau

a)	 für	das	Frühstück	 	 	 	 1,60	€,

b)	 für	das	Mittagessen		 	 	 3,10	€,

c)	 für	das	Abendessen		 	 	 2,55	€,

d)	 für	die	volle	Tagesverpfl	egung	 7,25	€.

§	3

Entgelt	für	gewährte	Verpfl	egung

Eine	vom	Freistaat	Bayern	seinen	Bediensteten	ge-
währte	Verpfl	egung	stellt	keinen	Sachbezug	im	Sinn	
des	§	1	dar,	wenn	der	oder	die	Bedienstete	ein	Entgelt	
für	die	Verpfl	egung	an	den	Dienstherrn	abführt,	das	
mindestens	dem	Wert	nach	§	1	entspricht;	andernfalls	
ist	die	Differenz	als	Sachbezug	anzusetzen.

§	4

Sachbezugswerte	für	die	Nutzung	
von	Dienstkraftwagen

(1)	 1Wird	 Beamten,	 Beamtinnen,	 Richtern	 oder	
Richterinnen	 des	 Freistaates	 Bayern	 die	 Nutzung	
von	 Dienstkraftwagen	 zu	 Privatfahrten	 genehmigt,	
wird	 je	 Fahrtkilometer	 (zuzüglich	 Leerkilometern)	
der	Nutzung	ein	Sachbezugswert	auf	die	Besoldung	
angerechnet.	2Als	Sachbezugswert	nach	Satz	1	ist	bei	
Selbstfahrern	 oder	 Selbstfahrerinnen	 die	 Wegstre-
ckenentschädigung	nach	Art.	6	Abs.	1	Satz	1	Nr.	1	des	
Bayerischen	 Reisekostengesetzes	 anzurechnen;	 bei	
Inanspruchnahme	 eines	 Fahrers	 oder	 einer	 Fahrerin	
ist	 der	 Sachbezugswert	 nach	 Halbsatz	 1	 um	 30	 v.H.	
zu	 erhöhen.	 3Die	 Benutzer	 haben	 ferner	 die	 Reise-
kosten	des	Fahrers	oder	der	Fahrerin	und	die	Kosten	
der	 Unterbringung	 des	 Fahrzeugs	 zu	 erstatten.	 4Die	
oberste	 Dienstbehörde	 kann	 im	 Einvernehmen	 mit	
dem	Staatsministerium	der	Finanzen	bestimmen,	dass	
schwerbehinderten	 Menschen	 für	 die	 Nutzung	 von	
Dienstkraftwagen	 für	 Fahrten	 zwischen	 Wohnung	
und	Dienststelle	ein	ermäßigter	Sachbezugswert	an-
gerechnet	wird,	wenn	ihnen	die	Benutzung	eines	an-
deren	Verkehrsmittels	nicht	zuzumuten	ist.

2032-2-5-F

Verordnung  
über Sachbezugswerte  

und ihre Anrechnung auf die Besoldung  
(Bayerische Sachbezugsverordnung – BaySachbezV)

Vom 21. Juli 2011
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(2)	 Abs.	 1	 gilt	 nicht,	 wenn	 und	 soweit	 Beamte,	
Beamtinnen,	 Richter	 oder	 Richterinnen	 auf	 Grund	
einer	Regelung	nach	Art.	52	Satz	2	der	Bayerischen	
Haushaltsordnung	zur	unentgeltlichen	Nutzung	eines	
Dienstkraftwagens	zu	Privatfahrten	berechtigt	sind.

(3)	1Ist	die	Nutzung	des	Dienstkraftwagens	für	die	
Dauer	 eines	 Kalenderjahres	 genehmigt	 worden,	 so	
ist	 der	 monatlich	 auf	 die	 Besoldung	 anzurechnende	
Sachbezugswert	 (Abs.	 1	 Sätze	 1,	 2	 und	 4)	 für	 Fahr-
ten	zwischen	Wohnung	und	Dienststelle	zu	pauscha-
lieren.	2Die	Pauschale	ist	auf	ein	Zwölftel	des	Betrags	
der	 Sachbezugswerte	 festzusetzen,	 der	 sich	 für	 180	
Nutzungstage	 ergibt.	 3Wird	 der	 Dienstkraftwagen	
auch	zu	Mittagsheimfahrten	genutzt,	 ist	dies	bei	der	
Pauschalierung	 zu	 berücksichtigen.	 4Wird	 das	 Fahr-
zeug	 an	 mehr	 als	 40	 Arbeitstagen	 im	 Kalenderjahr	
wegen	Krankheit	oder	dienstlicher	Abwesenheit	an-
lässlich	 von	 Dienstreisen	 oder	 anderen	 dienstlichen	
Veranstaltungen	 nicht	 genutzt,	 so	 sind	 die	 darüber	
hinausgehenden	Tage	der	Nichtbenutzung	des	Fahr-
zeugs	bei	der	Berechnung	der	Pauschale	von	den	ihr	
zugrunde	zu	legenden	Nutzungstagen	(180	Tage)	ab-
zuziehen.

(4)	 1Wird	der	Dienstkraftwagen	auch	zu	anderen	
als	 zu	 Fahrten	 zwischen	 Wohnung	 und	 Dienststelle	
privat	genutzt	und	ist	der	Umfang	dieser	Nutzung	vor	
der	Pauschalierung	des	Sachbezugswerts	bekannt,	ist	
dies	bei	der	Festsetzung	des	monatlich	auf	die	Besol-
dung	 anzurechnenden	 Betrags	 zu	 berücksichtigen.	
2Andernfalls	 hat	 der	 Beamte	 oder	 die	 Beamtin	 den	
Umfang	der	Nutzung	zu	anderen	Fahrten	jeweils	zum	
Ablauf	eines	Kalenderhalbjahres	der	nach	Art.	14	des	
Bayerischen	Besoldungsgesetzes	(BayBesG)	zuständi-
gen	 Stelle	 zu	 erklären.	 3Der	 sich	 danach	 ergebende	
Sachbezugswert	ist	auf	die	Besoldung	anzurechnen.

§	5

Verfahren

1Für	die	Abrechnung	der	Sachbezugswerte	nach	
§§	1,	2	oder	4	teilen	die	jeweiligen	staatlichen	Einrich-
tungen,	 die	 Verpfl	egungsbetriebe	 der	 Bayerischen	
Bereitschaftspolizei	 oder	 die	 jeweils	 zuständige	 Per-
sonal	verwaltende	Stelle	die	 (voraussichtliche)	Höhe	

der	 monatlichen	 Sachbezugswerte	 für	 Beamte,	 Be-
amtinnen,	 Richter	 und	 Richterinnen	 des	 Freistaates	
Bayern	der	nach	Art.	14	BayBesG	zuständigen	Stelle	
mit.	 2Für	 Arbeitnehmer	 und	 Arbeitnehmerinnen	 des	
Freistaates	Bayern	erfolgt	die	Mitteilung	an	die	für	die	
Auszahlung	der	Bezüge	zuständige	Bezügestelle.

§	6

Arbeitnehmer	und	Arbeitnehmerinnen

Diese	 Verordnung	 gilt	 für	 Arbeitnehmer	 und	
Arbeitnehmerinnen	 des	 Freistaates	 Bayern	 entspre-
chend,	 soweit	nicht	eine	günstigere	 tarifvertragliche	
Regelung	besteht.

§	7

Gewährung	von	Verpfl	egung	durch	
nicht	staatliche	Einrichtungen

Für	Beamte,	Beamtinnen,	Arbeitnehmer	und	Ar-
beitnehmerinnen	des	Freistaates	Bayern,	die	an	nicht	
staatlichen	Einrichtungen	Verpfl	egung	als	Sachbezug	
erhalten,	gelten	§§	1,	3,	5	und	6	entsprechend.

§	8

Inkrafttreten,	Außerkrafttreten

(1)	Diese	Verordnung	tritt	am	1.	September	2011	
in	Kraft.

(2)	Mit	Ablauf	des	31.	August	2011	tritt	die	Verord-
nung	über	Sachbezugswerte	und	ihre	Anrechnung	auf	
Besoldung	vom	8. Dezember	1981	(BayRS	2032-2-5-F),	
zuletzt	 geändert	 durch	 Verordnung	 vom	 12.	 Januar	
2009	(GVBl	S. 13),	außer	Kraft.	

München,	den	21.	Juli	2011

Bayerisches Staatsministerium der Finanzen

Georg		F	a	h	r	e	n	s	c	h	o	n	,		Staatsminister
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Auf	Grund	des	Art. 4	Abs. 4	des	Gesetzes	über	die	
Organisation	der	Bayerischen	Staatlichen	Polizei	–	Po-
lizeiorganisationsgesetz	–	POG	–	(BayRS	2012-2-1-I),	
zuletzt	geändert	durch	§ 1	des	Gesetzes	vom	8. Febru-
ar	2010	(GVBl	S. 54),	erlässt	das	Bayerische	Staatsmi-
nisterium	des	Innern	folgende	Verordnung:

§ 1

Nr. 5	der	Anlage 1	der	Verordnung	zur	Durchfüh-
rung	des	Polizeiorganisationsgesetzes	(DVPOG)	vom	
10. März	1998	(GVBl	S. 136,	BayRS	2012-2-1-1-I),	zu-
letzt	geändert	durch	§ 2	des	Gesetzes	vom	8. Februar	
2010	(GVBl	S. 54),	wird	wie	folgt	geändert:

1.	 Nrn. 5.17	bis	5.19	werden	durch	folgende	Nrn. 5.17	
und	5.18	ersetzt:

„5.17	 Polizeiinspektion	Regensburg	Süd
		5.18	 Polizeiinspektion	Regensburg	Nord“.

2.	 Die	bisherigen	Nrn. 5.20	bis	5.36	werden	Nrn. 5.19	
bis	5.35.

§ 2

Diese	Verordnung	tritt	mit	Wirkung	vom	12. Juli	
2011	in	Kraft.

München,	den	29. Juli	2011

Bayerisches Staatsministerium des Innern

Joachim		H	e	r	r	m	a	n	n	,		Staatsminister

2012-2-1-1-I

Neunte Verordnung 
zur Änderung der 

Verordnung zur Durchführung des 
Polizeiorganisationsgesetzes

Vom 29. Juli 2011

2012-2-1-1-I

Neunte Verordnung  
zur Änderung der  

Verordnung zur Durchführung des  
Polizeiorganisationsgesetzes

Vom 29. Juli 2011
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Auf	Grund	von	Art.	15	Satz	4,	Art.	45	Abs.	2	Satz	4,	
Art.	89	und	128	Abs.	1	des	Bayerischen	Gesetzes	über	
das	 Erziehungs-	 und	 Unterrichtswesen	 (BayEUG)	 in	
der	Fassung	der	Bekanntmachung	vom	31.	Mai	2000	
(GVBl	 S.	 414,	 ber.	 S.	 632,	 BayRS	 2230-1-1-UK),	 zu-
letzt	geändert	durch	Gesetz	vom	20.	Juli	2011	(GVBl	
S.  313),	 erlässt	das	Bayerische	Staatsministerium	 für	
Unterricht	und	Kultus	folgende	Verordnung:

§ 1

Die	Schulordnung	für	die	zweijährigen	Fachschu-
len	(Fachschulordnung	–	FSO)	vom	6.	September	1985	
(GVBl	S.	555,	ber.	S.	662,	BayRS	2236-6-1-1-UK),	zu-
letzt	 geändert	 durch	 Verordnung	 vom	 15.	 Juli	 2010	
(GVBl	S.	390),	wird	wie	folgt	geändert:

1.	 § 1	Abs.	1	Nr. 1	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 Es	wird	folgende	neue	Nr. 1.01	eingefügt:

„1.01	 Augenoptik“.

b)	 Die	 bisherigen	 Nrn.  1.01	 bis	 1.24	 werden	
Nrn. 1.02	bis	1.25.

2.	 Anlage	1	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 Es	wird	eine	neue	Nr. 1.01	in	der	Fassung	der	
Anlage	zu	dieser	Verordnung	eingefügt.

b)	 Die	 bisherige	 Nr.  1.01	 wird	 Nr.  1.02	 (Fach-
richtung	 Bautechnik);	 im	 Abschnitt	 „Wahl-
pfl	ichtfächer“	wird	in	der	Zeile	„Energetische	
Nachweise4)5)“	in	der	Spalte	„Wochenstunden	
2.	Schuljahr“	die	Zahl	„4“	durch	die	Zahl	„3“	
ersetzt.

c)	 Die	 bisherigen	 Nrn.  1.02	 bis	 1.07	 werden	
Nrn. 1.03	bis	1.08.

d)	 Die	bisherige	Nr. 1.08	wird	Nr. 1.09	(Fachrich-
tung	 Fleischtechnik);	 im	 Abschnitt	 „Pfl	icht-
fächer“	 wird	 in	 der	 Spalte	 „Wochenstunden	
2.	Schuljahr“	 die	 Zahl	 „20“	 durch	 die	 Zahl	
„22“	ersetzt.

e)	 Die	 bisherigen	 Nrn.  1.09	 bis	 1.11	 werden	
Nrn. 1.10	bis	1.12.

f)	 Die	bisherige	Nr. 1.12	wird	Nr. 1.13	(Fachrich-
tung	 Heizungs-,	 Sanitär-	 und	 Klimatechnik);	
im	Abschnitt	„Pfl	ichtfächer“	wird	in	der	Spal-
te	 „Wochenstunden	 2.	 Schuljahr“	 die	 Zahl	
„15“	durch	die	Zahl	„20“	ersetzt.

2236-6-1-1-UK
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g)	 Die	 bisherigen	 Nrn.  1.13	 bis	 1.15	 werden	
Nrn. 1.14	bis	1.16.

h)	 Die	bisherige	Nr. 1.16	wird	Nr. 1.17	(Fachrich-
tung	Kunststofftechnik)	und	wie	folgt	geändert:

aa)	 Im	 Abschnitt	 „Pfl	ichtfächer“	 werden	
den	 Worten	 „Steuerungstechnik“	 und	
„Kunststoffkunde“	 jeweils	 die	 Fußnoten	
„4)	5)“	angefügt.

bb)	Im	 Abschnitt	 „Pfl	ichtfächer“	 wird	 in	 der	
Spalte	„Wochenstunden	2. Schuljahr“	die	
Zahl	„15“	durch	die	Zahl	„17“	ersetzt.

i)	 Die	bisherige	Nr. 1.17	wird	Nr. 1.18.

j)	 Die	bisherige	Nr. 1.18	wird	Nr. 1.19	(Fachrich-
tung	 Maschinenbautechnik);	 im	 Abschnitt	
„Wahlpfl	ichtfächer“	werden	die	Worte	„Ver-
fahren	 mechatronischer	 Systeme4)5)“	 durch	
die	 Worte	 „Mechatronische	 Systementwick-
lung4)5)“	ersetzt.

k)	 Die	 bisherigen	 Nrn.  1.19	 bis	 1.24	 werden	
Nrn. 1.20	bis	1.25.

l)	 In	 Nr.  3.04	 (Fachschule	 für	 das	 Hotel-	 und	
Gaststättengewerbe)	 werden	 im	 Abschnitt	
„Pfl	ichtfächer“	in	der	Spalte	„Wochenstunden	
2.	Schuljahr“	die	Zahl	„21“	durch	die	Zahl	„19“	
und	die	Zahl	„12“	durch	die	Zahl	„14“	ersetzt.

3.	 Anlage	2	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 Es	wird	folgende	Nr. 1.01	eingefügt:

„1.01	Augenoptik				staatlich	geprüfter	Augen-
optiker/staatlich	 geprüfte	
Augenoptikerin“.

b)	 Die	 bisherigen	 Nrn.  1.01	 bis	 1.24	 werden	
Nrn.	1.02	bis	1.25.

§ 2

Diese	 Verordnung	 tritt	 mit	 Wirkung	 vom	 1.	 Au-
gust	2011	in	Kraft.

München,	den	29.	Juli	2011

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus

Dr.	Ludwig		S	p	a	e	n	l	e	,		Staatsminister

2236-6-1-1-UK

Neunte Verordnung  
zur Änderung der Fachschulordnung

Vom 29. Juli 2011



400 Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 15/20112 Bayerisches	Gesetz-	und	Verordnungsblatt	Nr.	15/2011

Anlage

1.01 Fachrichtung Augenoptik

Fächer

Wochenstunden

1.	Schuljahr 2.	Schuljahr

Pfl ichtfächer

Deutsch1) 2 –

Englisch1) 2 2

Mathematik	I 5 –

Mathematik	II1)	2) – 2

Wirtschafts-	und	Sozialkunde1) 2 –

Betriebspsychologie – 2

Anatomie,	Physiologie	und	Pathologie 3 3

Optik	und	Instrumentenkunde 4 4

Optometrie 3 4

Optometrische	Übungen 4 4

Brillenlehre 2 2

Brillenanpassung 1 2

Kontaktlinsenlehre 2 3

Kontaktlinsenanpassung 3 4

Datenverarbeitung 1 1

Qualitätssicherung 2 –

Personalführung – 2

Betriebswirtschaft 2 3

38 38

Fächer des schriftlichen und praktischen Teils
der Abschlussprüfung

Anatomie,	Physiologie,	Pathologie

Optometrie

Brillenlehre

Kontaktlinsenlehre

Betriebswirtschaft

Optometrische	Übungen

Brillenanpassung

Kontaktlinsenanpassung

1)	 Das	Fach	ist	in	die	Ergänzungsprüfung	zum	Erwerb	der	Fachhochschulreife	einzubringen.

2)	 In	dem	Fach	ist	die	schriftliche	Ergänzungsprüfung	abzulegen.	Das	Fach	kann	abgewählt	werden;	die	Gesamtzahl	der	Wochen-
stunden	des	2.	Schuljahres	verringert	sich	dann	auf	36.
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Auf	Grund	von	

1.	 Art.	 6	 Abs.	 4	 Satz	 1	 und	 Abs.	 5	 Satz	 2,	 Art.	 18	
Abs.	1	Satz	3	Halbsatz	2,	Art.	 49	Abs.	 3,	Art.	 81	
Abs.	6	Satz	2,	Art.	86	Abs.	2	Satz	3,	Art.	92	Abs.	2	
Halbsatz	2	und	Art.	139	Abs. 10	des	Bayerischen	
Beamtengesetzes	 (BayBG)	 vom	 29.  Juli	 2008	
(GVBl	S.	500,	BayRS	2030-1-1-F),	zuletzt	geändert	
durch	 Art.  13	 des	 Gesetzes	 vom	 14.  April	 2011	
(GVBl	S. 150),

2.	 Art.	31	Abs.	2	Satz	2,	Art.	75	Abs.	2	Satz	2,	Art.	81	
Abs.	 1	 und	 Art.	 102	 Satz	 3	 des	 Bayerischen	 Be-
soldungsgesetzes	(BayBesG)	vom	5. August	2010	
(GVBl	S.	410,	ber.	S.	764,	BayRS	2032-1-1-F),	ge-
ändert	durch	Art. 15	des	Gesetzes	vom	14. April	
2011	(GVBl	S. 150),

3.	 Art.	3	Abs.	1	Satz	2	und	Art.	37	Abs.	3	Satz	2	des	
Gesetzes	 über	 die	 Leistungslaufbahn	 und	 die	
Fachlaufbahnen	 der	 bayerischen	 Beamten	 und	
Beamtinnen	 (Leistungslaufbahngesetz	 –	 LlbG)	
vom	 5.  August	 2010	 (GVBl	 S.  410,	 571,	 BayRS	
2030-1-4-F),

4.	 § 18	Abs.	1	Satz	2	der	Verordnung	über	den	Ur-
laub	 der	 bayerischen	 Beamten	 und	 Richter	 (Ur-
laubsverordnung	–	UrlV)	vom	24. Juni	1997	(GVBl	
S.	 173,	 ber.	 S.	 486,	 BayRS	 2030-2-25-F),	 zuletzt	
geändert	durch	§ 7	der	Verordnung	vom	5. Januar	
2011	(GVBl	S.	12),

5.	 § 2	Abs.	3	Satz	1,	§ 4	Abs.	1	Satz	1,	§ 6	Abs.	1	Satz	1,	
§ 7	Abs.	4	Satz	3,	§ 8	Abs.	1	Satz	5	und	§ 9	Abs.	1	
Satz	4	der	Verordnung	über	die	Arbeitszeit	für	den	
bayerischen	 öffentlichen	 Dienst	 (Arbeitszeitver-
ordnung	–	AzV)	vom	25.  Juli	 1995	 (GVBl	S.	409,	
BayRS	 2030-2-20-F),	 zuletzt	 geändert	 durch	 §	4	
der	Verordnung	vom	5. Januar	2011	(GVBl	S. 12),

6.	 §  5	 Abs.	 1	 Satz	 2	 der	 Verordnung	 über	 die	 Ge-
währung	von	Jubiläumszuwendungen	an	Beamte	
und	 Richter	 (Jubiläumszuwendungsverordnung	
–	 JzV)	 vom	 1.  März	 2005	 (GVBl	 S.	 76,	 BayRS
2030-2-24-F),	zuletzt	geändert	durch	§ 6	der	Ver-
ordnung	vom	5. Januar	2011	(GVBl	S.	12),	und

7.	 Art.	26	Satz	2	des	Bayerischen	Gesetzes	über	die	
Reisekostenvergütung	 der	 Beamten	 und	 Richter	

2030-3-2-1-I

Verordnung 
zur Änderung der 

Verordnung über beamten-, richter-, besoldungs-, reisekosten-, trennungsgeld- 
und umzugskostenrechtliche Zuständigkeiten für Staatsbeamte im 
 Geschäftsbereich des Bayerischen Staatsministeriums des Innern 

und über die Zuständigkeit zur Entscheidung 
über die Versagung der Aussagegenehmigung für Kommunalbeamte

Vom 1. August 2011

(Bayerisches	 Reisekostengesetz	 –	 BayRKG)	 vom	
24. April	2001	 (GVBl	S.	133,	BayRS	2032-4-1-F),	
zuletzt	 geändert	 durch	 §	12	 des	 Gesetzes	 vom	
5. August	2010	(GVBl	S.	410),	

erlässt	 das	 Bayerische	 Staatsministerium	 des	 Innern	
im	 Einvernehmen	 mit	 dem	 Bayerischen	 Staatsmini-
sterium	der	Finanzen	folgende	Verordnung:

§ 1

Die	 Verordnung	 über	 beamten-,	 richter-,	 besol-
dungs-,	 reisekosten-,	 trennungsgeld-	 und	 umzugs-
kostenrechtliche	Zuständigkeiten	für	Staatsbeamte	im	
Geschäftsbereich	des	Bayerischen	Staatsministeriums	
des	Innern	und	über	die	Zuständigkeit	zur	Entschei-
dung	über	die	Versagung	der	Aussagegenehmigung	
für	 Kommunalbeamte	 (ZustV-IM)	 vom	 2.  März	 2007	
(GVBl	 S.	 216,	 BayRS	 2030-3-2-1-I),	 zuletzt	 geändert	
durch	§ 1	der	Verordnung	vom	3. Januar	2011	(GVBl	
S.	22),	wird	wie	folgt	geändert:

1.	 § 1	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 Abs.	1	wird	wie	folgt	geändert:

aa)	 Es	wird	folgende	neue	Nr. 5	eingefügt:

„5.	 dem	 Landesamt	 für	 Datenschutzauf-
sicht	für	seine	Beamten	und	Beamtin-
nen,“.

bb)	Die	 bisherigen	 Nrn.  5	 und	 6	 werden	
Nrn. 6	und	7.

b)	 In	Abs.	2	Satz	2	wird	die	Zahl	„4“	durch	die	
Zahl	„5“	ersetzt.

2.	 In	 §  2	 Abs.	 3	 wird	 das	 Wort	 „übrigen“	 gestri-
chen	 und	 nach	 den	 Worten	 „§  1“	 die	 Worte
„Abs.	1	Nrn.	1	bis	4,	6	und	7	sowie	Abs.	3“	ein-
gefügt.

3.	 § 3	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 In	 Abs.	 1	 Nr.	 2	 werden	 die	 Worte	 „und	 Ge-
schenken“	 durch	 die	 Worte	 „,Geschenken	
und	sonstigen	Vorteilen“	ersetzt.

2030-3-2-1-I
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b)	 Abs.	2	erhält	folgende	Fassung:

„(2)	Den	Landratsämtern	für	 ihre	Staats-
beamten	 und	 -beamtinnen	 und	 den	 Präsi-
denten	und	Präsidentinnen	der	Verwaltungs-
gerichte	 für	 die	 Beamten	 und	 Beamtinnen	
werden	die	Befugnisse	übertragen

1.	 nach	Art.	81	Abs.	6	Satz	1	BayBG	(Neben-
tätigkeit)	 für	 die	 Beamten	 und	 Beamtin-
nen	bis	Besoldungsgruppe	A13,	die	nicht	
in	der	vierten	Qualifi	kationsebene	einge-
stiegen	sind,	und

2.	 nach	Art.	6	Abs.	5	Satz	1	BayBG	(Annah-
me	 von	 Belohnungen,	 Geschenken	 und	
sonstigen	Vorteilen).“

c)	 Abs.	4	erhält	folgende	Fassung:

„(4)	 Für	 den	 Präsidenten	 oder	 die	 Präsi-
dentin	 des	 Verwaltungsgerichtshofs	 und	 die	
übrigen	Leiter	und	Leiterinnen	der	in	§ 1	ge-
nannten	 Behörden	 ist	 das	 Staatsministerium	
des	Innern	zuständig.“

4.	 § 4	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 Abs.	1	wird	wie	folgt	geändert:

aa)	 Es	wird	folgende	neue	Nr.	5	eingefügt:

„5.	 Vorverlegung	 des	 allgemeinen	

Dienstzeitbeginns	nach	Art.	15	Abs.	3	
Sätze	1	und	2	LlbG,“.

bb)	Die	bisherigen	Nrn. 5	bis	8	werden	Nrn. 	6	
bis	9.

b)	 In	Abs.	2	werden	nach	dem	Wort	„Regierun-
gen“	die	Worte	„, dem	Landesamt	für	Daten-
schutzaufsicht“	eingefügt.

5.	 In	§ 5	Abs.	1	werden	nach	den	Worten	„über	die“	
die	Worte	„Erteilung	von	Aufl	agen	und	 für	die“	
eingefügt.	

6.	 In	§ 6	Abs.	2	werden	nach	den	Worten	„Verwal-
tungsgerichtshofs	und“	die	Worte	„sowie	des	Lan-
desamts	für	Datenschutzaufsicht“	eingefügt.

7.	 In	§ 9	werden	nach	den	Worten	„Abs.	2“	die	Wor-
te	„und	Art.	47	Abs.	2	Satz	2“	eingefügt.

§ 2

Diese	 Verordnung	 tritt	 am	 17.  August	 2011	 in	
Kraft.	

München,	den	1. August	2011

Bayerisches Staatsministerium des Innern

Joachim		H	e	r	r	m	a	n	n	,		Staatsminister
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Auf	 Grund	 des	 Art.	 31	 des	 Bayerischen	 Feuer-
wehrgesetzes	–	BayFwG	–	 (BayRS	215-3-1-I),	zuletzt	
geändert	durch	Gesetz	vom	25. Februar	2008	 (GVBl	
S.	 40),	 erlässt	 das	 Bayerische	 Staatsministerium	 des	
Innern	folgende	Verordnung:

§ 1

Die	 Verordnung	 zur	 Ausführung	 des	 Bayeri-
schen	 Feuerwehrgesetzes	 –	 AVBayFwG	 –	 (BayRS
215-3-1-1-I),	zuletzt	geändert	durch	Verordnung	vom	
30. September	2009	(GVBl	S.	530),	wird	wie	folgt	ge-
ändert:

1.	 § 11	Abs. 7	erhält	folgende	Fassung:

„(7)	 Feuerwehrkommandanten	 und	 ihren	
Stellvertretern	wird	für	Reisen	und	Gänge,	die	aus-
schließlich	zur	Wahrnehmung	der	ihnen	obliegen-
den	Aufgaben	durchgeführt	werden,	Reisekosten-
vergütung	in	entsprechender	Anwendung	der	für	
Beamte,	 ausgenommen	 der	 Besoldungsgruppen	
A1	bis	A7,	geltenden	Vorschriften	gewährt;	Art. 5	
Abs. 1	Satz 3	des	Bayerischen	Gesetzes	über	die	
Reisekostenvergütung	 der	 Beamten	 und	 Richter	
(Bayerisches	 Reisekostengesetz	 –	 BayRKG)	 vom	
24.  April	 2001	 (GVBl	 S.	 133,	 BayRS	 2032-4-1-F),	

215-3-1-1-I

Achte Verordnung 
zur Änderung der 

Verordnung zur Ausführung des 
Bayerischen Feuerwehrgesetzes

Vom 2. August 2011

zuletzt	 geändert	 durch	 §  12	 des	 Gesetzes	 vom	
5. August	2010	(GVBl	S.	410),	fi	ndet	keine	Anwen-
dung.“

2.	 § 13	Abs. 4	erhält	folgende	Fassung:

„(4)	 Kreisbrandräten,	 Kreisbrandinspektoren	
und	Kreisbrandmeistern	wird	für	Reisen	und	Gän-
ge,	die	ausschließlich	zur	Wahrnehmung	der	 ih-
nen	obliegenden	Aufgaben	durchgeführt	werden,	
Reisekostenvergütung	in	entsprechender	Anwen-
dung	 der	 für	 Beamte,	 ausgenommen	 der	 Besol-
dungsgruppen	A1	bis	A7,	geltenden	Vorschriften	
gewährt;	Art. 5	Abs. 1	Satz 3	BayRKG	fi	ndet	keine	
Anwendung.“

§ 2

Diese	 Verordnung	 tritt	 mit	 Wirkung	 vom	 1.  Au-
gust	2011	in	Kraft.	

München,	den	2. August	2011

Bayerisches Staatsministerium des Innern

Joachim		H	e	r	r	m	a	n	n	,		Staatsminister
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Vom 2. August 2011
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2251-17-S

Druckfehlerberichtigung

Die	Bekanntmachung	des	Fünfzehnten	Staatsver-
trages	 zur	 Änderung	 rundfunkrechtlicher	 Staatsver-
träge	(Fünfzehnter	Rundfunkänderungsstaatsvertrag)	
vom	7. Juni	2011	(GVBl	S. 258)	wird	wie	folgt	berich-
tigt:

Im	Rundfunkbeitragsstaatsvertrag	(Art. 1	des	Fünf-
zehnten	Rundfunkänderungsstaatsvertrag)	muss	es	in	
§ 8	Abs. 4	Nr. 12	statt	„Zulassungsart“	richtig	„Zulas-
sungsort“	lauten.

2251-17-S

Druckfehlerberichtigung


